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In eigener Sache 

Von AlB zu DRITIE WELT 
Liebe Leserinnen und Leser, 

sicher ist auch Ih nen die neue Aufmach ung des AlB ins Auge gefallen. Sie werden sich 
fragen, was woh l dahinter stec kt. Nun, zunächst einmal kommt d ie neue T itelauf­
machung nicht aus heiterem Himmel. Schon im Herbst \'origen J ahres begannen wir, 
scheibchenweise das Layout zu verändern , Gleichlaufend d is ku tierten wir über ver­
schiede.ne Titelentwürfe. Dabei stießen wir sehr bald auf die Grenzen unserer Gestal­
tungsmöglic hkciten. Aus Kostengründen verzichten wir weiterhin auf den Lichtsatz, 
den co mp utergesteuer ten Umbruch, b\ciben wir bei der Zwei farbigkeit. Dies und das 
Belassen von Layout, Umbruch bei der Redaktion macht es uns im übrigen nur 
möglic h, das niedrige Preisniveau beizubehalten. 
Lay·o ut-Veränderungen müssen wir also mit bescheidenem Miu eleinsatz bewerkstel­
ligen, ohne auf Orginalität verzichten zu wollen. Verbessert werden sollen gleich falls 
Lesbarkei t und übersich tl ichkeit. Es gilt, d ie Zeitschrift stärker an vorherrschende 
Medien- bzw. Lesegewohnheiten anzunähern. 
Andererscits geht es uns darum , über die Reihen der Solidaritätsbewegung hinaus ein 
breiteres Publikum anzusprechen . Dazu bedarf es eines modernen Images, einer au f 
den ersten Blick eingängigeren Produktbezeichnung. Deshalb haben wir im Titel den 
Hauptgegenstand unserer Berichterstattung, die Dritte Welt, in den Vordergrund 
gerückt , das Tradi tionssymbol AlB hingegen kleiner gehalten . Unseren Stammleserl n· 
nen geht damit das Al B nicht ganz verloren . Unseren Neuadressaten versperren die 
vormalige Obermächtigkeit des KÜT'loels AlB und di e umständ liche E.rläuterung, einst­
mals All tiimperia listisches In formationsbulle t in, nicht mehr länger den Zugang. Dies 
erh öht, so meinen wir, unsere Chancen, den Kreis der derzeit rund J 0.000 Leser noch 
ein Stüc k in der Dritte-Welt-Szene, unter Friedens kräflen und sozia len Bewegungen zu 
erweitern. 
Ihn en gegenüber hat das AlB in den le tzten J ahren schon e ine stär kere Dffnung, 
Kooperation und Diskussionsbereitschaft angezeigt. Das soll vertieft werden, ohne \'on 
unserer ko nsequenten Parteilichkei t für die Befreiungskräfle der Dritten Welt ablou­
ruc ken, ohne an der Kri t ik des Neokolonialismus Abstriche zu machen. 
Was wir rür eine Weiteren twicklung vom AlB zur DR ITT EN WELT allerdings dringend 
brauchen, ist eine stärkere mi tgesta ltete Kritik, sind Ideen, Vorschläge, Hinweise, 
Fragen unserer Leser innen. Vielleicht gibt Ihnen die neue Verpackung Anstoß dazu. 
Schreiben Sie uns, strei ten Sie m it uns, gewinnen Sie neue Leser für uns und für die 
Sache der Völker der Drilten Welt. 

Ihre DR ITTE -WELT-Redaktion 
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Kommentar 

Die Genfer Auflösung des 
"afghanisehen Knotens" 

Die Aunösung des "afghan ischen Kno­
tens" hat begonnen. Dies nicht nur auf 
dem Papier, 50ndern auch mit ersten 
Taten. 
Der Unterzeichnung des Genfer Afgha­
nistan-Abkommenspakets am 14. April 
d.]. folgte vereinbarungsgemäß am 15. 
Mai der Beginn des sowjetischen Trup. 
penabzugs. Bis Mitte August dJ. soll 
die erste Hälfte, nämlich - laut Vize­
Außen minister Yuli M. Vorontsov -
50.000 Mann. sodann bis Mitte Februar 
1989 die andere Hälfe des Kontingents 
der Roten Armee aus dem Krisenzen­
trum am Ilindukusch zurückgezogen 
werden. 
Mit dem Abzug der Sowjets wird ein 
Kernelement des Genfer Pakets aufge· 
schnürt. Ulld e5 meint insbesondere, 
daß Pakistan die Stützpunkte der afgha. 
nischen Contra dicht zu machen und 
deren Grenzübertritte und Waffen­
transporte vom eigenen Territorium 
aus zu unterbinden hat. Die UdSSR 
und die USA verpflichteten sich. als 
Garantiemächte ihrerseits mit dafUr zu 
sorgen, daß diese Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten aufhört. 

Gewiß ist damit der .. afghanische Kno­
ten" nicht ganz durchtrennt. Das Cen­
fer Verhandlungsergebnis beinhaltet 
keinen Waffenstillstand im Innern , zwi­
schen afghanischer Regierung und 
Mojahedin. Die beiderseitige Militärhil­
fe von UdSSR und USA wird vorerst 
nicht gestoppt, nur .. symmetrisch" ge· 
drosselt. Und Cenf sagt auch nichts dar· 
über aus, ob e5 in absehbarer Zeit in 
Afghanistan ~ur nationalen Aussöh­
nung, etwa in Ce51alt einer breiten Ko­
alitionsregierung, kommen wird. 

So manche Kritiker erklären daher 
heute die Cenfer Vereinbarungen als 
nichl5nuu:ig, weil sie keine endgültige 
politische Lösung im Innern, keinen s<>­

fortigen Frieden bringen. Dies mllg auf 
den ersten Blick sogar einleuchten, vor 
allem dann, wenn man /frau die Unzu­
länglichkeiten des Genfer Pakets mit 
der AngstvorsteUung verbindet, die 
fundamentalistischen Contraführer in 
Peshawar könnten ihre Ankündigung 
einer "Nacht der langen Messer" nach 
dem 15. Februar 1989 wahrmachen. 
Doch diese Sicht <ler Dinge greift in 
mehrfacher Hinsicht zu kurz. 

Wolfram Brönner 

Zunächst einmal verkennt sie, daß mit 
den Abkommen der unabdingbare erste 
Schritt zur En!Schärfung cines regio· 
nalen Konnikts vollzogen wird, in den 
einige Mächte (Afghanistan, Pakistan, 
die UdSSR, die USA. der Iran und 
China) verstrickt sind. Das Cenfer 
Paket aufzusch.nüren heißt somit, die 
seit 1978/ 79 schwelende Gefahr eines 
Krieges Afghanistan.Pakistan zu ban· 
nen. Ein solches Szenario aber bleibt 
umso eskalationsträchtiger. je größer 
das beiderseitige militärische Engage­
ment der Weltmächte UdSSR (Trup· 
penpräsenz) und USA (Militärberater. 
Waffenlieferant Nr. I für Contra und 
Pakistan) im Konniktgeschehen ist. 
Cenfentschärft diese Cefahr. 
Cenf schafft damit zugleich neue Vor­
aussetzungen. sprich die notigen äuße­
ren Rahmenbedingungen, um einem in­
neren Frieden näherzukommen. Oben­
drein erklären die Carantiemäehte die 
politische Lösung der afghanischen 
Frage zur internen Sache der Afghanen, 
was deren Selbstbestimmungsrecht 
honoriert. 
So gesehen bringen die Anwendung der 
Cenfer Vereinbarongen bereits neue 
Realitäten hervor. Und diese begünsti· 
gen aU jene Kräfte Afghanistans, die ftir 
eine baldigstmögliche politische Ver· 
handlungslösung, einen Kompromiß­
frieden im fnnern eintreten. Daß dieser 
Prozeß, wie US-Regierungsvertreter 
voraussagen, schließlich im Kollaps der 
regierenden Revolutionärdemokraten 
und der Alleinherrschaft der Funda­
mentalisten enden muß, ist keineswegs 
zwangsläufig. 

Die Aussöhnungspolitik i'oIajibullahs ist 
nicht \·on \'omherein chancen los, 
sofern Kabul die in Cang kommende 
Friedensdynamik flexibel zu nutzen 
versteht (siehe Titelstory). In diesem 
Sinne warnen deneit in den USA selbst 
liberale außenpolitische Experten wie 
Selig S. Harrison oder Ted G. Carpenter 
die Reagan-Administration davor, von 
einem sowje tischen "Saigon" zu träu­
men und um eines vermeintlichen 
Triumphe~ willen allein auf die sog. 
"Freiheitskämpfer", die Mojahedin. zu 
setzen. 
Harrison wendet sich gegen die "hoch· 
riskante Strategie" der Unterstützung 
einer auf afghanischem Boden ausge· 
rufenen "Provisorischen Regierung" 
der Contra. Carpenter rät zur Zuriick· 
haltung, da Washington genausowenig 
wie Moskau von ein em totalen Sieg der 
afghan ischen Fundamentalisten zu er· 
warten hätte. Vielmehr drohe in diesem 
Fall ein neuer Iran bzw. Libanon, und 
ein solcher Triumph käme rur die USA 
einem "Pyrrhus-Sieg" gleich. 
Die Aunösung des "afghanischen Kno­
tens" hat jedoch noch eine ganz andere. 
eine wcltpolitische Dimension. t>1it 
dem Cenfer Paket machen die UdSSR 
und USA ihre Ankündigung des Wa· 
shingtoner Gipfels (Dezember 1987) 
wahr, parallel zu den ersten Abrii· 
stungsvereinbarungen auch bei der 
Lösung von Regionalkonnikten kon­
struktiv zusammenzuarbeiten. 
Oie Afjhanistan·Abkommen und die 
Carantenrolle der beiden Weltmächte 
ist ein erster Schritt dahin. Für Michael 
Corbatschow ist dies "ein wichtiger 
Durchbruch in der Kel te der regionalen 
Konnikte", wonach es unbedingt wei· 
tere politische Regelungen von Regio· 
nalkonniklen geben werde. Dies mag 
zu hoch gegriffen sein. Aber immerhin 
waren vor dem Moskauer Cipfel Rea· 
gan-Corbatschow hier Anstöße zu 
K.amputschea, Mitte1amerika oder An· 
gola im Cespräeh. 
Umgekehrt entfallt mit der politischen 
Beilegung des Afghanistan-Traumas ein 
gewichtiger Brem sklotz des Ost-West­
Verständigungsprozesses, für weitere 
globale Abriistungsschritte. Die Auf­
lösung des "afghanischen Knotens" 
setzt somit Signale der Hoffnung rur die 
Dritte Welt wie die ganze Welt. 
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Unsere Bücher 
sind Lebens-Mittel. 
4 

Nicht nur Abenteuer, Entdeckung und 
Untemehmungen haben sie uns hinter­
lassen. 

Zum Beispiel in Nicaragua. 
Wie dort aus einer "enteigneten 
GeschichteN die Geschichte Nicaraguas 
wird, zeigt Frank Niess. Er hat die Konti­
nuität der kolonialen Verfügungsgewalt 
über das nicaraguanische Volk auf­
gezeichnet. Seine umfassende, histo­
risch-chronologische Gesamtübersicht 
zeigt das Engagement des Autors für 
dieses geprüfte Volk und bleibt dennoch 
in allen Punkten genau. 

Frank Niess 
DAS ERBE DER CONQUISTA 
Geschichte Nicaraguas 
KB 406, 498 Seiten, DM 19,80 

Zum Beispiel subtile Strategien. 
Herber! Schui belegt die These, doß die 
US-Zinspolitik eine bewußte Strategie ist 
- Fortsetzung der kolonialen Gewalt 
über die Länder der Dritten Welt, Hin­
demis für soziale Reformen und lang 
erstrebte Unabhängigkeit. 

Herber! Schui 
DIE SCHULDENFALLE 
Schuldenkrise und Dritte-Welt-PoliHk 
der USA 
KB 465, 182 Seiten, DM 14,80 

Abenteuerlich im schlimmsten Sinne ist 
die Situation der Menschen in Südafrika. 
Ihren Widerstand und Befreiungskampf 
stellt Roiner Folk dar. Das Buch enthält 
Texte von Nelson Mandela, Albert 
Luthuli, Allan Boesok und Desmond Tutu. 

Rainer Falk 
SÜDAFRIKA 
KB 384, 285 Seiten, DM 14,80 

,..Ein eindringliches und oft beklemmen­
des Bild vom Leben afrikanischer 
Frauen. Ein spannendes und packendes 
Buch mit vielen eindringlichen Fotos." 

Vukani-Makhosikazi-KollekHv 
FRAUEN IN SÜDAFRIKA 
Ein Bild-Text-Band. 
KB 420, 286 Seiten, DM 16,BO 

PAHL ... RUGENSTEIN 



Afghanistan 

Wllfried Helms 

Nach dem Genfer Abkommen 

Trümpfe der Nationalen 
Aussöh k 

Am 15. Mai 1988 trat das in Genf verein barte Paket 
über eine Regelung des Konflikts um Afghan istan end­
gültig in Kraft. Ihm gemäß ziehen die Sowjets ihre 
Truppen binnen neun Monaten zurück, wobei die erste 
Hälfte bereits nach drei Monaten, bis zum 15. August 
1988, die Heimat wiedersehen soll. 

Ob die anderen Aspekte des Abkommens erfüllt werden, bleibt 
'lunächst ungewiß. Die Rückführung der Flüchtlinge, die Ein­
stellung jeglicher Hilfe an die Mojahedin, die gegenseitige 
afghanisch·pakistanische Nichteinmischung - darüber steht 
zwar viel konstruktives im Cenfer Abkommen, doch waren vor 
Ort nach der Unterzeichnung ganz andere Töne zu hören: 
l'akistans Ministerpräsident Junejo machte weiter den An· 
spruch auf eine Kabuler Regierung unter Teilnahme der Sie· 
ben er· Allianz (Sitz Peshawar) geltend; US·Außenminister 
Shultz sagte den Mojahedin weitere Waffenlieferungen zu; 
Afghanistans Präsident Najibullah erklärte, daß es keine Aner· 
kennung der pakistanisch·afghanischen Grenze (Durand·Linie) 
gC':ben werde, weil Pakistan noch nicht existiert habe, als diese 
Grenze seiner.!:cit von den Briten gezogen wurde ... 1 

Das alles verstößt rur den Laien gegen den Geist des Genfer 
Abkommens. 2 Nun ist aber bekanntlich die Diplomatie findig, 
und sicherlich werden Junejo, Shultz und Najibullah den Nach· 
weis erbringen, daß dies allcs doch mit dem Abkommen in 
Einklangsteht. 
Dds Genfer Abkommen ist denn in der Tat SO angelegt, daß es in 
erster Linie der Sowjetunion den ehrenvollen Abzug und damit 
die Wahrung des Gesichts ermöglicht, welches sie in der Welt· 
öffentlichkeit ohnehin schon verloren hatte: Ihre Anwesenheit 
in Afghanistan war innen· wie außenpolitisch sinnlos geworden. 
Innenpolitisch wegen der hohen materiellen und ideologischen 
Kosten, außenpolitisch, weil alle am Konflikt beteiligten afgha­
nisehen Kräfte heute quasi garantieren, Afghanistan blockfrei 

Die Präsenz der 
Sowjetunion in A{ghanistan 

war s innlos geworden. Zudem bot der 
Krieg auf Dauer keine Lösung, 

weil ihn niemand gewin-
nen konnte 

und neutral zu halten - das waren die eigentlichen Ziele der 
Intervention. Zudem bot der Krieg auf Dauer keine Lösung, 
weil ihn niemand gewinnen konnte. 
Das Genfer Abkommen kommt aber auch den pakistanischen 
Interessen entgegen: Zia uI.Haq kann nicht einhch 3 Mio 
Flüchtlinge und einige zehntausend schwerbewaffnete Mojahe­
din des Landes verweisen, ohne einen Bürgerkrieg heraufzube­
schwören. Ocr Abzug der Sowjets verschafft Pakistan mehr 
Spielraum, langfristig das Genfcr Abkommen ohne innen­
politische Destabilisierung erfüllen zu können. 

Und nicht zuletzt bleiben die US-imperialistischen Interessen 
gewahrt, nach denen es nun einmal keine antiimperialistische 
Regierung auf der Welt geben darf. Das Genfer Abkommen 
macht hier eine klare Aussage, indem es schweigt: Die UdSSR 
erkennt in aller Stille an, daß die Mojahedin weiterhin US-Waf­
fen erhalten, solange Kabul mit Sowjet waffen versorgt wird. 
Hierfür wurde der Begriff "positive Symmetrie" geprägt (= 
jeder kriegt Waffen). 
Mojahedin und Kabuler Regierung sollen nun aber unter sich 
ausmachen, wer der Stärkere ist. Dahinter steckt, daß die So· 
wjetunion sich sicher zu sein scheint, die regierende Demokra­
tische Volkspartei (DVPA) werde sich halten. Die USA sehen 
das anders. Sollten sie Unrecht behalten, können sie die Waffen­
lieferungen immer noch einstellen und sich dann auf das Genfcr 
Abkommen berufen, wo sie dazu ja verpflichtet si nd. 
In der Tat liegt hierin der Schlüssel zur Anwendungdes Abkom­
mens. Es kann nur in dem Maße vollständig verwirklicht wer­
den, wie sich auf die eine oder andere Weise eine Stabilisierung 
ergibt. 

Die entscheidende Frage ist also, ob sich die von der DVPA 
geführten Kräfte mit der Politik der "Nationalen Aussöhnung" 
durchsetzen können. 
Die Grundzüge der Nationalen Aussöhnung wurden bekannt­
lich Ende 1986 ausgearbeitet. 3 Ihre Grundlage war die Erkennt­
nis, daß der Krieg niemandem nutzte, weil niemand ihn gewin. 
nen konnte, und er die weitere Entwicklung des Landes 
hemmte. Es wurde eine Neubestimmung der sozial·ökonomi-
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schen Strukturen undgcscllschaflliehen KräftC':verhällnisse \'or­
genommen, in deren Ergebnis die DV])A auf die Alleinherr­
schaft \'erzichtete. Alle Kräfte, die die Waffen aus der Hand 
legen würden, sollten an der Staatsfuhrung beteiligt werden. 
Die Grundlagen des zukünftigen Afghanistan soll ten sein: Die 
Beibehaltung und Entwicklung unterschiedlicher ökonomi­
scher Strukturen , wie Staatssektor, Genossen schaften, kapitali ­
stisches Privateigentum, subsistenzwirtschaftliche Verhältnisse, 

und politisch die Entfa ltung eines Mehrparteiensystems und 
einer Koalitionsregierung. Der Islam wurde zur Staatsreligion 
erhoben, dem segmentären Charakter der Gesellschaft wurde 
durch die Erhöhung der lokalen Verantwortung Rechnung ge. 
t ragen. Außenpolitisch legte sich die Aussöhnung der Unab· 
hängigkeit, Neutrali tät und Blockfreiheit fest. 

Erfolgrcic~.r Mg~.n;.t.n·Vcrm;"t.r der UNO. Diego Cordo,'c~ (Ecuodor) 

Die DVPA formulierte, an wen sie das Angebot zur Aussöhnung 
richten wollte: "Mit wem wollen wir uns versöhnen? Mit d en 
Unterstützern Mohammad Zahirs, des frühe ren Königs; der 
Allianz der drei moderaten politischen Parteien (gemeint sind 
die drei 'traditionalistischen Gruppen' in Peshawar; d. VerL), 
den sozialen und politischen Persönlichkeiten früherer Regie­
rungen, den Köpfen zweitrangiger bewaffneter Gruppen, Stam­
mesführern, linken demokratischen Organisationen, Geis t­
lichen, Kapit'alisten und privaten Händlern, Kommandanten 
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Das Genter Afghanistan-Abkommen 
Oie am 14. April 1988 in Genf vo n den 
Außenministern Afghanistans, Paki· 
stans, der Sowjetunion und der USA, in 
Anwesenhei t von UN·Gent:l'alsekretär 
Pcrez de CucUar, unteueichneun Ver­
einbarungen bestehen aus insgesamt fUnf 
Teilverdnbarungen b~w. Kapiteln . S ie 
wu rden in Paschtu, Urdu, russischer und 
e nglischer Sprache abgefaßt und liegen 
bislang in e iner leicht gekürzten Fassung 
'·or. 

Zweiseitiges Abkommen zwi­
schen der Republik Afghani. 
stan und der Islamischen Re· 
publik Pakistan über di e 
Grundzüge der beiderseitigen 
Beziehungen, vor all em über 
Nichteinmischung und Nicht­
intervention 

Im Verlangen nach einer Norm3li,ierung der 
Beziehungen uud der Forderung gUler Nach­
baf5chah ~owie der Zusammenarbeil, aber 
auch der f~stigung de$ Weltfriedens und der 
regionalen Sicherheit haben die R,·publik 
Afghanistan und die hlamische Republik Pa­
kistan. im weiteren Text ab hohe vertragschlie­
ßende Parteien bezeichnet, wie folgl .-crein· 
bart: 

Artikel I 
Die Beziehungen zwischen den hohen vertrag· 
schließenden Parteien &o lkn sich strikt nach 
dem Prinzip der Nichteinmischung und Nicht­
intuvention von SI.,alen in die Angelegenhei· 
ten auderer Staaten richten. 

Artikel U 
Zum Zwecke der Verwirklichung de, Prinzips 
der Nichteinmischung und Nichtintervention 
geht jede hohe "ertr.lpchließcnde Partei fol· 

gende Verpflichtungen ein: 
I) die SouI'Cränität, politischt" Unabhängig­
keit, teTTitoriale Unantastbarkeit, nationale 
Einheit, Sicherheit und d~n Sta1<., der Nicht· 
paklgebuudenheil der andt"rcn hohen venrag· 
schließenden Partei wie auch dit" nationale 
Identität und das kulturelle Erbe ihres Volkes 
zu respektieren; 
2) das souveräne und unveriiußerHche Recht 
der anderen hohen ~"'rtrngschlicßenden Seite 
zu achten, ihr dgene~ politi:;;chcs, .... irtschaft· 
liches, kulturelles und geselhchaftliche. 
SY$tcm frei zu bestimmen, ihre nationalen Be­
ziehungen zu entwickeln und in Obereinstim· 
mung mil dem Willen ihres VolkeJsowie ohne 
Intervention, Einmischung, Sub"t"Tlion, Druck 
und Drohungen jeglicher An "On außen nän· 
dige SouveräniI:;: über ihrc N'aturreichlümer 
auszuüben: 

3) sich der Androhung oder Anwendung von 
Gewalt injegljch~r f orm zu enthalten. w bei· 
spiel$weiJe der Verletzung der Grenzen des 
anderen, der Untergrabung der politi.chen, 
go:seUschaftJiehen oder wirtschaftlichen Ord· 
nung dcr anderen hohen "ertrngschließenden 
Partei, de$ Um$lunes oder der Veranderung 
des politischen Systems der anderen hohen 
\'Crtngschließenden Partei oder ihrer Regie· 
rung oder der Verurs.achung .. on Spannungen 
zwilchen den hohen "ettragsehlidxndt"n Sei· 
ten; 
4) zu gewährldsten, daß ihr G.,biet nicht dazu 
benutzt wird, gegen die Souveränität, die poli­
tische Unabhängigkeit, die tt"rritoriale Uno 
antastbarkeit und die nationale Einheit zu ''er· 
stoßen oder die politische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Stabilität der anderen hohen 
veruagschlidkndcn Panel zu untergraben; 



b ewaffneter Gr uppen innerhalb des Lan des, d en Emigranten, 

anderen Par teien, G ruppen und Organ isationen und Persö nlich ­

keiten inner- und au ßerhalb d es Landes, in sofern sie Interesse 

an d er Realisierung der Nat ionalen A u ssöhnung zeigen.,,4 

Dies heiß t zu nächst e inm al : Die Nat io n ale A u ssöhnung r ich te t 

sich nic ht a n die vie r fundamenta lis tischen Führer innerha lb der 

S ieb en er-Allianz, Gulbu ddin Hektmatyar (H ezb-e Islami), 

Mau lan a J unu s Khales (Hezb-e Is lami JI) , Burha nud d in Rat>bani 

U amiyat -e Is lami) u nd Abdul Rasul Sayyaf (lttihad i Is lam i). 

Fundamen ta lis ten jed och in Widerspruch zur a fghanisehen 

Wirk lic hkei t_ Der etablierte Klerus gehört der Hanafi·Schule d es 

Is lam ischen Rech ts u n d verschiedenen Sufi-Orden an, die ein e 

myst isc he Ausric htung des Isla m verkörpern. D ie Mach t d es 

Klerus leitet s ich au s sein er symbiotischen Verquickung m it den 

Clan ftihrern her. 

Gerad e d ieses System wollen die Fundamentalisten spren gen. 

Mit ihrem dok trin ären Purismus, w ie e r au s Pa kis tan und Iran 

Da d iese Grup pen vordergründig die m eis te n Kä mpfer stellen , 

erh ebt sic h d ie Frage, o b d ie Nat ion ale Aussöhnung sich h ier 
nicht selbst ih rer Chan cen auf Erfo lg begibt. Mitnich ten : Die 

Funda men ta listen sind lediglich deshalb so s tark , weil sie d en 

Löwenanteil der vo n Pakis tan verte ilten US-Hilfe erhal t en 

(siehe AlB 5/1 988) . 

Die Nationale Aussöhnungs-
offerte der regierenden DVPA rich-

tete sich an alle relevanten sozialen Kräfte 
und Gruppierungen inner- und außerhalb des 

Landes, ausgenommen die fundamentali­
stischen Führer in Peshawar 

Den n erste ns stehen die Fundamentalis ten ideologisch d er 

Moslembrudersch a ft u nd d em Wahabismus nahe, die d en p aki­

st an isc hen Staatsappara t beherrsch en . Zweiten s wenden sie sich 

schar f gegen je den p ash tunischen T r ibalismus. Das ko mm t Paki­

stan en tgegen , d as d en Tribalismus von 8 Mio Pashtunen 

fUrch tet und deshalb Interesse an d em fundamenta lis ti schen 

Z iel ein es s tarken Zen tra ls taates in Afghanis tan hat. 

b ekannt ist, steh en sie sich in Widerspruch zur Auffass ung d er 

Mehrhei t d er Afghanen . Sayy af z . B. gib t sich be lOnt lus t fei nd­

lich , schwört d em Musi kh ören u nd Zigar eltenrauchen ab . E r 

bekämpft d en S u fis mus. 

Mit dieser ideologisch en und poli t ischen Ausrich t ung steh en d ie 

Frau en werden m assiv unterdrückt u nd au s der ö ffentlichkeit 

fernge h alten_ Der Kampf d er Fundamen ta listen rich tet sich 

auc h in der Praxis gegen d ie pashtunische S t ammesorganisation. 

5) l ich der bewaffneten Intervention, Sub­
version, militärischen Besetzung oder jeder an­
deren Art der Intervention und Einmischung, 
sei('ll lie offen oder verdeckt, zuenthalten, die 
gegen die andere hohe veruagschließende Par­
tei gerichtet sind, sowie jeder Handlung mili­
tmlcher, politischer oder ·wirtschaftlicher Ein­
mischung in dit- inneren Angelegenheiten der 
ander~n hohen verttagliclilic6endcn Partei, ein­
schließlich Vergeltungliakten mit G.:waltan­
wendung; 
6) ,ich jede, Handelt\$ und jedes Versuchs in 
welcher Form oder unter welchem Vorwand 
auch immer zu enthalten, mit dentn die Sta­
bilität dt r andern hohen v.:rtragJchlidl-enden 
Partei oder einer ihrer Institutionen destabili­
siert oder untergraben werden könnte. 

7) sich der direkten oder indirekten Förde· 
rung, Ermunterung oder UmerstüUungrebelli­
scher oder teparatbtisCher Handlungen gegen 
die andere hohe vertragllchließende Seite oder 
j eder .Inderen Handlung zu enthalten, die zum 

Ziel hat, die Einheit oder die politiliche Ord­
nung zu anderen hohen venragllclilie6enden 
Partei zu untergraben oder umzustünen; 
S) auf ihrem Territorium nicht zuzulassen, 
daß Söldner, welcher Herkunft aueh immer, 
zum Zweck feindseliger Handlun~n gegen die 
andere hohe ~enragschlie8cnde Panei ausge­
bildet, ausgerüstet, finanziert und an~worben 
oder daß wiche Söldner auf das Territorium 
der anderen hohen vertragJchließcnden Seite 
entsandt werden, und ihnen dementsprechend 
wichen Söldnern den Beistand, einschließlich 
der Finanzierung der Ausbildung, der Aus· 
rilstung und des Transits zu \-erweigern; 
9) sich des Abschlusses jedweder Abkommen 
oder Vereinbarungen mit anderen Slaalen zu 
enthalten, die eine Intervention oder Ein· 
mischung in die inneren und äußeren Angele­
genheiten der anderen hohen vertragscliließen­
den Seite bezwecken; 
10) liich jeder VerJeumdungskampagne, der 
Diffamierung oder feindseligen Propaganda 
zum Zwecke der Intervention oder Einmi­
schung in die inneren Angelegenheiten der 
anderen hohen venragsclilie6enden Partei zu 
enthalten; 
11) jede Unterstützung, Benutzung oder Dul· 
dung terroristischer Gruppen, Saboteure oder 
Dh'Cl"$anten gegen die andere hohe vertrag· 
Khließende Partei zu \-erhindern; 
12) nicht ZUzuJalilien, daß auf ihn:m Terri· 
torium in Lagern, Stützpunkten oder andern­
ortli EinzcJpcrsonen oder Gruppen politbchcr, 
ethnischer oder jeglicher anderen Art unterge­
bracht, organisiert, ausgebildet, finanziert, 
ausgeriistet und bewaffnet werden, damit sic 
auf dem Tenitorium der ...oderen hohen vcr· 
tragschlie6enden Seite Subversion, Unord· 
nung oder Unruhe stiflen, dementsprecliend 
auch nicht zuzuluJCn, daß sich solChe Einzel­
personen und Gruppen der Ma.nenmedien be­
dienen und Waffen, Munition und Ausrü5\ung 
transportieren; 
1.5) jegliche andere Handlungen nicht zu un­
ternehmen oder zuzulassen, die als Einmi­
schung und Intervention bewertet wcrden 
könnten. 

Artikcl lll 
Palduan 1011 die frei willige, geordnete und 
friedliche Rltekführung aller Ilfghanischen 

Flüchtlinge, die $ich auf seinem Gebiet aufhal­
ten, fördern und verpflichtet sich, im Rahmen 
seiner Möglichkeiten beim R~patriierungs\"et­

fahre n jede erforderliche Hilfe zu gewähren. 

ArtiitellV 
Für' die Organisierung, Koordinierung und 
Oberwacliung der Operationen, mit denen die 
freiwillige, ~ordnete und friedliche Repatri­
ierung der afghanischen Flüchtlinge verwirk· 
licht werden sollte, son in Übereinstimmung 
mit herkömmlicher internatiolUller Praxis eine 
gemischte Kommi~5ion gebildet werden. ( ... ) 

Arikel V 
Hinsichtlich der geordneten Bewegung der 
Rückkehn:r soll die Kommis$ion Grenzuber­
gangipunkte bestimmen und notwendige 
Durchganpzentren einrichten_ ( ... ) 

Artik.eI VI 
Auf Ersuchen der beteiligten Regierungen 
wird der Uochkommissar der Vereinten Natio­
nen für Fhichtlinge mit ihnen zusammenwir­
ken und beim Verfahren der freiwilligen 
Rückführung von Flüclitlingen gemäß dem vor­
liegenden Abkommen Unterstützung gewäh­
~n. ( ... ) 

Artikel VIl 
Oas vorliegende Abkommen soll am 15. Mai 
1988 in Kraft treten_ 
Oie in den Artikel IV lind V darg('lcgtcn Rege­
hmgen sollen für einen Zci[ffium von Ig Mona­
ten in Kraft bleiben. Nach die$Cm Zeitraum 
sollen die hohen vertragschlie6enden Parteien 
die Ergebnisse der Rep:müerung überpriifen 
und, faUs notwendig, weitere Regelungen in 
Erwägung ziehen, die geboten sein könnten, 

Deklara tion über in ternatio­
nale Garantien 

Die Regierungen der Union der Sozialistischen 
Sowjet",publiken und der Ve",inigten Staaten 
von Amerika, 
die Unterstützung für die auf dem Verhand· 
lungsw~g zwii chen der Republik Afgllaniuan 

7 



Schon manche Clan·Gruppe wurde \'on den Hezb­
e·lslami· Kämpfern angegriffen und vernicht et. 

Entsprec hend verhaßt sind die Fundamentali5len. Deshalb ist es 
auch eine Farce, daß zum Überhaupt der Schat tenregierung der 
Mojahedin Ahmad Shah gewählt wurde ; Er ist Wahabit aus der 
Gruppe Sayyafs. Damit hat er schon mal das gesamte Hazaraja t 
gegen sich, immerhin fünf Provinzen mit 7.000 Dörfern. Der 
Wahabismu s gi lt den Hazara als Erzfeind ihrer Religion. 
Ähnlich geht es d en übrigen Afg hanen . Allgemein erkennen die 
Afghanen vier Rechtsschulen des Sunismus und eine der Shia 
an. Der Wahabis mus fal lt nich t darunter und gi lt a ls Häresie. 
Denkbar schlechte Voraussetzungen für einen Regierungschef, 
so Ahmad Shah diesjemals werden soll te. 

Doch Ahmad Shah bekam olltlehin nur die Stimmen von Hek· 
matyar. Rabbani und Khales ', Sayyaf enthie lt sich, Gailani und 
Moham madi stim mten für den Sohn Mojadidis, der sich deshalb 
auch enthal ten mußte. 
Man kann sich vorstellen, was für Folgen eine fundamentali­
stische Machtergreifung in Afghanistan hätte. Doch da ihr die 
Massenbasis fe hlt, ist sie auch nicht wahrscheinlich . 
Die Ab lehnung Naj ibullahs, d ie Aussöhnung auch auf die runda· 
mentHlistischen Führer auszudehnen, hebt also geradez u sein e 
Glaub würdigkeit, da sie n icht der afghanischen Lebensform Wanen auf die RQ~khhr: 3f,haniKhe f10cbllin,~ Im Mundli.('amp In Pa~Iruon 
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und der hlami,chen Republik Pakistan er· 
n: ichle ~1itische Regelung, die auf Normali· 
sierung der Beziehungen und Entwicklungder 
guten Nachbarschaft zwischen den bei den 
Ländern sowie auf Festigung des Weltfriedens 
Wld der Sicherheit in der Region ~richt e t ist, 
zum Ausdruck bringend, 
im " estreben. ihrerseits zur Erreichung der 
Ziele bdzutra~n, die sich die Republik 
Afghanistan und die Islamische Republik 
Pakistan gestellt haben, und eingedenk der 
Gewiihrl~inung der Respektierung ihrer Sou· 
\'eränität, Unabhdngigkeit. territorialen Inte· 
grität und des Status der N'i chtpaktgebunde· 
ncn Stuten, 

verpOichlen sich, sich der Einmischung und 
Inlervcmion in jeglicher Form in die internen 
Angelegenheiten der Republik Afghanistan 
und der Islamischen Republik Pakiuan zu ent· 
halten und VerpOichlUngen zu re.pektieren, 
die im bilat<'ralen Abkommen zwischen der 
RepulJlik Afgh.mistan und der l ~lamiiChen Re­
publik Pakistan über die Pnnzipien der geg.:n· 
se itigen Beziehungen und insbesondere (iber 
die N'icht~inmischung und den Venicht auf 
die Interl·ention. enthalten sind, 
appellieren nachdrUckhch an alle Staaten, auf 
dieselbe An lind Weise zu I·erfahren. 
Die vorliegeude Deklaration tritt am I:'. Mai 
1988 in Kraft. 

Zweiseitiges Abkommen zwi­
schen der Republik Afghani. 
stan und der Islamischen Re­
publik Pakistan über die frei ­
willige Rückkehr von Flücht­
lingen 

Artikel I 
Allen afghaniichen Fhichtlillgen, die sich ... eit­
,,"-eilig auf dem Gebiet der Islamischen Repu· 
blik Pakistan befinden, wird die Moglichkeit 
S"boten, in Ubercinuimmung mit den in dem 
vorliegenden Abkommen dargelegten Überein· 
künften und Bedingungen freiwillig In ihre Hei­
mat zurilebukehren. 

Art ike l 11 
Die Regierung der Republik Afghanistan soll 
aUe erforderlichen Maßnahmen zur Gewähr· 
leistung folgender VorauS>Clzungen für die 
freiwillige Rüdr.kehr von afghanisehen 
Flüchtlingen in ihrc Heimat zu treffen; 
a) allel! afghanisdIen fo' Jiieht lingcn wird ge. 
stattet sein. ungehindert in ihre Heimat zu· 
rückzukehren, 
b) alle lIeimkehrer werdcll da. Recht auf die 
freit' Wahl des Wohnsitzes und das Rt'cht auf 
Fre iLiigigkeit in ne rhalb der Rt'pubtik Afgha· 
nistan haben, 
c) alle lieirnkehrer werden ihr Redlt auf Ar· 
beil. cnt.prechende Lebensbedingungen und 
auf einen Teil de, staatlichen Wohlstande, in 
Anspruch nehmen, 
d) alle lIeimkehrer werden das Rechl auf Mit­
bestimmung an den zivilen Angdcgenheiten 
da Republik Afghanistan auf gleicher Grund· 
lage in Anspruch nehmen. Ihnen wird die glei· 
che Teilnahmc an der Lösung d~ r BodenfrAgc; 
aufgrund der Boden·Wasser·Reform gesichelt 
st-in, 
el alle Heimkehrer werden die gleichen Rech· 
te und Pr;"ilegien au.üben. cimchließlich der 
ReHgiomfreihei t , und die gleichen Pflichten 
und Verantworlung tuben wie auch die ande· 
ren Bürger der Republik Afghanistan, ohne 
Diskriminierung. 
Die Regierung der Republik iil.oernimmt die 
VerpOichtung, diese Maßnahmen zu verwirk· 
lichen und im Rahmen ihrer M6glichkeiten in 
"ollem Umfang d ie Unterstützung zu sichern, 
die für den ProuS der Repatriierung erforder­
lich ist. 

Artiktllll 
Die Regierung der Islami.chen RCI)ublik Pa· 
kistan wird die freiwillige, geregehe und fried· 
liche Repatriierung aUer afghanischen Flücht· 
linge erleichtern, die sich auf ihrem Terri­
torium befinden, und verpflichtet sich, nach 
ihren Mögl ichkeiten in vollem Umfangdie Un­
terstützung Zu ,ichem, die für den hozeß der 
Repatriierung erforderlich Ist. 

Artikel IV 
Um die Operationen. die sich auf ein.- freiwil· 
lige. geregelte und friedliche Repatriierung der 

afghanisehen Flüchtlinge beziehen werden, zu 
organisieren, lU koordinieren und zu beobach· 
ten, werden in Überein$timmung mit der be· 
stehenden inte rnationalen Praxis gemi schte 
Kommissionen gebildet , um den Mitgliedern 
dieser Kommissionen und ihrem Personal die 
Ausübung ihrer Funktionen zu ermöglichen. 
werden ihnen erforderliche Mittel und Zugang 
zu enuprcehenden Regionen in den Grenzen 
des Territoriums der hohen venragschließcn­
den S~iten gewährt werden. 

Artikel V 
Zwecks ~iner geregch~n Rückkehr der Heim· 
kehrer werden die Kommissionen die Gren~· 
iibergangsSlellen bestimmen und e rforderliche 
Transitzemren schaffen. Sie werden auch alle 
anderen Bedingungen fur die etappenweise 
Rückkehr de r f'lüchtlinge bestimmen, ein· 
schließlich der Durchführung einer Registrie· 
rung und Ubergabe von Naulen aUer flücht· 
linge, dic zurückkehren woUen an das Rüd.· 
kehrland. 

Artikrl V1 
Auf Enuchen der inte ressierten Regierungo:n 
wird der UNO-HochkommilJ3.r für Flüchtlinge 
mit ihnen zusammenarbeiten und Ililfe im Pro­
zeß der freiwilligen Repatriierung vOn Flikht· 
li ngen in Obereinstimmung mil dem vorlk· 
genden Abkommen erweisen. Zu diesem 
Zweck können ;ru-isehen dem UNHKF und 
den hohen "crtragschlicßcnden Seiten speziel· 
Ie Abkommen geschlonen werden. 

Artikel VII 
Das vo rliegende Abkommen tritt am 15. Mai 
1988 in Kraft. In dieser Zeit sollen gemischte 
Kommissionen gebildet werden, die in Artikel 
IV vorgesehen sind, und Operationen zur frei· 
willigen Heimkehr der Fluchtlinge gemäß die­
sem Abkommen beginnen_ 
Die Vereinbarungen. die in den Artikeln IV 
und V dargelegt sind. wllen im Laufe "on 18 
Monalen giiltig werden. Nach Ablauf dieser 
Frist werden die hohen l<crtragschließcndcn 
SeiteIl die Ergebniue der Repatriierung er­
önem und gegebenenfalls beliebig weiter~ 

Vereinbarungen besprechen, die benöligt wer· 
den können. 



Artikel VIU 
Da.s ~orliegt:nde Abkommen wurde in Paschtu, 
Urdu und englischer Sprache abgefaßt, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen \'erhindlich ist. 
Im faUe irgendwekher Divergenzen bei der 
Interpretation wird dem englischen Wortlaut 
der Vorrang eingeräumt, 

Abkommen über die Wechsel­
beziehungen einer Rege lung 
der Arghanistan betreffenden 
Situation 

I. Der diplomatische ProuS, der auf Initia­
tive des UNO-General§ekretirs mit Unterstüt­
zung aller int"reSilienen Regierungen eingel" i­
le t wurde und auf Erreichung einer politischen 
Regelung der Lage in be~ug auf Afghanistan 
mittels VerhandlWlgen abzielte, ist erfolgreich 
abgeschlossen. ( ... ) 
5. Das bilaterale Abkommen iiber die Prinzi· 
pien der gegeniiCitigen Beziehungen und insbe­
sondere über die Nichteinmi,chung und den 
Venicht auf die Intervention, die Deklaration 
über intemationale Garantien, da$ hilaterale 
Abkommen über dit freiwillige Heimkehr der 
Flüchtlinge und das vorliegende Abkommen 
treten am 15. Mai 1988 in Kraft. Gemäß dem 
zwischen der Republik Afghanistan Wld de r 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
\~reinbarten Zeit plan wird der etappenweise 
Ab~ug ausländischer Truppen vorgenommen, 
der am erwähnten Tag des Inkrafltn't"lIIi b,, · 
ginnt. m" Hälfte der Truppen wi.td bis zum 15. 
Auguu 1988 abgezogen. und d"r Abzug 
sämtlich"r Truppen wird im Laufe von neun 
Monaten abgeschlo$$en. 
6. Die unt"r Paragraph 5 dargelegten wechsd­
sc:itigen Verbindungen wurden zum Zweck 
vereinbart, das Zid der politisch"n Regelung 
eff"kliv zu "rreich"n, und zwar soU es ab 15. 
Mai 1988 kein" Einmi$chWlg oder Int"n'Cn· 
tion in beliebiger Form in die Angelegenheit"n 
der Seit"n geben. werden internationale Ga­
rantien gelten, wird d;" freiwillige Rückk"hr 
der fJij<:btlinge in ihre Heimat beginn"ß und 
im Lauf" der im Abkommen über die freiwil· 
lige Heimkehr der Flüchtlinge festgelegten 
Frist abgeschloss"n w"rden, wi.td ?"r"lappen-

en tsprech en . 
Welche Erfolge kann Naj ibulla h aber bei der Gewi nnun g vo n 
neuen Kräften für die Aussöhnung ver zeichnen? 
Die Regierung in Kahu l ist scho n lan ge kein e exklusive DV PA· 
Runde m ehr. So werden d ie Nation a le Vate rländische Fron t 
und der Hohe Rat d er Ulem a und Geist lichkeit von Par teilosen 

an gefUhrt. 
Einige t.1inisterien sin d nicht mehr in der Hand der DV PA. So 

wird das Justizmin is t erium von Mo hammad Bashir Baghlani 
geftih rt, d er V orsi t zender d er Revolution är en Organisa t ion der 
Werhätigen Afghan istans (ROWA) is t. Das Min isterium für 
religiöse Angelegenheiten wird gleichfalls von einem Parteilosen 
geführt. 
In den Ministerrat aufgen omm en wu rd e u .a. Niymatollah 
Pash wak , ehem als ho her Beam ter d es Königs. Ingesam t werd en 
der Opposit ion 28 h o he Regierungsämter angeboten . d arunter 
das Amt d es Vizepräsiden ten . des Minis t erp räs iden t en, des 
Au ßenmin i5ters, des Land wirtschaf ts- und des Industriemini· 
sters. Alles keine u nbedeutenden Posi tionen also. 5 

Bei d en Wah len z ur Nationalversammlung werden d er Opposi­
tio n 4 5 Plätze freigehalt" n , die eigentlich aus den von ihr 
kon tro llie rten Ge bieten zu besetzen sind. 
A n der Basis beteiligte n sich bereits übe r 1. 150 Repräsentantcn 
des Widerstands a n lo kalen Räten, 6.000 an d e n Versö hnungs-

weise Abzug ausländisch"r Truppen gemä.ß 
dem unter Paragr~ph 5 vorges"henen Zeitplan 
beginnen und abge~chlossen w"rd"n. Deshalb 
ist von großer Bedeutung, daß alk Verpflich­
tungen, die sich aus den als Ben iLlldteile der 
Regelung geschlossenen Dokumenten ergeben, 
im G"ist" des guten Wm"05 strikt erHiUt und 
alle Schritte untemomm"n werd"n, die "rfor· 
derlich sind, um d;" vollständige ErfWlungallcr 
Be$timmungen d"r Dokument" zu gewährlei­
sten. 
7. Zm Prüfung vennutlich"r Verletzungen 
und zur Ausarbeitungrascher und beide Seiten 
zufriedenstelIender Lösung"n von Fragen, di" 
$ich bei der Erfüllung der Dokumente, die die 
Regelung bild"n, ergeben konn"n, werden Ver· 
net"r der Republik Afghanistan und der Isla· 
mischen Republik Pakistan nach Maßgabe der 
Notwendigkeit zusammenkommen. ( ... ) 

Verständigungsmemorandum 

Anlage 
I. Hauptforderungen 
.1) Die Sdun ~ichem dem Venreter des UNO­
c"n"raJs"kretärs und sämtlichem Pel'$onal, da$ 
ihm zugewi"sen sein wird, I'olle Untentiitzung 
und Zusammenwirken zu. 
b) Dem Vertr" t"r d"s Generals"kretärs und 
,.,in"m Personal werden alle Möglichkeiten so­
wie rechtzeitige und wirksame Hilf" gewährt. 
darunter in bl"l.ug auf dk Gewährleistung d"r 
Bewegungs- und V"rbindungsfro:iheit, der Un­
terbringung, d", Transports und sonstige Er· 
fordernis.e, die .ich für die ErtLillung ihrer 
Mission ergeben können. Afghanistan und Pa· 
kistan übernehmen die Verpflichtung, dem 
UN-V"nret"T wld so:in"m Personal alle "111' 
sprechenden Vorrechte Wld Immunitäten ein­
zur~;"men. wie sie in der Kon~enti()n iiber Pri· 
vilegien und Immunitäten der Organisation der 
Vereinten Nationen vorgesehen sind. ( .. ,) 
3. Handlungsweise (modus operandi) und 
Aufbau des Pusonals 
Iftr UNO·G"neralsekretar letzt als SteUvertre­
t"r des UN-V"rtreters "inen Militärexperten -
einl'll hoh .. '11 Offizier - ein, der sich als Chef 
~weler kleinerer Stalueinheit"n - einer ;n 
Kabul und "iner anderen in Islam~bad - in der 

Region aufhalten soU. Beide werden sich je· 
weils am fünf Militarfaehleuten zusammen· 
setzen, die aus dem Bestand d"r vorhandenen 
UN·Kräfte zur Aufrechterhaltung d", Fri"dens 
und einem zahlenmäßig klein"n Zivilpersonal 
zu bilden sind. 
l>er Stellvern"ter d", Vertreters d"s Gen"ral­
S(:kretär. wird in Namen des UN·Vertreters 
und in Kontakt mit den Seiten agieren. Beide 
Seiten werd"n zu diesem Zweck jeweils einen 
Verbindungsoffizier zur Verfügung SIelIen. 

Zum organisatori!chen Aufbau beider Stähe 
sollen zwei InspektionsgruppC'n zur Oberpru­
fung an Ort und Stelle beliebigo:r Verletzungen 
der Dokumente. die die Regdung bilden, ge­
hören. In dem Fall. da C$ vom V"rtret"r des 
UNO.cenerals"kretärs b1O.w. von seinem St"U· 
w.ructcr als notwendig erachtet wird, soll"n 
zusätzlich bis zu 40 Militarfachleuu (ca. 10 
zu$ätzliehe Insp"ktionsgruppen) in moglich$l 
kurzer Frist (in der R"gel innerhalb von 48 
Stunden) aus Ort"n v"rlegt werden, wo derzeit 
Operationen zur Aufrechterhaltung des Frie· 
dens durchgo:fühn werden. 

Di~ nationale Zugehörigk"it der Fachleute 
wird nach Abstimmung mit den Seiten fest~· 
legt werden. 
Immer, wenn "$ "rforderlich sein .... ·ird. wird 
der V"rtreter des UNO-G"n"ralsekrehrs, der 
die R"gion zu Konsultation"n mit den Seiten 
Wld zur Überprüfung der Arbeit §eines Perso­
nals regelmäßig aufsuchen wird, für die Arb";t 
in der Region auch MitgU"der .«:in"r eigen"n 
Kanzlei und andere Zivilb"amte des UN·Sekre­
ta.riats nach Bedarf entsenden. Sein Stellver­
treter wi rd sich abweehS(:lnd in ein"r d"r bei· 
den Stabs"inh",t"n aulbalten und standig ei· 
nen en~n Kontakt mit ihnen Wlterhalt"n. ( ... ) 

5 GcJlunpdauer 
Der Stdlvertret"r des Vertret"rs des UNO­
G"n"rals"krctän wi rd ,ich spätestens 20 Tage 
vor d"m Inkrafttreten d"r Dokumente samt 
seinen Mitarbeitern in s"inem Tätigkeiugebiet 
nieder.«:tun. Die Verwirklichung der ~hßnah­
men wird zwei Monate nach Ablauf aller Zeit· 
plan" eingestdlt . deren Einhaltung durch dk 
Dokumente vor~.«:hen iu. ( ... ) 
(QueUe: Associat"d Pr"ss und APN, Genf, 
14.4.1988) 
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räten. 361 ehemalige Mojahedin-Führer hanen lei tende lokale 
Verwaltungsfunktioncn übernommen. In vier Provinzen wer· 
den die Gouverneursposten nicht von der DVPA besetzt." 
Mit dem im November 1987 verabschiedeten Parteiengesetz hat 
die DVPA die Regierungsbasis weiter verbreitern können: Ei­
nige kleine Splittergruppen von insgesamt 1.000 Mitgliedern 
traten zur DVPA über. Andere traten in die Legalität: So die 
vorgenannte ROWA und die Organisation der Werktätigen 
Afghanistans. Die Voraussetzung zur Parteigründung ist die 
Anerkennung der Prinzipien der Aussöhnung, wie sie weiter 
oben benannt sind. 
Schichtenspezifische Parteien haben sich ebenfalls gegründet: 
Die Islamische Partei, die die Interessen der Geistlichkeit wahr­
nimmt, die Bauernpartei und die Demokratische Partei, in der 
sich die nationale Bourgeoisie organiskrt, sind hier zu nennen. 7 
Sie bilden den Demokratischen Linksblock, der vorbehaltlos 
die Aussöhnung unterstützt mit dem Ziel der Oberwindungder 
rückständigen Verhältnisse. So zart die Parteien auch noch sind, 
zeigt sich hier doch ein Durchbruch, indem die linken Kräfte 
insgesamt organisiert wurden und sich vereinheit lichten. 

Der alles entscheidende Durchbruch der Aussöhnung kann aber 
nur erzielt werden, wenn es gelingt, die Opposition für die 
Regierung zu gewinnen. Hier setzt die Regierung an vier Punk· 
ten an: dem Ex-König, den tradit ionellen Gruppen in Peshawar, 
den rund 10·15 Kommandanten und den vielen lokalen Clan· 
und Stammesführern. 
Der Ex-König Zahir Shah gilt als große Integrationsfigur in 
Afghanistan. Mit ihm verbinden sich Erinnerungen an Frieden 
und eine Zeit. in der die Peripherie Ruhe vor der Zemralregie· 
rung hatte. Seine Rückkehr wird von der DVPA, den traditiona-

König z..~i, Shah (I.). S<hIO .. e1fifu, ro, die Nat'o.ale Aussöhn.n,: Gesenpol Funda· 
men,ali.tenfUhK' de, Slebene,·Alllanz on I'e~h .... a,. Gulbuddin He1maljoor ( •. ) 

list ischen Peshawar-Gruppen und nach einer Umfrage auch von 
71 % der Flüchtlinge befürwortet. 
Eine Rückkehr machte er bisher davon abhängig, daß die DVPA 
entscheidende FÜhrungspositionen wie das Amt des Präsiden­
ten. die Armeeführung, den Geheimdienst und andere wich tige 
Ministerien abgibt. Er will nicht von der DVPA gerufen werden, 
sondern von einer LoyaJirgah, einer großen Versammlung aller 
Stammesführer und wichtigen politischen u,nd sozialen Persön­
lichkeiten. In letzter Zeit scheinen die erstgenannten Vorbedin· 
gungen von ihm fallengelassen worden zu sein. 8 
Eine Einbeziehungder 'traditionalislischen Gruppen' um Sayed 
Ahmad Gailani (Mahaz-e MeUi-e Islami), Maulaawi Nabi 
Mohammadi (Harakat-e Enquclab-e Islami) und Sebghatullah 
Mojadidi Uabba·e Nejat-e Melli) ist nicht mehr unwahrschein· 
lieh. Ihre tiefe Abneigung gegen die Fundamentalisten ist eben-
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so bekannt wie ihre Aufgeschlossenheit gegenüber einer Moder­
nisierung Afghanistans. Das Landreformgesetz von 1986 und 
die Gesetze zur Religionsausübung geben ihnen die Möglichkeit, 
ihre alten Positionen wieder voll einzunehmen. 
Auf einer Tagung in der ERD spraeh Gailanis Sohn unlängst den 
Fundamentalisten einen Venretungsanspruch für das afghani. 
sehe Volk ab; die DVPA blieb unerwähnt. Gleichzeitig befür· 
wortete er eine Loya jirgah, die über Afghanistans Zukunft 
entscheiden sollte - eine Variante, der auch die jetzige Regie· 
rungetwasabgewinnen könnte. 9 

Desweiteren hat die Regierung Kontakte zu den Kommandan· 
ten im Innern des Landes aufgenommen. IO Zwei prominente 
Führer, Ismat Muslim (Kandahar) und Mulla Syed Amin 
(Herat), der der fundamentalistischen Rabbani·Oruppe ange· 
hört, haben sich der Aussöhnung angeschlossen. Die Regierung 
verhandelt weiterhin mit Ahmed Massoud, der das Panshir·Tal 
beherrscht und ebenfalls zur Rabbani·Gruppe zählt, mit Syed 
j agran, einem moderaten J-"ührer aus den Provinzen Ohazni und 
Logar, und m it jalaluddin Hakani, einem fundamentalistischen 
Führer der Provinz Paktia, der der Khales·Gruppe angehört. 11 
Die Verhandlungen werden auf der Basis geführt, daß die Regie. 
rung ihnen freie Hand in den von ihnen kontrollierten Gebieten 
läßt, Hilfsgüter nur auf Anforderung schickt und im Gegenzug 
die Mojahedin nicht mehr in solchen Gegenden operieren, in 
denen sie nicht über die alleinige Kontrolle verfügen. 

Darüber hinaus verhandelt die Regierung mit den liazara und 
den Nooristani um eine Autonomieregelung für deren Gebiete. 
Klappt das, fallen der Aussöhnung allein bei den l-Jazara fUnf 
Provinzen und 7.000 Dörfer zu !12 Zusätzlich verhandelt die 
Regierung mit einzelnen Stämmen und Clans. Im Zuge dieser 
Verhandlungen haben sich bisher 160 Gruppen mit 42.000 
Kämpfern der Aussö hnung angeschlossen. 749 Gruppen mit 
120.000 Kämpfern stehen noch in Verhandlungen und befol· 
gen einen Waffenstillstand. 13 
Das alles sind nun zwar noch keine überzeugenden Ergebnisse, 
die die Aussöhnung unumkehrbar machen. t4 Aber sie zeigen 
eine Tendenz an: Die Gesprächsbereitschaft mit der Regierung 
und der DV PA wächst in dem Maße, wie beide zu einem 
realistischen Afghanistan· Bi ld kommen und die Besonderheiten 
der Gesellschaft zu berücksichtigen lernen. 



Natürlich gibt es immer wieder Rückschläge. Doch andererseits 

muß gesehen werden, daß alles, was eben beschrieben wurde, 
vor 18 Monaten noch unmöglich schien. Und dennoch, die 

Schwächen der Aussöhnung dürfen nicht \'erschwiegen werden: 
Da ist die Fraktionierung innerhalb der DVPA, die oft lähmend 

wirkt. l5 Dann ist es der DVPA in keiner Weise gelungen, eine 

Massenbasis unter den Bauern zu finden. Ebenso wurde die 

Unterstützung geschlossener Volksgruppen nicht erreicht. 16 In 

einem Land, dessen Bevölkerung in Ethnien aufgesplittert lebt 

und zu 85% auf dem Lande wohnt, sind dies alarmierende 

Fakten. 
Die Landreform hat völlig versagt: Bis heute verfügen die 

340.000 Bauern, die Land erhielten, über keine Wasserrechte. 

Die Bürokratie ist unnihig, Technik vergammelt in :-'lillionen· 

werten. Es gibt kein funktionier endes System der Düngemittel· 

und Saatgutverteilung. 
Das Geno5Senschaftswesen existiert faktisch nicht. Nur 0,1 % 
des landwirtschaftlichen Produkts werden hier erzeugt, bei 

fallender Tendenz. 17 
Dazu kommt, daß zwei Drittel aller Dörfer vom Widerstand 

kontrolliert werdtn. Niemand weiß, ob die Flüchtlinge heim· 

kehren und wie sie sich verhalten werden. Immerhin haben sie 

selten etwas rur die DVPA übrig. 
Doch auf der anderen Seite ist das Verhallen der Stämme, Clans 

und FlüChtlinge nicht beliebig: Afghanistan is t \'On Grund aufin 

seiner Infrastruktur zerstört. Wer immer etwas aufbauen will, 

ist auf die Hi lfe Kabuls angewiesen, von der Kleidung über 

Nahrungzu BauSlOffen und anderem. 
Bei der gegebenen afghan ischen Mentalität, die sich durch ho· 

hen Pragmatismus auszeichnet, gibt es hier Anknüpfungspunkte 

rur eine. Zusammenarbeit der Peripherie mit der ZenITale. Aber 

jeder unbedachte Schritt, der die Traditionen verletzt, kann 

wieder zum Kampf ruhren. Und schon die Annahme dieser Hilfe 

ist manchem Afghanen eine entwürdigende I landlung ... 
Dennoch: Die Kabule r Regierung ist als einzige Kraft in der 

Lage, überhaupt etwas fü r Afghanistan zu tun. Das ist ihr 

entscheidender Vorteil, der alle Chancen zu ihrer Stabilisierung 

offen läßt. 

Anm.: rkungen: 
I) Vg!. zu diesen Äußerungen: Süddeutschc Zeitung (SZ), München, 

1!1.4.1988 und South London, Mai 1988, S. 14ff. 
2) Siehe Wortlaut des Abkommens nachstehend 
3) Siehe hierzu im folgenden die Broschüren: 20th Plenum of PDPA 

CC Documents, Kabul 1986; Comrade Najib's speech al Extra· 
ord'inary Plenum of PDPA CC, Kabul.Januar 1987;National R.ccon· 
ciliat;on Documcnts, Kabul, 3.1.1987 

4) Comrade Najib's Address to the Nation from Juli 14th 1987, in: 
Aktueller Informationsdiemt Moderner Orient, NT. 16/ 1987, S. 
39ff.,hierS.40 

5) Ebd. Zu d.:n angegebenen Ämtern siehe u.a.: Far [astern Economic 
Review (FEER), Hongkong, 28.4.1988, s. 35; N.:ue Zeit, ~Ioskau, 
Nr. 13/1988, S.7 

6) Alle Angaben nach: Second National Confer.:nc ... of PD PA on 
National Reoonciliation, Kabul, Oct. 1987, Doeuments, R ... de 
Najibullahs 

7) Vg!. Frankfurter Rundschau (.· R), 30.6.1987; Neue Zeil, ~r. 

13/ 1988,5.7 
8) Jedenfalls tauchen sie in einem Berichl der FR zufolge neu.:rdings 

nicht m ... hr auf. FR, 4.5.1988 
9) Tagung am 30. Januar 1988 in lS(:rlohn (Miuchrift vOn J\. Kramer· 

SehwitaUa) 
10) DieS(: Kommandanten nennen sich übrigens richtig schön deutsch 

"Kommandant". Sie beherrschen größere Regionen mit einem "Ste· 
hendcn He"." :twischen mch~~n hundert und 15.000 Kriegern. Sie 
operieren beweglich und sind weniger an StammeSlerritorien gebun· 
den. Manche kümmern sich um die zivile Versorgung d.:r 8 ... volke· 
ruog. 

11) Es fällt auf, daß auf dieS(:r Eb ... ne mit Fundamentalisten \".:rhandclt 
wird, 50 mit Massoud und Hakani. Dies geschieht deshalb, weil sie 
zwar \·on den fundamentalistisch.:n Gruppen ausgerüstet w.:rden, 
nicht aber doktrinär fundamentalistische Zid ... verfolgen, sondern 
vielmehr rcgionalen, tribaien Inter.:ssen folgcn und keinen An· 
spruch auf einen fundamentalistischen Z.:ntralstaal hab.:n. 

12) Daten nach: Seoond Conferencc, a.a.O .. R.:de l'\ajibullahs 
13) Diese hoh.:n Kampfcrzahlcn entstehen dadurch, daß sie die gesamte 

männliche Bevolkerung erfassen. G ... rade die Pashtunen o~rieren 
nach einem Rotationssystem, bei dem die Kämpfer alle paar 
Wochen aU$getauscht werden. Zahlen nach: FEER, 28.4.1988, S. 

" 14) Das s~ht Najibullah auch so, vg!. Al B a{l988 
la) Ebd. 
16) SZ,27.4.1988 
17) Alle Daten nach der Rede \·on Keshtmand auf der Second Confe· 

rencr, 3.3.0., S. 100ff. 

Sofortiges Asyl der von Todesstrafe bedrohten Chilenen! 
.,. . . Ich slre,te ke'neswegs ab. deO och ,m W,derstand gflgan das d,ktatOrlselle Reg,me von Pmochel Siehe, denn unter den gegebenen 
UmslBooon und angesichts der verbrechefIschen Handlungen der Diktatur seil dem Pvlsch 1913 ISI die wurdlgste Haltung emes demokra· 
tischen Chilenen. (ür den $tvrz Pmochels vnd für die W'ederherstellung der Rechte des ell,/emsehon Volkes lV kamp/on: · 

(pedro BtJrgos. einer der von der Todess1Tafe bedrohten ChIlenen, Sept ·86) 
W" fordern Asyl fur die Chilenen. die das faschistische Regime Pinochets bekämpfen und denen deshalb die Todesstrafe droht. 
Die Chilenrschen Milltlirgel!chle beantraglen bereitsleLztes Jahr die Todesstrale fur 15 politische Gefangene. denen unter Folterungen Gestand­
nisse abgepreßI wurden Jederzeit können In ChIle Widerstandskämpfer festgenommen und gefoltert werden. Zum Beispiel wurden Ende 1981 
die GeschWister Juan Carlos und Patriela Cancino sowie Max Diaz TrUJlllO und Kalln Eitel verhaftet Ihnen Wird die Beteiligung an der 
EnUuhrung des Obersten Carreno vorgeworfen 
Wir furchten um das l<:!ben dt!l Gefangenen. Die DIktatur Plnochets hat schoo Tausende ,hrer Gegner brutal liqUidiert Alle'n in der sog 
,,1. Demokratlsierungsphase·· Pinochets vom Marz '81 bis Dezember '87 beging die faschistische Junta folgende Verbrechen 

384 Morde und 3188 versuchte Morde 
1462 Folterfalle (ohne DunkelZiffer) 

1052 Verbannungen und 2869 Morddrohungen 
4717 MIßhandlungen Verhalleter. 

Die von der Todesstrafe bedrOhten Chilenen konnen in die BRD abgeschoben werden. wenn die Bundesregierung Ihnen die Aufnahme zusagt. 
Aber dazu ist diese biS heute nrcht beieil Ihre Reden uber Menschenrechte im leLzten Sommer sollten ledIglich den Protest hier Im lande 
beruhigen TatsäChlich verleugnet soe das Widerstand$te(:ht gegen die laschistlsche Diktatur Sie unterstutzt mll 'hrer Zustimmung zu einem 
250·Mio.-$·Kredit der Weltbank P,nOChet's Regime. AngesiChts des anstehenden Referendums. durch das Pinochet sich bestatigen lassen Will. 
benötigt er drmgend Kredit: Ein Chilene, der an einer Manifestallon für Pinochet teilnimmt. bekommt z B ein Paar Schuhe Diese Propaganda 
will bezahlt sein in einem land. wo Elend und Arbeltslosl9kell immer mehr wachsen und große Teile der Bevölkerung betreffen, und wo auf der 
anderen Seite das gehobene Burgenum durch luxus bei der Stange gehalten werden will 
Wir dagegen wollen den Widerstand im Volk gegen die Diktatur unterstutZen. der sieh in Protesttagen. Streiks. Demonstrallonen und bewaff­
neten Aktionen ausdrUCkt. 
Und wir fordern die sofortige Einreiseerlaubnls fur die politischen Gelangenen. die Asyl beant'agt haben! 
s.tzen auch Sie . lch eIn: 
• FOr clu , ofortlge A.~I der von Todeu'rele bedrohten Chllenenl 
• FOr die Ab.c:halfung der S lche rhell.Oberprtl fung IU r ch ilenische Oppo.ltIoneUe' 
• FOr unelnge.c:hrlnk tel A. yt rech ll 
• Gegen cl le UnlerttUtzung I.schl l tl scher Regime dureh d ie Bund .. "publlkf 
Auch Sie können den Kampf um das leben dieser Gefangenen unterSlutzen. Der beste Schutz ist Offentlrchkelt Nur olfenllicher Druck kann 
die Bundesregierung zur Aufnahme der Gefangenen bewegen 
Informieren Sie sich und andere! 
Informationen. Adressen chllenrschel Gelangener, Protestposlkarten. Plakate sowie dIe Broschure . .ln Chile von der Todesstrafe bedrOht - in 
der BRD zum Sicherheitsrisiko erkjall"· zu beZiehen bel ,,Asyllur die zum Tode verurteilten Chilenen··. C/O D"tte Welt Haus. froesengasse 13. 
6000 FrankfurllMalfl 90 
Spenden : .. Aktron zur Befreiung der polit,SChen Gefangenen in Chile··, BfG HH. BlZ 20010111 . KtO · Nr t38·5509501 
oder Gintras. Stadlsparkasse Ffm. Kto.·Nr 1800, Postscheckamt Köln , Klo.·Nr 6999·508 
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InlefVlew mH Abdul Wakll 

Genf schuf die äußeren 
Bedingungen für den Frieden 
Vom Juni 1982 bis zum April 1988 zogen sich in Genf die 
afghanisch-pakislanischen Verhandlungen hin. Oie Prozedur 
war ebenso ungewöhnlich wie langwierig. Abdul Wakil , der in 
den letzten 14 Monaten d ie Delegation Afghanistans als Außen­
minister leitete , b ilanziert und bewertet d ie Verhandlungser­
gebnisse des 14. April 1988. An jenem Tag gehörte er neben 
seinen Amtskollegen Zain Noorani, Georgt Shultz und Eduard 
Schewardnadse sowie UN-Generalse kretär Perez de Cuellar und 
seinem Sonderbeauflragcn Diego Cordovcz zu den Genfer 
Hauptdarste llern der Unlcr:.r;e ichnungszeremonic. 

FRAGE: Welches war die Ihrer Meinung nach schwierigste 
Verhandlungsetappe ? 
A. WAKIL Der VerhandJungsprozeß waT von Anfang an 
schwierig. J ede Einzclabmachung mußte unter großem Kraft­
aufwand erzielt werden. Trotzdem verblassen diese Schwierig­
keiten vor denen, die in der letzten Verhandlungsetappe auf­
traten, als es nämlich darum ging, ob die Gespräche ergebnis­
reich abgeschlossen werden, oder ob man sie platzen läßt. 
Im Absch lußstadium seit dem 2. März schien das Schicksal der 
Verhandlungen besiegelt zu sein. Es gab einen Augenblick, da 
sah es so aus, als seien die Hindernisse unüberwindbar. Die starre 
Position, die die andere Seite bezogen hatte, hätte die Ge· 
spräche fast in die Sackgasse geführt. Zu diesem Zeitpunkt 
waren die jetzt unterzeichneten Dokumente doch schon prak­
tisch vollständig ausgearbeitet. 
Als wir zum Auftakt dieser letzten Verhandlungsrunde Zeit­
punkt und Etappen des sowjetischen Truppenabzugs nannten, 
eröffneten wir die l\löglichkeit, den Genfer-Prozeß erfolgreich 
abzuschließen (siehe Gorbatsehow- und Taschkenter Erklä­
rung). Zum selben Zeitpunkt aber warteten Pakistan und die 
USA mit neuen Vorschlägen auf, mit neuen Bedingungen, die 
den Rahmen der Tagesordnung dieser Verhandlungen spreng­
ten. Das stand eindeutig im Widerspruch zu der früher erziehen 
Vereinbarung, daß neue Fragen, die nicht auf der Tagesordnung 
standen, nicht aufgeworfen werden sollten. 

J-' RA GE: Tro tzdem gewann der gesunde Menschenverstand die 
Oberhand. Wie oft mußten Sie und Ihr pakistanis<::hcr Kollege 
Ihre Unters<:: hriften unter die verschiedenen Ausfertigungen der 
Genfer Dokumente setzen? 
A. WAKIL: 45 mal. 
"' RAGE: Und Sie sind sich das erste Mal in dem Saal begegnet, 
in dem Sie die Dokumente unterzeichnet haben? 
A. WAKIL : Ja, das erste Mal. 
Wir haben von Anfang an darauf bestanden, direkte Verhand­
lungen zu führen. Unsere Partner sind darauf leider nicht einge' 
gangen. Deshalb wurde auch die Vermittlung von Diego Cor­
dovez erforderlich. 
Die afghanisehe und die pakistanische Delegation befanden sich 
immer in verschiedenen Räumen, und erst am Abschlußlag 
waren wir in ein und demselben Saal. ( ... ) 
"' RAGE: Worin besteht rur Sie die Bedeutung des "Genfer 
Pakets"? 
A. WAKIL: Alle hierzu gehörenden Dokumente sind sehr wich· 
tig. Sie stehen alle miteinander in Zusammenhang und stellen 
insgesamt die Grundlage für die Regelung der außenpolitischen 
Aspekte der Afghanistanfrage dar. 
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Dennoch komme ich nicht umhin zu sagen , daß die für uns 
wichtigste grundlegende Regelung in der afghanisch-pakistani­
schen Vereinbarung über die Prinzipien der beiderseitigen Be­
ziehungen und insbesondere über die Nichteinmischung in die 
Angelegenheiten des jeweils anderen und im Verzkht auf In ter­
vention besteht. Die darin festgelegten wichtigsten völkerrecht­
lichen Bestimmungen erlauben uns, unsere bilateraJcn Bezie­
hungen zu normalisieren. 

Wenn diese Bestimmungen beachtet werden, wird es keine 
äußere Einmischung mehr geben. und eine Wiederholung für die 
Zukunft sollte ausgeschlossen sein. Diese Vereinbarung wird 
den nationalen Interessen beider Länder gerecht. 
Die gemeinsame sowjetisch-amerikan ische Erklärung über inter­
nationale Garantien soUte die praktische Umsetzung dieser 
Bestimmungen der ersten Vereinbarung unterstützen. 
FRAGE: Jede erzielte Vereinbarung setzt Kompromisse, setzt 
ein Entgegenkommen der vertragschließenden Seiten voraus. 
Glauben Sie, daß Ihre Regierung die wichtigsten Ziele durch· 
se tzen konnte, die Sie sich, bevor Sie nach Genf fuhren, gesetzt 
hatten? 
A. WAKIL: Natürlich müssen sich beide Seiten auf Kompro, 
misse ein lassen. Dagegen gibt es bestimmte Grenzen. über die 
man nicht hinausgehen darf. 
Ich denke, wir können zufrieden sein, daß wir das Wichtigste 
erreicht haben: Wir waren kompromißbereit, um die Verhand­
lungen aus der Sackgasse zu führen und haben trotzdem keine 
Prinzipien und Werte preisgegeben, die wir als unabhängiges 
Land für unverzichtbar erachten. Ich glaube sagen zu können, 
daß die afghanisehe Seite, um die Gespräche vor dem }-' iasko zu 
bewahren, größtmögliches Entgegenkommen gezeigt und sich 
sehr flexibel verhalten hat. 
Damit haben wir die Hauptaufgabe erfüllt: d:e Herstellung 
friedlicher äußerer Bedingungen um Afghanistan. Und im Land 
selbst für Frieden zu sorgen, ist dann schon Sache der Afghanen 
allein. 
FRAGE: Womit erklären Sie sich, daß die Extremisten von 
Peshawar die Genfer Vereinbarungen ablehnen? Darin ist doch 
schließlich der Abzug der sowjetischen Truppen aus Afghani· 
stan festgelegt, die sie immer nur als Okkupanten bezeichnet 
und auf deren Abzug sie so bestanden halten. 
A. WAKIL: Diese Fra~ müßten Sie ihnen einmal selbst stellen. 
Ich kann dazu nur sagen, daß nurdiejcnigen die Genfer Verein· 
barungen zurückweisen können, die kein Ende des Krieges auf 
unserem Boden wollen, die wollen, daß das Blutvergießen wei­
te rgeht. 
Das sind Leute ohne jedes Verantwortungsgefühl, denen nichts 
an der Zukunft ihres Landes, am Schicksal ihrer Nation gelegen 
ist. Ihnen fehlt jeder Sinn fUr politische Weitsicht, und letzten 
Endes treten sie die nationalen lind is lamis<::hen Wertvorstellun­
gen mit Füßen, von denen sie gerne reden. 
Trotzdem hoffe ich, daß vereinzelte Elemente aus den Reihen 
der Opposition allmählich zur Vernunft kommen und die ob­
jektive Realität anerkennen, die jetzt nach Abschluß des Ver­
tragswerks von Genf entstanden ist. Und die Handvoll unvcr­
besserlicher Extremisten, die die Vereinbarungen schlichtweg 
ignorieren, wird sich mit der Zeit immer tiefer in ihre Isolation 
verren ncn. 



Das Volk von Mghanistan, aUe Länder und Völker, die eine 
politische Regelung dieses sich in diesem Gebiet hinschleppen­
den regionalen Konflikts unterstützen, werden sich von ihnen 
abwenden. Die Genfer Vereinbarungen sind schließlich eine 
zuverlässige Grundlage, auf der der Prozeß der nationalen Ver­
söhnung beschleunigt und nationale Eintracht erzielt werden 
können. 
FRAGE: Es gab Meldungen, daß Diego Cordovez zwischen der 
afghanisehen Regierung und Oppositionellen vermilleIn soll, 
um eine Koalitionsregierung rur Afghanistan aufzustellen. Stim­
men diese Informationen ? 
A. WAKIL: Wir bleiben dabei, daß der nationale Aussöhnungs­
prozeß, die Herstellung nationaler Eintracht und die Regie­
rungsbildung ausschließliches Vorrecht der Afghanen selbst 
sind. Wenn nun jemand, der an den Genfer Verhandlungen 
teilgenommen hat, seine Dicnste anbietet, um die Angelegen­
heit weiter voranzubringen, haben wir natürlich nichts dagegen 
einzuwenden. 
Wir würden auch jede persönlichc Initiative von Herrn Cordovez 
begrüßen. wenn damit ein Kontakt zwischen uns und der 
Opposition herl.ustellen ist. Er verfUgt schließlich über beträcht­
liche Erfahrungen bei der Einfadelung von Kontakten in den 
vcrfahrensten Angelegenheiten. Er ist sehr geduldig und kann 
sich durchsetzen. Cordovez hat schon an verschiedenen Be­
mühungen von seiten der UNO teilgenommen. um Konflikt­
situationen in verschiedenen Gebieten der Welt zu entschärfen. 
Den größten Erfolg aber hatte er jetzt bei seiner Vennittlungs· 
mission in Sachen Afghanistan. 
Hierbei muß man allerdings darauf hinweisen. daß dieser Erfolg 
in erster Linie durch die Flexibilität Afghanistans und der 
Sowjetunion ermöglicht wurde. Unsere Verhandlungspartner 
Pakistan und die USA sollten unsere konstruktive Position zu 
schätzen wissen. wie auch wir schließlich ihre Haltung würdi­
gen, die einen erfolgreichen Abschluß der Gespräche erlaubt 
"',,_ 
FRAGE: Jetzt zur Flüchtlingsfrage. Die Rückkehr der afghani­
sehen Flüchtlinge aus Pakistan ist theoretisch geklärt. Darüber 
wurde eine besondere Vereinbarung getroffen. Wie steht es aber 
um die afghanischen Flüchtlinge im Iran, der an den Genfer 
Verhandlungcn nicht beteiligt war? Gab es zu diesem Thema 
Kontakt mit Teheran? 
A_ WAKIL: Die Vereinbarung über eine Rückkehr von Flücht­
lingen erstreckt sich auf alle Afghanen, die sich außerhalb der 
afghanisehen Grenzen aufhalten, egal, in welchem Land, also 
auch im Iran. Das Dokument wurde von Pakistan unterzeich­
net, weil die überwiegende Masse der FlÜChtlinge sich eben auf 
pakistanischem Territorium befindet und dOrl unter menschen­
unwürdigen Bedingungen lebt. Geradc dort werden sie doch 
manipuliert. 
Obwohl die Iraner nicht am Prozeß von Genf teilgenommen 
haben, informierten sie Diego Cordovez darüber, daß sie einige 

Verpflichtungen. die in Hinsicht auf Pakistan ausgearbeitet 
werden, auch selbst übernehmen wollen. Wir hoffen, daß sie 
sich daran halten. 
Denn aus dem Iran kamen bekanntlich schon vor Unterzeich­
nung der Genfer Vernäge die ersten Flüchtlinge wieder nach 
Afghanistan zurück, und wir rechnen damit. daß in nächster 
Zukunft die meisten von ihnen wicder in ihre Heimat zurück­
kehren. 

FRAGE: Werden also die UNO-Missionen. die bei der Repatriie­
rung der Flüchtlinge helfen sollen, nicht nur an der Grenze zu 
Pakistan. sondern auch an dcr zum Iran ihre Tätigkei t aufneh­
men? 
A. WA KI L; Gegenwärtig ist in Übereinstimmung mit den in 
Genf unteT7.eichneten Dokumenten der Abschluß von prakti­
schen Sondenlereinbarungen zwischen dem UNO· Hoch kom­
missar für Flüchtlingsangelegenheiten, Pakistan und Afghani­
stan vorgesehen. Soweit ich das anhand der Atmosphäre bei den 
Vorgesprächen beurteilen kann. die ich zweimal mit Herrn 
Hocke, dem UNO-Hochkommissar, in Gcnf geführt habe, is t 
davon auszugehen, daß die Tätigkeit der ihm unterstellten 
Agentur sich auch auf die afghanischen Flüchtlinge im Iran. wie 
übrigens auch in anderen Ländern. erstrecken wird. 

Die fü r u n s 
wicht igs te Rege lu ng der 

afghanisch-pak istanischen Vereinbarungen 
ist der Verzicht auf In terven tion , 

damit eine Wiederholu ng der 
äußeren Einmischung künft ig 
ausgeschlossen werden kann 

FRAGE:Bei der Begegnung zwischen Michail Gorbatschow und 
Najibullah in Taschkent wurde doch gesagt, dats Jetzt dIe so­
wjetisch-afghanischen Beziehungen in eine neue Etappe ein­
treten. Wodurch zeichnet sich Ihrer Meinung nach diese neue 
Etappe besonders aus? 
A. WAKIL: Ich denke, daß die sowjeusch-afghanische Zusam­
menarbeit in allen Bereichen noch ausgebaut wird; im wirt­
schaftlichen, sozialen . wissenschaftlich·tcchnischen und kultu­
rellen Bereich. Damit wurde schon vor Abzugdes sowjetischen 
Truppenkontingents aus Afghanistan begonnen. 
In unseren bilateralen Beziehungen machen sich bereits neue 
Züge dieser Zusammenarbeit bemerkbar. Jetzt arbeitet die So­
wjetunion zum Beispiel schon mit dem afghanisehen Privat­
se ktor zusammen und baut mit unseren nationalen Unterneh· 
mern gemeinsame Betriebe auf. Man stellt Direktverbindungen 
her zwischen Republiken und Gebieten der UdSSR und afgha­
nischen Provinzen. schließt Partncrschaften zwischen sowjeti. 
sehen und afghanisehen Städten, alles neue Formen der Kon­
taktau(nahme. 
Die allseitigen freundschaftlichen Beziehungen zwischen unse­
ren beiden Ländern werden also ein höheres Niveau erreichen. 
mit eincr einzigen Ausnahme; Es wird keine sowjetischen Trup­
pen auf afghanischem Territorium geben. Es dürhe a!lgemein 
bekann t sein, daß enge freundschaftliche Beziehungen für die 
Sowjetunion und Afghanistan schon Tradition haben. Sie 
reichen noch in die Zeiten Lenins und Amanullah Khans (afgha­
niseher Reformkönig der 20er Jahre; d. Red_ ) zurück. 
Zum t\bschluß unseres Gesprächs möchte ich noch einmal 
hervorheben, daß das afghan isehe Volk Ruhe und Frieden für 
seine Erde herbeisehnt. Es ist des langen Blutvergießens und des 
Krieges überdrüssig. Die in Genf un tcrzeichneten Vereinbarun­
gen bedeuten noch nicht, daßjctzt automatisch Frieden ist. Sic 
schaffen allerdings die äußeren Bedingungen dafür, daß auf 
afghanischem Boden möglichst bald Frieden einkehrt. 
(Quelle; Neue Zeit, Moskau, Nr. 17/1 988, S. 6-8 ) 
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Palastina 

Ingrtd EJ-Masry 

Der Palästinenseraufstand 
läßt sich nicht abriegeln! 
Israe ls Regierende begi ngen den 40. Unabhängigkeitstag auf ihre Weise. 
Im Vorfe ld ordneten sie die Ermordung Abu jihads, des Stellvertreters 
Yass ir Arafats und Zuständigen der Palästinensischcn Befreiungsorganisa· 
tioo (PLO) für die besetzten Gebiete, an. Zu denjubiläumsfeierlichkeiten 
am 20./21. April J 988, verfügten sie die zweite Abriegelung von Westbank 
und Gazastreifen. Und generell hielten sie die Besatzungstruppen zum 
verschärften Gewalteinsatz gegen die Aufstandsbewegung an, die nun 
schon ein halbes Jahr andauert. 

scn Aufstand kennzeichnenden neuen 
. Grad an Geschlossenheit, Mut und 
Durchhaltevermögen unter Beweis, als 
die israelische Führung versucht halte, 
die Aktionen mit vorbeugenden Gegen­
maßnahmen und einer Eskala t ion der 
Unterdrückung zu vereiteln. 
So war d ie israelische Regierung bereits 
am 28. März d.]. zum einen mit Präven­
tivverhaftungen und einer bisher bei· 
spie llosen, volls tändigen Abriegelung der 
besetzten Gebiete in die Offensive gegan­
gen. Ober den Gazastreifen wurde, zu­
sätzlit::h zur Schließung der Grenzen, 
eine Ausgangssperre verhängt. 
Damit nicht genug, sorgte die Besat­
zungsmacht zum anderen für eine weit­
gehende Aussperrung der WeItöffent­
lichkeit aus den besetzten Gebieten. Be· 
reits mit der Erkläru ng der besetzten Ge· 
biete zum "militärischen Sperrgebiet" 
war der Zugang ausländischer Journali. 
sten prinzipiell unterbunden. Sodann 
brachte man mit der Un terbrechung der 
Telefonverbindungen und mit der Ver· 
fügung eines sechsmonatigen Tätigkeits­
verbotes für den palästinensischen Pres· 
sediens t (PPS) auch die als zuverlässig 
geltende, einzige arabische Informa­
tionsq uelle aus den besetzten Gebieten 
zum Schweigen. l 

Die Verhängung der vollständigen Nach­
richtensperre zeigt ebenso wie die erst· 
malige vollständige Abriege lung der be­
setzten Gebiete, daß auch die Regierung 
Schamir/Peres die neue Qualität des or· 
ganisierten palästinensischen Volksauf­
standes erkannt hat. 
Ein zweites Motiv für die drakonischen 

Zu einem der Höhepunkte der palästi. 
nensischen Volkserheb ung gestalteten 
die Bewohner der besetzten Westbank 
und Gazas den "Tag des Bodens" am 30. 
März d.] . 

~~:~" ~,"" ' " " " ,"';. der FO$lnahmo ein es Pal lsunensor$ in Ramall ah (oMn); orabiS< M o.mon. l ... l;on zo m "Ta, dei 

An diesem Erinnerungstag gedenken die 
Palästinenser Israels und der besetzten 
Gebiete alljährlich der sechs Araber, die 
am 30. März 1976 bei Protesten und 
Demonstrationen gegen die Enteignung 
palästinensischen Bodens getötet wur­
den. Dieser Tag des Bodens entwickelte 
sich zum bisher umfangreichsten und er­
folgreichsten Generalstreik seit Beginn 
des Aufstandes am 8. Dezember 1987. 
Die rebell ierende palästinensische Bevöl· 
kerung stellte dam it umso mehr den die· 

14 



Abriegelungsmaßnahmen war offen· 
sichtlich die Benirchtung, die Unruhen 
zum Tag des Bodens könnten übergrei· 
fen auf das isradische Kernland. Dies 
wurde mit dem Einsatz von mehr als 
4.000 israelischen Bereitschaftspoli· 
zisten in Israd selbst sowie einem mas· 
siven Militäraufgebot in den besetzten 
Gebieten verhindert. 
Die blutige Bilanz: In über 72 Zwischen· 
fallen wurden zwischen dem 30. März 
und dem 1. April sieben Palästinenser 
getötet, davon alleine vier am Tag des 
Bodens. Israelische Soldaten feuerten 
wahllos in eine demonstrierende Men­
schenmenge, verletzten 45 und verhaf· 
teten 16 Palästinenser. 2 

Und dies, obwohl nach offiziellen israeli· 
schen Angaben bereits sei t Mine März 
1988 1.000 Palästinen~er in Präventiv­
maßnahmen festgenommen worden wa· 
ren, womit sich die Zahl der Verhafteten 
seit Beginn des Aufstandes auf über 
5.000 Anfang April d.]. erhöhte. 3 
Längst reichen die israelischen Gefang· 
nisse zur Aufnahme der massenhaft -
meist im Schnellverfahren verurteilten 
oder gar nicht erst vor Gericht gestellten 
- Verhafteten nicht mehr aus. Schulen 
wurden zu Haftanstalten umfunktio­
niert, neue Gefangenlager in der Ncgev. 
Wüste errichtet. 
Augenscheinlich sind die israelischen 
Falken bereit, die "Politik der e isernen 
Faust" in den besetzten Gebieten fort· 
zusetzen und zu eskalieren. Mit den 
kombinierten Mitteln von Wirtschafts· 
sanktionen und der Aushungerung der 
besetzten Gebiete, von Deportationen, 
Abriegelung. Ausgangsverboten und 
physischer Gewaltanwendung gibt man 
sich derzeit noch siegessicher. Damit 
hofft man, die Motivation der rebeHie· 

Fast überall 
in der Westbank 

und Gaza sind inz wischen 
Volks komitees gegrün. 

det worden 

renden palästinensischen Bevölkerung 
unterminieren, sog. Rädelsführer aus· 
schalten und die Koordination des Auf· 
standes mit palästinensischen Führern 
außerhalb der besetzten Gebiete verhin· 
dern zu können. 
Anfang April erhielt das israelische Mili· 
tär die Anweisung, wieder zum Einsatz 
scharfer Munition zurückzukehren, bei 
bewußtem Streben nach Konfrontation 
mit demonstrierenden Palästinensern. 4 

Das E.rgebnis: Der 4 . April d.]., für den 
die Vereinigte Nationale Führung des 
Aufstandes anläßlich des erneuten 
Shultz·Besuehes in Israel zu einem all­
gemeinen Generalstreik aufgerufen hatte 
(Aufruf Nr. 12), wurde zu einem neuen 
blutigen Höhepunkt mit mindestens 12 
toten Palästinensern und Dutzenden 

Verletzter. 
Inzwischen mehren sieh auch die Hin­
weise darauf, daß Israel keineswegs ledig· 
lieh konventionelles Tränengas gegen die 
palästinensische Bevölkerung einsetzt. 
Vielmehr handelt es sich bei dem ver­
wendeten Gas nach Angaben des flif Ge· 
sundheitsfragen zuständigen Direktors 
des Hilfswerks der Vereinten Nationen 
flir Palästina-Flüchtlinge, Hiddlestone, 
um ein hochgiftiges Nervengas mit bisher 
unbekannter Zusammensetzung. Das 
Giftgas hat bis Mille April zum Tod min­
destens zweier palästinensischer J ugend­
licher und zu zahlreichen Fehlgeburten 
Schwangerer geführt. 5 
Zu einer regelrechten Pogromstimmung 
gegen die palästinensische Bevölkerung 
führte hingegen der Tod der ninfzehnjäh· 
rigen Israelin Tin.:a Porat, des ersten zivi· 
len israelischen Opfers der Unruhen. Sie 
starb bei einer Auseinandersetzung mit 
Palästinensern in der Nähe des Dorfes 
Beita am 6. April d.]., wobei auch zwei 
palästinensische Jugendliche getötet 
wurden. 
Während der abschließende Obduktions­
bericht, welcher wohlweislich erst nach 
der Beerdigung des Mädchens veröffent· 
licht wurde, eindeutig ergab, daß Tirza 
Porat durch eine verirrte Kugel aus dem 
Gewehr eines ihrer israelischen Begleiter 
starb,6 begann unmittelbar der israeli· 
sehe Vergeltungsfeldzug gegen Bcita. 
Das Dorf wurde vollständig von der 
Außenwelt abgeriegelt, 14 Häuser wur­
den gesprengt, 15 Palästinenser verhaf­
tet, die Bewohner des Dorfes von randa­
lierenden Siedlern terrorisiert. 
Dennoch, der Zwischenfall in Beita hat 
zumindest Teilen der israelischen Gesell· 
schaft verdeutlicht, daß die "Politik der 
eisernen Faust" in wachsendem Maße 
selbstzerstörerische Züge annimmt. 500 
Mio S kostete die militärische Bekämp. 
fung des Palästinenseraufstandes den 
Staat Israel bis Anfang April- bei einem 
Rückgang der Steuereinnahmen aus den 
besetzten Gebieten auf 20%. 
Der seit Monaten anhaltende Streik von 
mehr als 50.000 in Israel beschäftigten 
Palästinensern führt schon heute dazu, 
daß zahlreiche israelische Unternehmen 
insbesondere in der Bauwirtschaft, den 
Großschlachtereien und den Gemüse­
plantagen aus Mangel an Arbeitskräften 
schließen mußten. Die Einstellung der 
Lieferungen billigen Gemüses aus den be· 
setzten Gebieten schraubt die Inflations­
rate in Israel weiter in die Höhe. 7 
Zwar mehren sich im polarisierten Israel 
die Stimmen derer, die zu der Erkenntnis 
gelangt sind, daß "Israel von einem unab­
hängigen Palästinenserstaat weniger zu 
befürchten (I labe) als von der Fortdauer 
des Status Quo", welcher die Gefahr ei· 
nes neuen israelisch·arabischen Krieges 
beinhalte. 8 Aber der Einfluß der Frie­
denskräfte au.f die Regierungspolitik 

bleibt begrenzt (siehe AlB 5/1988, S. 
41·43). 

Die Verfechter einer harten Linie blei· 
ben in Israel tonangebend, worauf sich 
der palästinensisehe Widerstand einzu­
stellen hat. 
Die israelischen Wirtschaftssanktionen 
gegen die besetzten Gebiete sind nicht 
ohne Auswirkungen auf den ohnehin 
niedrigen Lebensstandard der palästi­
nensischen Bevölkerung geblieben: Der 
Konsum ist deutlich zurückgegangen. die 
Einnahmen der Händler schrumpfen und 
aufgrund der Dauerstreiks haben zahl· 
reiche in Israel tätige Arbeitskräfte ihr 
Einkommen faktisch verloren. 
Zwar ist es bisher gelungen, mit einer 
beispielhaften Solidarität und Improvi· 
sation die knappen Güter zu verteilen 
und die Selbstversorgung zu steigern. 
Doch kommt es nunmehr darauf an, die 
Abhängigkeit von Israel organisiert abzu­
bauen. Der Aufstand tritt gegenwärtig in 
seine zweite, entscheidende Phase ein. 
Das Ziel einer erfolgreichen Weiterfüh· 

Ermordele< i\bu Jihad (r.) und PLO·VO";llender YaSSlr 
" .... fal 

rung des Aufstandes bis hin zu einem 
unabhängigen palästinensischen Staat er· 
fordert, daß qualitativ neue Kampffor­
men entwickelt werden. Diese Proble· 
matik war Gegenstand eines Auswer­
tungs- und Strategiepapiers, das seit 
E.nde Februar d.]. in Führungskreisen 
der PLO diskutiert wurde. 9 
Die palästinensisehe Führung befürchte· 
te, daß der WiderSlandsbewegung anson· 
sten irgend wann der Atem ausgehen 
könne. Auch vor negativen Auswirkun­
gen auf die Psyche der palästinensisehen 
Bevölkerung wurde gewarnt. 

Ein vollständiger ziviler Ungehorsam 
wurde in dem Papier für den damaligen 
Zeitpunkt noch verworfen. Vorläufig 
brauche die palästinensische Bevölke· 
rung noch einige der Brocken. die sie mit 
der Besatzungsmacht verbinde. 
Die PLO befürchtete z.B., daß den Palä· 
stinensern Strom und Wasser abgestellt 
würden, wenn diese die Rechnungen 
nicht beglichen. Diese und andere 
Dienstleistungen gelte es gerade für den 

15 



Aufst and Zu nutzen . Das Papier schl ug 
stattdessen T eilbo yko tte und gezielte 
Verweigerungsaktionen vor, wie die Ver­
weigerung von Einko mmen s- und Me hr­
wertsteu ern, das Verbrennen israel isch er 
Kennkarten u.a.m . 

Als lobenswertes Beispiel hob der Au fruf 
Nr. 12 der V ereinig ten Nationalen 
Führung vom 2.4. 19 8 8 in diesem Zusam · 
m enhang die Standhaftigkeit vo n 300 
Händ lern in Ra m aJlah hervo r, d ie d en 
israelisc h en Beh ör den bereits keine Steu­
ern m ehr zahlten. Betont wurde außer· 
d em , d aß d er Aufruf an d ie Stadt- u nd 
Gemeinderäte, von ihren Poste n zurüc k­
zutreten , weitgehend befolgt worden sei. 
Erfolgreich au sged ehnt wurd e die 
Rücktrittswe lle Anfang April auch be· 
re its auf die Berufsgruppen d er palästi­
nen sischen Steuer- und ZolJb eam terr so­
wie der Po lizisten im Gazastreifen. 
Für alle noch in ihren Äm tern ver blie· 

V.",i",rn,~, Premie, YiLZh.~ Schami, (1.) ~i Re. gan in 
W.~hinKlon. Fü, S<h~mi, gehilfen die Be.a"e'poli'ik dei 
.e,semen Fau"- und de, Siedle".,,,,, ~usam",.n 

AnIhony LewIs 

Israel mit 40: Sledlerjustlz prägt die Politik 
WeIche Chance es auch immer für erste Ver· 
handlungen zwischen Israel und seincn arabi­
!ehen Nachbarn gegeben haben mag,jetzt sind 
sie dahin. Die zerbrechlichen Hoffnungen, die 
Außcnminister Shula hane aufbauen können. 
sind durch die El'I'ignissc der letzten drei 
Wochen urstört worden. 

Die Ermordung AbuJihads, der Nummer Zwei 
unter den PLO·Führern, hat zur Stärkung der 
radikalsten Elemente in der PLOgeführt. Kein 
Palästinenser von Gewicht wird nun bereit 
sein. mit lsrad über Frieden zu sprechen; und 
aller Wahuchcin~chk<':it nao;h auch nicht 
König Hussein oder irgendein anderer arabi· 
so;her Führer. 
Ezer Weizmann, ein Mitglied des inneren 
israelischen Kabinetts. der nao;h einem Weg 
zum Frieden mit den PailUtinensern SUCht, 
nannte die Tauachen im Rundfunk dcr israeli­
, chen Armee beim Namen. DcrMord, sagte er, 
.. wird den hiedensprozeß in weite Ferne 
rüden und die Feindseligkeit vergrößern." 
Das war in der Tat ein v(ltaunehbares Ergebnis 
de r Ermordung Abu Jihads. Als die Regierung 
den Angriff anordnete, mußte ihr das von vor· 
neherein bewußt .sein. Der Mordanschlag 
zeigte mithin. daß die tatsächlidle politische 
Macht gegenwärtig in den Händen V(ln Män· 
nern liegt, die sich wenig um Friedensverhand· 
lungen sdleren, ja, die eigentlich gegen solche 
Vemandlungcn sind. 

Hinter der Fassade der israelischen Regierung 
der nationalen Einheit wird die b<,:stimmende 
Politik \'on der Redlten gemacht: Von Prt:mier 
Yitzhak So;hamir, seiner Likud·Partei und 
selbst nQch extremeren Elementen. Das wurde 
an einem anderen bedeutenden Ereignis der 
letz ten Wochen deutlich, dem Zwiso;henfall 
\'Om 6. April im West bank dorf Beita, wo zwei 
Palästinenser und ein 15jähriges isr,le!iso;hes 
Mädchen getötet wurden. 033 Mädchen, du 
nach ersten Berio;hten duro;h einen Steinwurf 
getölet worden sein soU, war - wk eine Unter­
suchung der Armee ergab - erschos~n W(lr­
den. Die Kugel kam aus dem Gewehr eines 
Wachmannes. der die Gruppe israelischer Aus­
flügterbegleitete. ( ... ) 
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Viel Schlimmeres haue noch geso;hehen 
können. wenn nicht ein Einwohner von Beila, 
Mahmoud Gurub B<':n Shamma, die Waffe an 
sich geriuen, den Lauf verbogen und sie damit 
unbrauchb<U" gemacht hälte. Israel deportiert~ 
Ben Shamma und fünf w<':iter<': Einwohner von 
Beita. Wie immer in solchen Fällen g".lb es keine 
Anklage und kein Verfahren. Die M;'nnerwur· 
den in einer Nacln· und Nebelaktion in den 
Libanon verbracht. \Vie immer wies Israel Ein· 
wände d<':r USA, daß eine Ikutzungsmachl d~ s 

Völkerrecht verletze, wenn sie Pcrsonen aus 
ihrer Heimat deporlieu, \erächtlich zurück. 
Vor 60 Jahun schrieb der Richter Louis 
Brandds, daß die Deportation einen Menschen 
all dessen beraube, "was das Lehen lebenswert 
mache". Zu welcher form von Gerechtigkeit 
hat Israel gefunden, daß es einen Palästinenser 
deportiert, der vielleicht Leben gerettet haI, 
als er einem bekannten Fanatiker und Killer 
dasGewehrentri6? ( ... ) 
Die Beita·Afflir<': hat klar gezeigt, v.ie wenig 
Mäßigung die Arbeite rpartei gegenwärtig in die 
Regierung einbringt. Ihr Hihrer, Außenmini· 
ster Shim(ln Peres. verteidigte die summari· 
schen Deportationen mit den Worten : .,Wir 
deportieren keine Einwohner, sondern Anfüh· 
rer, Agitatoren und EJ<tremisten." Eine wei­
tere Verurtcilungohne Verfahren. 
Und ", .. as nach Beita getan war, war immer 
noch nicht genug, um die Siedler zufrieden· 
~ustdlen. Sie verlangten jelZt, daß die Regie­
nlllg auch gemäßigte Palästinenser d<':portiere, 
die sich in der Verg~ngenhe it für Verhandlun­
gen und Frieden ausgesprochen hatten. ( ... ) 
Die bitterste Ironie Mr isra e~schen Politik der 
"eisemen Faust" in der Westbank und in Gaza 
liegt darin, daß l ie von hochrangigL'II Offizie· 
ren der Arm«. prh"llt abgelehnt wird. Die Kom· 
mandeul'l' wissen, daß ein Kotau vor den Sied· 
lern die Aufrechtcrhaltung der Sicherheit 
nicht leichter, sondern schwieriger macht. Sie 
fürchten, daß der Kun der Verweigerung und 
der Ungerechtigkeit dic Spannungen mit den 
Palästinensern nur verschärf<':n und den Staat 
nur verderben kanll. 
(Quell .. : International Herald Tribune, Paris, 
26.4.1988) 

benen öffen tlich en ßedien steten gilt die 

Rück tr ittsau ffo rderung weiterhin. Des· 
gleich en wu rde allf d ie Ko t wendigkei t. 
hingewiesen , die Gründung von Aktions· 
komi tees übera ll in den besetzten Gebie· 
ten fortzuse tzen. 

In Au fr u f Nr. 13 vo n Mitte April d .] . 
wurd e d iese Orien ti<':ru ng so formulier t : 
" Wir müssen unseren A ufstand eskalie· 
ren und ~ur zivilen Revolu t ion füh ren. 
Der Au fsta nd hat bereits zur Spaltung 
innerhalb der Z ivi l verwa ltung geführt... 
Eine b eträchtl iche Anzahl der ernannten 
Ge mein deräte ist z urüc kgetreten , di<,: 
überwältigende Mehrheit unserer Bevöl· 
keru ng zah lt kein e Steu ern mehr, der 
Boy kott zionistischer Waren ist erfolg· 
reich, u nsere Arb eiter arbeiten nicht 
m ehr in z ionistischen Un tern eh men, un· 
ser Volk bestell t sein Land wieder, um 
un sere heimisch e Wir tschaft anzuk ur· 
beln .. . Fast überall in u nserem besetzten 
Land sind Volkskomitees gegründet wor· 
d en . Un ser Volk hat dam it begonnen, 
sein Leben selbst zu o rganisieren, um 
un sere n at io na le Autorität zu stär­
ken ." l O 

Die aktuelle S tra tegie des Au fstandes, 
wie sie im Flugblatt Nr. 15 der Vereinig­
ten Nat ionalen Führung vom I. Mai d.J . 
vo rgegeben ist, besteht im Kern darin, 
d ie Ka mpagne des zivile n Ungehorsams 
in Teilb ereichen auszudehnen und den 

Aufbau von Al te rnativst rukturen be· 
schleun igt voranz u treiben. Dies mit d em 
Ziel, schrittweise u nd organisiert au f die 

Unabhängigk eit der besetzten Gebiete 
von der Wirtscha ft, de n Institu t ionen 
und den Au flagen der Besatzungsmaeht 
hinzuar bei t en . ll 

Scho n h eu te h at d er palästinensische 
Volksaufstand Er fo lge zu verzeichnen, 
wie sie in 20 J ahren zuvor nicht erreicht 
wurden - auf die Zeit vor dem 9 . Dezem­
ber 1987 ist d ie Bewegung kaum mehr 
z urtickzustufen. Is rael, das gehofft halte, 
sich der Weltöffen tlichkeit zum 40. J ah­
restag sein er S taatsgründung in ein em 
"strahlenden G lan~" präsentieren zu 
können, mußte sein e Feierlichk eiten un· 
ter dem Eindruck ein er erneu ten, voll­
s tänd igen ..... briegelung der besetzten Ge­
biete u n d d er in t ernationalen l\ Iißbill i­
gung sowie ohn e die Repräsentan z aus­
ländischer Staatsoberh äupter begeh en. 
Au ch auf in ternationa ler Ebene hat d er 
Aufstand berei ts wichtige Veränderun· 
gen bewir k t. So erwies sich u.a. die 
israeJisch·US·amerika nische Option ei· 
ne r A ufrec h terhaltung des Status quo 
der besetzten Gebiete endgültig als il lu­
sion. 

Als Verdienst des Aufstands dürfte 
sch ließlich auch d ie im Apri l erfolgte 
Annäherung zwischen dem PLO-Vorsit· 

zenden Yassir Arafat und Sy riens Präsi· 
dent Hafez a l·Assad bezeich ne t werden . 
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Peter Wahl 

Die Verschuldung 
ist kein Modethema 
J ahrdang waren Entwicklungspolitik 
und die politische Ökonomie der Dritten 
Welt kein Thema . Auch nicht in der Soli· 
daritätsbewegung. Der Nord-Süd-Dialog 
war IOt, die sozialreaktionäre Variante 
kapitalis tischer Wirtschaftspolitik, die 
Reaganomics, beherrschte alternativlos 
die Wehwirtschaft. 
Die Gegenkräfte hallen alle Hände voll 
damit zu tun, wenigstens die schlimm­
sten Bedrohungen der militarisierten 
Konfrontationspoliti k der Washingtoner 
Administration abzuwehren: Nicaragua, 
EI Salvador, der Libanon usw. Da blieb 
für Anderes nicht viel Luft. 
50 wie es jetzt aussieht, könnte das ag­
gressive Roll-back des Imperialismus von 
einer wcltpoli t ischen Entspannungs­
phase abgelöst werden. Das gibt Raum, 
andere Probleme anzupacken, und er­
freulicherweise tut sich auch einiges. Die 
Verschuldungskrise der Dritten Welt 
kommt auf die Tagesordnung;eine Kam­
pagne rollt an. Von Kirchenkreisen bis 
zu den Autonomen, von Robin Wood bis 
zu den Kommunisten ~ dazwischen die 
Grünen und die SPD - ist Bewegung 
aufgekommen. 
Es ist auch allerhöchste Zeit. Mit der 
Verschuldung der Dritten Welt in Höhe 
von 1.200.000.000.000 ( 1,2 Bio ) S ist 
ein Problem stau entstanden, dessen Fol­
gen mindeslens so katastrophal sein 
können wie Kanonenbootpolitik und 
militärische Intervention. Schon jetzt 
sterben jährlich so viel Menschen an den 
Auswirkungen der Unteren twicklung 
wie im gesamten 2. Weltkrieg: 50 Mio. 
Daran wird sich nichts ändern können, 
solange die Schulden krise ungelöst ist. 
Sie ist das entwicklungspolitische 
Schlüsselprobkm Nr. I. Der Schulden­
berg blockiert derzeit jeden Versuch, aus 
der Unterentwicklung herauszukom­
men. In den meisten Entwicklungslän­
dern besteht Wirtschaftspolitik nur noch 
aus Krisenmanagement;die Regierungen 
hangeln sich von Umschuldung zu Um­
schuldung. 
Es ist ein epochaler ·Skandal, daß der 
Schuldendienst zu einem Nello kapital­
transfer von Süd nach Nord geführt hat. 
Dabei müßte es umgekehrt sein! In eini­
gen afr ikanischen Staaten führt die Krise 
schon zu regelrechter Aunösung der Ge­
sellschaft. Da braucht niemand mehr 
in die Steinzeit zurückgebombt werden, 

das funktioniert auch millcls Kredit· 
konditionen und IWF-Auflagenpoli tik. 
Die Drille Weh - und das sind 3 Mrd 
Menschen - treibt auf einen Abgrund 
zu, und es sind gewaltige Anstrengungen 
notwendig - auch und gerade hier in den 
Metropolen - , einen Absturz zu verhin­
dern. Unerheblich ist es dabei, ob man 
dies mit christlicher Nächsten liebe, mit 
an tiimperialislischer Solidarität, mit 
Humanismus oder proletarischem Inter­
nationalismus begründet. Obgleich alle 
diese Motive Respekt verdienen - Tat­
sache ist, daß die überwindung der Un­
lerentwicklung (und als Einstieg dazu 
die Lösung der 5chuldenkrise) auch für 
die Metropolen perspektivisch zur über­
lebensfrage wird. 
Denn es gehl ja n ich t um ein finanzpoli­
tisches Spezialistenproblem - aueh 
wenn die Präsentation der IWF·Kam­
pagne noch stark den Eindruck erweckt, 
daß Illan erst nach sieben SemeSlern 
Volkswirtschaft mitreden kann. Wäh­
rend der Schuldenberg wächst, wachsen 
die anderen Probleme der Dritten Weh 
mil: Bevölkerungsexplosion, Nahrungs­
mit te lknappheit , feh lende Ressourcen, 
ökologische Katastrophen und, und, 
und ... 
Z. ß. ist die Ausbreitung der WÜSlengürtc1 
nicht allein das Problem Malis und 
Äthiopiens; die Abholzung der tropi· 
sehen Regenwälder ist nicht nur eine An· 



gelegenheit Brasiliens; diese Probleme 
können zu eine globalen Klimakata­
strophe führen, die den ganzen Planeten 
unbewohnbar macht. 
Und die politische Instabilität, als not­
wendige Konsequenz aus dem Teufels­
kreis von i\1assenelend, Repression und 
Militärdiktatur, sie macht sich schon 
heute in unserem Alhag als Arbeits­
immigration, Asylfrage und Flugzeug­
entführungen bemerkbar. Ein harmloser 
Anfang im Vergleich zu den explosiven 
Konmkten aus dem Gemisch von sozial 
bedingter Verzweiflung, religiösem 
Fundamentalismus und ethnischen 
Widersprüchen, die kommen werden. 
Niemand gebe sich der Illusion hin, daß 
derartige Eruptionen den historischen 
Fortschritt fördern. Vorherrschen wird 
der Konflikt vom Typus Golfkrieg und 
Sikh·Problem, und die Khomeinis und 
Husseins werden das Bild prägen, nieht 
die Che Guevaras und Amikar Cabrals. 
Ebenso ist es Illusion zu glauben, daß wir 
in unserer vergleichsweise heilen Welt 
von den kommenden Bürgerkriegen und 
Regionalkonflikten verschOnf bleiben 
könnten. Es ist kein Zufall, daß die mei­
sten Szenarien, die die NATO für den 
Ausbruch eines Weltkrieges erstellt hat, 
vom Kriegsausbruch in der Dritten Welt 
ausgehen. 
Man kann Zusammenhänge auch an den 
Haaren herbeiziehen; aber die Verbin· 
dung Rheinhausen und Schuldenkrise ist 
enger, als es auf den ersten Blick er­
scheint. Gemeint ist hier nicht nur der 
gemeinsame Gegner in Gestalt des gro­
ßen Kapitals und dessen gleicher Varian­
te von Kapitalverwertungsstrategie in 
Rheinhausen wie in Sao Paulo, in Völk­
lingen wie in Lagos. 
Vielmehr rückt immer deutlicher ins 
Blickfeld, daß fortschrittliche Alternati· 
ven zur herrschenden Wirtschaftspolitik 
nicht mehr diskutiert werden können, 
ohne die weltwirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen miteinzubeziehen. Und das 
heißt allemal, auch die politische Ökono­
mie der Nord-Süd-Bcziehungen. 
Eine ganze Reihe von unbeantworteten 
Fragen gilt es hier noch aufzuarbeiten: 
Z.B. wie die Zukunft der extremen Ex­
portorientierung der BRD und wie eine 
alternative Rohstoffsicherung in diesem 
Lande aUS$ehen soll, was unter einer 
demokratischen Entwicklungspolitik zu 

verstehen sei und welehe Auswirkungen 
ein massiver Ressourcentransfer in die 
Dritte Welt auf den Lebensstandard der 
Lohnabhängigen Lß den Metropolen 
hätte. Interessant ist auch der Zusam­
menhang von technologischer Umwäl­
zung und Drille Welt sowie der zwischen 
Konversion und Entwicklung. 
Man sieht, Klassenkampf und internatio­
nale Solidarität stehen in einem bisher 
ungeahnten Wchselverhältnis. Es ist an 
der Zeit, daß die respektiven sozialen 
Bewegungen und ihre Organisationen 
sich dessen bewußt werden und dement­
sprechend kooperieren. 
Im September d.J. werden in Wes~berlin 
der Internationale Währungsfonds (IWf) 
und die Weltbank zu ihren Jahrestagun. 
gen zusammenkommen. Die Wahl des 
Tagungsortes ist an sich schon Pro· 
gramm. Die alte "Frontstadt" soll inter· 
national weiter aufgemöbelt und ein 
Signal gen Osteuropa gesetzt werden. 
Gleichzeitig wird nach innen das poli­
tische Klima angeheizt, um Kritik an den 
Praktiken des internationalen finanz­
kapitals schon im Frühstadium abzuwür­
gen. So versuchte z.B. der Senat, auf die 
Kirche Druck auszuüben, ein eigenes 
Forum über die Verschuldung abzusa· 
gen. Erfolglos zum Glück. 
Auch Bonn hat sich eingeschaltet. Der 
Chef des Bundesministeriums für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit, Hans Klein 
(CSU), und die Stahlhelmfraktion geben 
den Ton an. So wird gegen einen der 
Initiatoren der Anti·IWF·Kampagne, 
den Bundeskongreß Entwicklungspoli. 
tischer Aktionsgruppen (BUKO), Stim· 
mung gemacht, indem man das Gespenst 
der kommunistischen Steuerung und ter­
roristischer Unterwanderung an die 
Wand malt. Gelder, die der BUKO in 
einem anderen Zusammenhang bean­
tragte, wurden nicht bewilligt. Die ge­
samte Bewegung der Kritiker von IWF 
und Weltbank soll so diskriminiert und 
isoliert werden. 

Und natürlich mischt die Springer-Jour­
naille - in trauter Komplizenschaft mit 
Innellsenator, Verfassungsschutz und 
BKA - kräftig mit, die rechte Hysterie 

AusIancIIvorIch 
dorEnlwlcldungollnl981 ~ 

1981 1983 1985 1987 

109 DRS-Lander1 672 808 949 108S 
Langfristig 498 639 784 930 
Öffentliche Quellen 181 222 29' 375 
Private Quellen '17 417 489 :iSS 
Kreditaufnahm~ 124 99 89 90 
(davon privat) 91 67 " 49 
Schuldendienst 89 92 110 119 
~et1otramfer 35 7 -21 -29 

Kun:fristig 159 138 128 113 
Schulden beim I\\'F I' " " " Andere under 83 86 89 105 
Gcsamtschulden2 755 894 1038 1190 

1) Lander. die im Sehuldnab..,ülilSsystetll 
(DRS) regelmäßig die Weltbank über ihre t'er_ 
schuldung infQ,miuen 
2) Schließr alleh die ellropi>ü(h"" Länder 
Rllmälli<'n, Portugal. jugojlall.'inl, G"ah"n· 
Wild, Pol"n lind Ungar>! "',n 
(Quelk: The \\'Qrld Bank, Worln D(':bl Tabks, 
1987·88 edition, Jg. I , AnalY$is and Summary 
Tables, Washington 1988. S. \~ii und xii) 

zu erzeugen. Offenbar soll damit der 
Boden bereitet werden, die Sicherheits· 
maßnahmen zum Gipfel in eine Bürger­
kriegsübung ausarten zu lassen, wie dies 
beim Reagan·Besuch in Westberlin 1987 
schon einmal versuchlwurde. 
Das Thema hat also innenpolitische­
Brisanz gewonnen. An ihm wird ein 
Lehrstück Demokratie durchgespielt 
werden. 
Die Kritiker von IWI-" und Weltbank las· 
sen sich jedoch nicht beirren. Es wird 
eine ganze Reihe von Aktionen geben: 
einen Gegenkongreß mit internationaler 
Beleiligung, eine Tagung des Völker­
tribunals der Lelio-Basso-Stiftung sowie 
eine Demonstration/ Kundgebung und 
ein halbes Dutzend Konferenzen, 
Symposien, Seminare. 
Es ist gut, daß die beiden Spitzeninstitu­
tionen des internationalen Finanzkapi· 
tals nicht ohne Protest tagen können. 
Aber eine Kampagne aus diesem Anlaß 
ist nicht genug. Die Verschuldungskrise 
darf kein Modethema sein. 
Eine Lösung der Schuldenkrise wird nur 
im Ergebnis massiven Drucks aus der 
Dritten Weh wie innerhalb des metro­
politanen Kapita lismus durchzusetzen 
sein. Und selbst wenn dann eine Lösung 
im Interesse der Drillen Weil gefunden 
würde - sie wäre nur der Einstieg in eine 
neue gerechte internationale Wirt­
schaftsordnung. die nicht nur der Ver­
schu ldung, sondern auch den anderen 
Mechanismen neo kolonialer Ausbeu­
tung, wie dem ungleichen Tausch, den 
Prakti ken der transnalionalen Konzerne 
usw. ein Ende setzt und wirkliche Ent· 
wicklung ermoglichl. Der sprichwört­
liche lange Atem ist dazu nötig, aber der 
in - siehe oben - auch für uns eine 
Überlebensfrage. 
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Heldl Czapek 

Das verlorene Jahrzehnt 
Lateinamerikas 
Der latcinamerikanische Kontinent , Großschuldner der Dritten Welt, 
steckt seit Anfang der SOer J ahre in der " längsten und ti efsten Wirtschafts­
krise der letzten 50 Jahre".l Die sog. "Schwellenländer" Argentinien, 
Brasilien und Mexiko, denen einst der baldige "take off" zum Anschluß an 
di e Industriestaaten prophezeit wurdc, sind heute d ie Sp itzenreiter der 
late inamerikanischen Schul dent abelle. 

Nach nunmehr sechsjährigem Krisen· 
man"gement zeichnet sich in der gesam· 
ten Region keine Verbesserung der wirt· 
schaftlichen Lage ab. Die Weltbank. die 
im Verein mit dem Internationalen 
Währungsfonds ( IWF) seit dem offenen 
Ausbruch der Verschuldungs krise 1982 
bei Rettungsaktionen rur die Forderun· 
gen der Gläubiger aktiv ist, kommt in 
ihren im januar d.]. veröffentlichten 
"World Debt Tables" zu dem ernüch· 
ternden Schluß, daß es seit 1982 keinem 
der 17 am höchsten verschuldeten Staa· 
ten (von denen 13 lateinamerikanische 
sind) gelungen ist, die Schuldenkennzah· 
len entscheidend zu verbessern. 2 
Ocr Schuldenberg hat Ende 1987 die 
astronomische Höhe von 410 Mrd S er· 
reicht. 3 Obwohl diese Staaten von 
1980·87 (und besonders stark 1983·85) 
ihr Exportvolumen um 32% gesteigert 
haben, ist das durchschnittliche Verhält· 
nis von Zinsendienst und Exporlerlösen 
nur unwesentlich auf 30% gesunken. 4 

Der Nettokapitalexport beläuft sich seit 
1983 auf mehr als 150 Mrd S. Allein im 
vergangenen J ahr wurden knapp 25 Mrd 
S in die Industrienationen transferiert. 5 

1987 mußten sich sieben lateinamerika· 
nische Staaten für zahlungsunHihig er· 
klären. Nach Ecuador erklärte sich An· 

2M' 

fang d.]. auch Kuba, das erstmals 1987 
einen Wirtschaftsrückgang zu verzeich· 
nen hatte, rur unfahig, 1988 den Schul· 
dendienst zu bczahlen. 6 

Hinter dem wirtschaft lichen Desaster 
verbirgt sich das soziale Elend der Bevöl· 
kerung. Gemessen am Bruttoinlandpro· 
dukt pro Einwohner ist die Region auf 
das Niveau von 1978 abgerutscht. D.h. 
ein ganzes Jahrzehnt ging für die Ent· 
wicklung verloren. Einzelne Länder, wie 
EI Salvador, Chile, Bolivien, Uruguay, 
sind sogar auf den Stand der 60er Jahre 
zurückgefallen. Angesichts der Austeri· 
tätspolitik (Sparpolitik) verbirgt sich 
hinter diesen Durchschnittszahlcn je· 
doch ein stärkerer Einkommensrückgang 
für die Mehrheit der Bevölkerung. 
Die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) belegte 1987 in ihrem "World 
Labour Report", daß für die Mehrzahl 
der Arbeiter auf dem Subkontinent in 
den 80er j ahren das Realeinkommen um 
40% gesunken sei. Das Kinderhilfswerk 
der UNO (UNICE F) verwies im selben 
Jahr auf die Tragödie der Kinder, die im 
Vorschulaher zu einem Drittel schweres 
und zu 20% leichtes Untergewicht hät· 
ten. Auf 130 Mio be:l!ifferte der Bericht 
die Zahl der Menschen, die 1980 in ex· 
tremer Armut lebten, und rechnet bis 

zum Jahr 2000 mit einem Anwachsen 
um weitere 20 Mio. 
Die finanzielle Ausplünderung, die wach· 
sende Armut und der durch die Ver· 
schuldungskrise :l!unehmende Verlust 
der wirtschaft lichen und politischen 
Souveränität provozierte die Gegenwehr 
vieler lateinamerikanischer Regierungen. 
Ihre gemeinsamen Appelle und ein· 
zeinen Konfrontationsversuche können 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
sich die Region bisher nicht zu kollek· 
tiven Handlungen durchringen konnte. 
In ihren Konferenzen des jahres 1984 
betonten die in der Cartagena·Gruppe 
zusammengeschlossenen 11 wichtigsten 
Schuldner Lateinamerikas immer wieder 
ihre Zahlungsbereitschaft, forder ten je. 
doch bessere Bedingungen, günstigere 
Umschuldungen und eine politische 
Lösung der Probleme. 
Forderungen nach einer radikalen und 
kollektiven Gegenwehr erhielten erst· 
mals 1985 verstärkten Auftrieb. Der 
Aufruf des kubanischen Staatschefs 
Fidel Castro, eine Schuldnerfront zu bil· 
den, der auf mehreren Konferenzen von 
Parteien, Gewerkschaften und anderen 
Organisationen aus Gesamt·Lateinameri· 
ka untermauert wurde, sorgte für Auf· 
regung im Gläubigerlager. 
Castro schlug ein allgemeines Schulden· 
moratorium vor, um damit die Gläubiger 
zur Streichung eines Großteils der Schul· 
den zu veranlassen, was durch eine Sen· 
kung der weltweiten Rüstungsausgaben 
um 12% finanziert werden solle. Eine 
Neue Internationale Wirtschaftsordnung 
sei die Voraussetzung dafür, daß die 
Schuldenspirale nicht wieder in Gang 
käme. 
Für einen Paukenschlag sorgte der perua· 
nische Präsident Garcia, als er im Sep. 
tember 1985 ankündigte, Peru werde nur 
noch 10% der Exporterlöse für den 
SchuldendienSt verwenden. 
Um einer Radikalisierung der Schuldner· 
länder zu\'orLukommen, wurde auf der 

Jahrestagung \·on IWF und Weltbank in 
Seoul 1985 der Baker·Plan verabschie· 
det, der die Auszahlung von zusätzlich 
29 Mrd S an Krediten unter den Auf· 
lagen des IWF vorsah. Die Cartagena. 
Gruppe beurteilte im Dezember 1985 
bei einem Treffen in Montevideo (Uru. 
g\lay) die Neukredite des Plans als nicht 
ausreichend. 7 Brasilien, Peru und 
Kolumbien als potentielle Baker·Kandi· 
daten lehnten jegliche neue Abkommen 
mit dem IWt" ab. 
Schützenhilfe erhielten die Schuldner· 
staaten auch von der UN·Wirtschafts· 
kommission für Lateinamerika und die 
Karibik (CEPAL). Diese erarbeitete ein 
umfassendes Reformprogramm. das sich 
wirtschaftlich zwar an den ostasiatischen 
Schwellenländern orientiert, aber auch 
die Wichtigkeit von weitreichenden 
sozialen (und ökologischen) Kursände· 



rungen betont sowie eine politische 
Dezentralisierung fordert. 

Diese Strategie, als "CEPALISmus" oder 
auch "Desarollismus" bezeichnet, lehnt 
sowohl die auf kurzfristige Erfolge zie· 
lende IWF· und Bankenpolitik als auch 
das bisher verfolgte Modell der binnen· 
marktorientierten Industrialisierung ab. 
Sie \'erlangt als ersten Schritt aus der 
Krise eine groß'tügige Um· und Entschul· 
dung der Entwicklungsländer. Eine Er· 
hÖhung der "inanzierungsspielräume 
milsse folgen, um die Strukturreform zu 
ermöglichen. 
Die Sehuldnerländer seien ihrerseits ver· 
pOichtet, eine kontrollierte Ausgaben. 
politik durch den Verzicht auf über· 
dimensionierte Großprojekte und Sub· 
ventionen für Großunternehmer zu be· 
treiben. Bessere Zugangsbedingungen zu 
den Märkten der Industridänder seien 
notwendig, um die Wirtschaften aß1:u, 
kurbeln und dadurch von ausländischen 
Finanzspritzen unabhängig(er) zu wer· 
den. 
Besondere Aufmerksamkeit widmet die 
CEPAL den Binnenmärkten der Schuld· 
nerländer. die durch verschiedene Maß.. 
nahmen der Regierungen gefördert wer· 
den sollen. Eine langfristige Strategie 
forden die Kommission auch rtir den 
sozialen Bereich, die Infrastrukturpla­
nung und die Energiepolitik. Und sie \'Cr· 
weist auf die Wichtigkeit der Stärkung 
der demokratischen Institutionen. Im 
Programm der CEPAL findet sich auch 
der Gedanke der regionalen Integration 
Lateinamerikas wieder, der die Struktur­
veränderungen extern absichern soll. 8 

Das jahr 1987 zeigte erneut, daß die 
Schuldner weiterhin nicht fähig sind, 
sich gemeinsam zu wehren und die Gläu· 
biger es verstehen , sie gegeneinander aus· 
zuspielen. Als der brasilianische Präsi­
dent jose Sarney im Februar ein einsei· 
tiges Zinsenmoratorium verkUndete, 
schien es kune Zeit, als ob die übrigen 
lateinamerikanischen Staaten nur auf die 
Vorreiterrolle des Schuldenriesen gewar· 
tet häuen. 
Argentinien drohte sich an.tuschlieSen, 
Perus Präsident feierte den Akt als 
"historische Tat", andere Schuldner 
zollten lautstark Beifall. Doch kein wei· 
teres Land tat es Brasilien gleich. Viel· 
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Ve,.,chuldung (in Mrd 5) 
Zin~n,'Exporte (in";') 
Slhuldm/E~porte (in 'IIf.) 
SIP/Einwohner (1980-1001 
Inflation (in ~I 
Expone(inMrdS) 
Impone(inMrdS) 

1981 

287.8 
28.0 

247.0 
98.4 
57.6 
95.9 
97~ 

1983 

353,3 
36,2 

3015,0 
90,01 

131.1 
87,5 
56,0 

1985 

376.6 
35.2 

346.0 
92.7 

275,3 
91.9 
58.5 

1987 

409,8 
30,5 

387,0 
94,5 

187,1 
88,3 
65,5 

(QueUe: CEPAL. ßalanceprdinul'104rde lacconomia Latilloameflcma 1987, in: CEPAL,Xotassobre 
la e<:onornia y d desarollo, Santiaxo, :--::,. 0155/0156, Deumber 1987) 

mehr nutuen Argentinien, Venezuela 
und Chile die Gunst der Stunde, um mit 
den \'erunsicherten Gläubigern einmalig 
günstige Umschuldungsabkollllllen aus· 
zuhandeln. 
Die geringe Konmktbereitschaft der 
Schuldner wurde auch auf dem Gipfel 
von acht lateinamerikanischen Staats· 
oberhäuptern (darunter Brasilien. i\1cxi­
ko und Argentinien) in Acapulco 
(26.·29. November 1987) deutlich. In 
ihrer Erklärung, die sich auch mit der 
Schulden krise befaßt, beschränken sie 
sich darauf, eine Erhöhung des Kredit­
zunusses und eine Obergrenze der Zins­
rate zu fordern. Außerdem verlangten 
sie, der IWF solle eine Politik verfolgen, 
die zu Wachstum ruhrt. Kredite \'on Pri· 
vatbanken sollten nicht von Abkommen 
mit IW1' oder Weltbank abhängig ge­
macht werden und der Schuldendienst 
solle an die Exportmöglichkeiten ge­
knüpft ..... erden. 9 Schulden streichungen 
und eine gemeinsame Gegenwehr stan· 
den auch bei dieser Konferenz nicht auf 
dem Programm. 
Hierzu können die jeweiligen Regierun· 
gen nur durch den verstärkten Druck 
derjenigen gezwungen werden, die mit 
Armut, Hunger und Arbeitslosigkeit die 
Zeche bezahlen. Die meisten Gewerk­
schaften des Kontinents haben den 
Kampf gegen die Sparpolitik, rtir die 
Aussetzung der Schuldenzahlung und 
den Bruch mit dem IWF auf ihre Fahnen 
geschrieben. Neben spolllanen sozialen 
Unruhen, den sog. " IW F·Aufständen" 
kam es in m~hreren Ländern auch zu 
organisierten Protesten und General· 
streiks gegen die Sparprogramme (Boli· 
vien, Brasilien, Ecuador, Dominikani· 
sehe Republik. Argentinien). 
Seit 1985 versuchen die Gewerkschaften 
jedoch im Gegensatz zu ihren Regierun­
gen, gemeinsam gegen die Verschul· 
dungspolilik vorzugehen. Eille Konfe· 
renz, an der in Havanna vom 15.-IS.juli 
198546 Gewerkschaftsverbände aus 29 
Staaten teilnahmen. erklärte die Schu l­
den rur unbezahlbar. Die Teilnehmer for· 
derten eine Annullierung der Schulden 
oder zumindest ein Moratorium rtir den 
Schuldendienst. 

An einer weiteren Konferenz in Brasilien 
Ende Mai 1987 beteiligten sich bereits 
57 Verbände. Auf beiden Konferenzen 
wurden kOlltinentalweite Aktionstage 
gegen die Verschuldungbeschlossen. 
Probleme bleiben jedoch weiterhin be­
uchen, weil etwa die reformistische In· 
teramerikanische Regionalorganisation 
der Werktätigen (ORIT), die zwar die 
IW"·J'olitik ablehnt und ein Schulden· 
moratorium fordert, noch nicht zur Zu­
sammenarbeit mit den Klassengewerk. 
schaften des Standigtn Kongresses der 
Gewerkschaftseinheil der Werktätigen 
Lateinamerikas (CRl,;STAL) bereit ist. 
Dennoch beteiligten sich Einulgewerk­
schafu!Il der ORJTan den o.g. Konreren· 
zen. 
Widerstand gegen die Verschuldung 
macht sich jedoch auch in anderen Be· 
volkerungsgruppen breit. So tagte Ende 
Januar dJ. in Lima (Peru) eine Verschul· 
dungskonferenz, an der 200 Basisorgani­
sationen aus ganz Lateinamerika teil· 
nahmen. Frauen, Gewerk.schafter, So­
zialarbeiter, Entwicklungshelfer, Bau­
ern· und Kirchenvertreter analysierten 
die sozialen Auswirkungen der IWF ·Poli· 
tik und erklärten: "Lateinamerika kann 
und soll seine Schulden nicht bezahlen." 
Noch aber reicht der Druck der Volks­
bewegungen nicht aus, um die Herr· 
sehenden zu einer härteren lIaltung ge· 
genuber den Gläubigern zu zwingen. 
Allenfalls konnten einzelnen Regierun­
gen Teilzugcständnisse abgerungen wer· 
den, was auch seinen Niederschlag in ih­
rem Verhalten gegenüber den Kredit· 
gebern findet. 
Sicht man \'on den Staaten ab. die den 
Schuldendienst einstellen , weil sic zah· 
lungsunnihig sind. lassen sich unter den 
lateinamerik.anischen Ländern mehrere 
Verhaltensmuster in der Schuldenpolitik 
feststellen, deren Extreme die Konfron­
tation mit den Gläubigern und die vorbe­
haltlose Befolgung der IWF-Austeritats­
politik bilden. Exemplarisch hierfür ste­
hen Peru und Chile. 
Peru. dessen Präsident Garcia den Schul­
dendicnst offiziell auf 10% der Export· 
erlöse begrenzte und im Augusl 1986 
den IWI-' des Landes verwies, zahlt zwar 
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in Wirklichkeit noch 29%.10 Er erhäh 
aber aufgrund der "KredilUnwürdig· 
keitserklärung" kein Geld mehr von IWF 
und Weltbank. Die USA verweigern 
ebenfalls den Zu nuß \'on "fresh 
money·'. 

Die Regierung, die durch die Einsparun. 
gen beim Schuldendienst und durch 
Kaufkraftsteigerungen im Innern ein 
kräftiges WirtsehaftswachslUm enielen 
konnte, muß seit 1987 auf die einset· 

zende Rezession und weiterhin steigende 
Auslandsverschuldung (1987: 16,7 Mrd 
$) jedoch mit einer Sparpolitik reagie. 
ren, die in ihren Grundzügen der IWF· 
Politik ähneh. 
Ganz anders der Kurs des südlichen 
Nachbarn Chile, der sich nach dem 
Putsch 1973 als gehorsamster latein· 
amerikanischer IWF,Schüler erwies. Die 
tiefe Krise von 1981·83 konnte in den 
darauffolgenden jahren überwunden 
werden. aber den Preis der respektablen 
WachstumSliffern zahlt die Masse der 
Bevölkerung: Die Löhne fielen 1987 
trotz des Aufschwungs nach offiziellen 
Angaben um weitere 1,6%, der gesetz· 
liche Mindestlohn liegt derzeit um rund 
50% unter dem von 1981. 11 

Chile war auch als erstes Land des Sub· 
kontinents bereit, seine Schuldenlast 
durch den Verkauh'on Unternehmen an 
ausländische Investoren zu verringern 
(debt·equity swaps). Seit 1985 ver· 
scherbelte die Pinochet,Diktatur Unter· 
nehmen im Wert \'on knapp 3 Mrd Sund 
konnte die Verschuldung damit um fast 
10% verringern. 12 Durch das Ansteigen 
der Abnüsse von Gewinnen transnatio· 
na1er Konzerne (1987 allein 1,6 Mrd $) 
dürfte die Verschuldung in absehbarer 
Zeit jedoch wieder ansteigen. 13 
Im Zuge des Brasilien·Moratoriums ver· 
einbarte das Land Ende Februar 1987 
ein Umschuldungsabkommen mit seinen 
Gläubigerbanken, das dem Regime 
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sagenhafte Vergünstigungen gewähne. 
Die Banken erklärten sich nicht nur be· 
reit, sämtliche Fälligkeiten von 1983·87 
auf 15 jahre mit 6 Freijahren umzu· 
schulden, sondern auch einer Umschul· 
dung der Fälligkeiten 1988·91 auf 13 
jahre bei 4 Freijahren wzu$limmen,14 
Zwischen diesen beiden Extrempositio· 
nen bewegen sich die "Großen Drei" 
(Mexiko, Brasilien, Argentinien), die zu· 
sammen mit 268,9 Mrd S verschuldet 
sind. 1S Um zu "erhindern, daß eines die· 
ser Länder zahlungsunfahig wird oder 
sich weigert den Schuldendienst zu be· 
gleichen, legen die Cläubiger eine grö· 
ßere Flexibilität an den Tag und sind zu 
Teilzugeständnissen bereit. 
Mexiko, das 1982 mit seiner Zahlun~. 
unfahigkeit die lateinamerikanische 
Schuldenkrise einläutete,gilt seitdem als 
äußerst gefahrdeter Schuldner. Ende 
1985 mußte sich die Regierung de la 
Madrid erneut für zahlungsunfähig erklä· 
ren. Sie wurde daraulbin im Sommer 
1986 zum ersten und bisher einzigen 
Baker·Plan·Kunden. Im Windschatten 
des Brasilien-Moratoriums se tzte ein 
Uwschuldungsabkommen mit den 
Gläubigerbanken neue Maßstäbe. Erst· 
mals verpflichteten sich die Banken, 
Kredite an die Entwicklung des Erdöl· 
preises und des Wirtschaftswachstums zu 
koppeln. 
In der Folgezeit erwies sich aber, daß 
auch diese Sonderbehandlungen die 
Schuldenkrankheit nicht lindern konn· 
ten. Ende 1987 erreichten die Wirt· 
schaftskennzanJen einen neuen Negativ. 
rekord: die Verschuldung war auf 105 
Mrd S und die Innation auf 140% ange· 
stiegen. Mit einem "Pakt zur wirtschaft· 
lichen Stabilität" band die Regierung die 
Gewerkschafts·, Bauern · und Untemeh· 
merverbände an einen Stillhaltevertrag, 
mit dem sie weitere drastische Sparmaß. 
nahmen durchsetZen wollte. 
In die Schlag-Leilen geriet das Land im 
Dezember 1987 mit dem sog. "Mexiko· 
Deal", der zusammen mit der US·Bank 
r.-Iorgan Guarantee Trust und dem USo 
Finanzministerium ausgehandelt wor· 
den war. Von ihm versprach man sich 
eine Reduzierung der Schulden um 10%. 
Der Plan sah vor, daß die Gläubigerban· 
ken von Mexiko alte Schuldscheine mit 
einem Abschlag aufkaufen und die neu 
ausgegebenen Papiere von der US·Zen· 
tralbank garantiert werden. 
Enttäuschung machte sich breit, als die 
Auktion beendet war. Im Tausch gegen 
alte Schuldverschreibungen für 3,5 Mrd 
S (und nicht 20 Mrd wie geplant) wurden 
neue Papiere im Wert von nur 2,5 Mrd S 
ausgegeben. Damit wird sich der Schul· 
dendienst Mexikos in den nächsten 20 
jahren lediglich um etwa 2,6 Mrd S ver· 
ringern. 16 Die Regierung ist nun wieder 
gezwungen, auf hausgemachte Austeri· 
tätsrezepte zu vertrauen. 

Die Zivilregierung Brasiliens unter Prasi· 
dent Sarney laviert seit ihrem Amtsan· 
tritt im März 1985 in der Schuldenfrage 
zwischen Zahlungsstopps und fristge. 
rechten Zahlungen, um - möglichst am 
Iwr vorbei - mit den Banken günstigere 
Abkommen abzuschließen. Als sich 
1985 immer deutlicher die Gefahr einer 
Hyperinflation abzeichnete, er ließ die 
Regierung 1986 das Antiinflationspro· 
gramm "Cruzado·P1an" und, als dieser 
nach einigen Monaten noch immer keine 
Wende zum Posi tiven bewirkte, den ver· 
schärften "Cruzado·Plan 11 ". Angesichts 
der Erfolgslosigkeit auch dieses Kon· 
zepts wurden selbst innerhalb der Regie· 
rungspartei Rufe nach einseitigen Gegen­
maßnahmen immer lauter. 
Der Pariser Club 17 zeigte sich jedoch 
zufrieden und vereinbarte im januar 
1987 mit Brasilien ein Umschuldungs· 
abkommen und Neukredite, obwohl die 
Regierung zuvor kein Abkommen mit 
dem IWF abgeschlossen hatte. Schon 
einen Monat später brüskierte Sarney die 
Banken mit einem Zahlungsstopp, um 
den Weg für bessere Zahlungsbedingun. 

Um die Zahlungsunfä. 
higkeit Mexikos, Brasiliens 
und Argentiniens zu verhin­
dern, sind die Gläubiger zu 
Teilkompromissen bereit 

gen und "fresh money" zu ebnen. 
Die Sanktionen der US·Banken folgten 
prompt. Die Bank of America stufte als 
erste die Brasilien·Kredite als not leidend 
ein und bildete Reserven. Andere Inst i­
tute folgten. Der lateinamerikanische 
Schuldengigant war damit praktisch von 
Neukrediten abgeschnitten. 

Seitdem geht das Pingpongspie! zwi· 
schen Brasilien und seinen Gläubigerban. 
ken weiter. Das Land zahlte Teilbeträge, 
handelte Umschuldungen und Neu· 
kredite aus. Beim geringsten Anzeichen 



dafür, daß die Banken ihre Versprechun­
gen nieht zu erfüllen gedenken, droht 
Finanzminister Mailson da Nobrega mit 
einem erneuten Moratorium. Die brasi­
lianische Regierung macht sich damit in 
der internationalen FinanzweIl unbe· 
liebt. Im eigenen I..and wird ihr Konfron­
tationskurs zwar weitgehend unter­
stützt, die self-made-Sparpolitik aber kri· 
tisiert. 
Jüngste unpopuläre Maßnahme Sarneys 
ist ein zweimonatiges Einfrieren der Ge· 
hälter der Staaubediensteten. Für die 
Bezieher kleiner Einkommen soll ein 
Ausgleich geschaffen werden. Doch die 
erwarteten Einkommensverluste von 
30-40%18 können dadurch nieht aufge­
fangen werden. Inzwischen machte 
Sarney den Gläubigern ein Friedensan· 
gebot. Die Banken können je tU in debt­
swap-Geschäfte clnsteigen, und Brasilien 
nahm die Verhandlungen mit dem IWF 
wieder auf. 
Ähnlich wechselvoll sind auch die Bezie· 
hungen Argentiniens zu seinen Gläubi· 
gern. Nach dem Abtritt der ~Iilitärs im 
Dezember 1983 erklärte der gewählte 
Präsident, Raul Alfonsln, das Land sei 
nicht bereit, die illegitimen Schulden der 
Diktatur zu zahlen. Er verkündete ein 
Moratorium und lehnte Verhandlungen 
mit dem IWF ab. Da sich die Banken 
jedoch ohne das IWF·Gütesiegei nicht zu 
Umschuldungsverhandlungen bereit er· 
klärten, unterzeichnete Argentinien 
schließlieh im Dezember 1984 ein Ab­
kommen mit dem IWF. Im August 1985 
sperrte dieser weitere Kreditauszahlun­
gen, nachdem sich herausgestellt hatte, 
daß Argentinien geforderte Maßnahmen 
nicht erfüllt hatte. 
Um dem wirtschaftlichen Chaos zu be­
gegnen, leitete die Regierung im juni 
1985 das Antiinflationsprogramm "Plan 
Austral" ein. Die ausländischen Kredite 
flossen wieder, und die Verschuldung 
stieg auf 52 Mrd Sl9 die Schulden­
dien5lquote auf 76"'. Das Vorbild Brasi­
lien vor Augen, drohte Finanzminister 
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ßrodersohn im februar 1987 mit einem 
Zinszahlungsstopp, falls sich die Banken 
weiteren FinanZ2:usagen verweigern soll­
len. Er verordnete gleichzeitig "Not­
standsmaßnahmen" :t.ur Senkung der in· 
flation. 20 Eingeschüchtert vom Ce, 
spenst des "Schuldenstreiks" schnürten 
die Banken im April 1987 ein großzügi­
ges Umschuldungspaket und sagten Neu­
kredite zu. 
Als im August 1987 ein Umschuldungs· 
abkommen mit den Banken und dem 
IWF sowie Kreditzusagen durch inter· 
nationale Finanzorganisationen und Pri­
vatbanken folgten, verflogen Argen· 
tiniens sämtliche Konfrontationsdro­
hungen. Alfonsin beeilte sich :t.u ver· 
sichern, daß eine Zahlungseinstellungei­
ne "Katastrophe für Argentinien 
wäre".21 Die wirtschaftliche Lage des 
Landes verschlechterte sich trot:t.dem, 
und führende Nationalökonomen pro· 
phezeien für dieses jahr ein noch größe. 
res Desaster. 22 

Von den Gläubigem enttäuscht und mit 
schwindender Hoffnung auf eine baldige 
Besserung der Finanz- und Handelsbezie· 
hungen mit den Industrienationen, star· 
teten Brasilien und Argentinien im 
August 1986 einen weithin beachteten 
Versuch, einen eigenen Ausweg aus der 
Krise zu suchen. Beide Länder unter· 
zeichneten im Dezember 1986 bilaterale 
Integrationsverträge, die im Februar des 
darauffolgenden jahres in Kraft traten. 
Im Februar 1988 schloß sich Uruguay 
den Integrationsbemühungen an. 
Um die Handelsbeziehungen zwischen 
den drei Staaten auf einer relativ gleich. 
berechtigten Basis zu entwickeln, wurde 
nicht nur der Zollabbau für bestimmte 
Produkte beschlossen und als Verrech­
nungseinheit der "Gaucho" (statt des 
Dollars) eingeftihrt, sondern es wurden 
auch Ausgleichsmechanismen geschaf­
fen. die einen gemeinsamen Investitions· 
fonds zur finanzierung von nationalen 
Investitionen beinhalteten. Dieser Zu­
sammenschluß könnte die Crundlage ftir 
die [inbeziehung weiterer Staaten ab· 
geben. 

Auf dem Acapulco·Gipfei war die Not­
wendigkeit der regionalen Integration 
unterstrichen worden. Sie ergibt sich u.a. 
aus den schwindenden Exportmöglich­
keiten auf dem Weltmarkt. Außerdem 
ermöglicht die Wirtschaftsintegration 
eine Reduzierung der Importe aus den 
Industriestaaten. Damit steht zwar noch 
keine Lösung der Schuldenkrise an, ihre 
Auswirkungen könnten jedoch abge. 
federt und die Verhandlungsposition der 
lateinamerikanischen Staaten vereinheit· 
licht und gestärkt werden. 
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Christoph Sodemann 

Die moderne Geißel Afrikas 
Trotz "übermenschlicher" Anstrengungen drohen den Ländern des afTikanischcn 
Kon tinen ts neue Uungerkalasuophen und verstärkte Verarm ung. Diesen pessimisti­
schen Schluß zieht der Bericht von UNO-Generalsekretär J avier Peru de Cucllar über 
d ie wirt sc hah liehe Zukunft Afr ikas im Okwber 1987. 1 Es sind nicht nur d ie b iblischen 
Plagen Oürre und Heuschrecken, unter 
Geißel Afr ikas heißt Verschuldung. 

Der Schulden berg Afrikas ist so schnell 
gewachsen wie in keinem anderen Erd­
teil. In den vergangenen tOjahr!':n hat er 
sich verfünffacht. Nach Angaben der 
Organisation für Afrikanische Einheit 
(OAU) waren die Länder Afrikas Ende 
1987 mit mehr als 200 Mrd S im Ausland 
verschuldet. 2 . Die Schuldenbürde 
blockiert die wirtschaftliche Enlwick· 
lung des Kontinents. 

Zwischen 1970 und 1980 erhöhte sich 
die Auslandsschuld der subsaharischen 
L..'indcr jährlich um über 23%. In einigen 
Ländern \'erzehnfachten sich gar die 
Schulden in diesem Zeitraum. Nach dem 
ersten Olpreisschock im jahre 1973 ver· 
suchten viele Länder die daraus resultie· 
renden wirtschaftlichen Probleme mit ci· 
ncr erhöhten Kreditaufnahme auszuglei. 
ehen. ZinsgilllStige Kredite waren auf· 
grund der Kapitalüherschüsse der Organi. 
S:Hion erdölexportierender Länder 
(O PEC) bei den westlichen Banken 
leicht l':U bekommen. Die Zinsen schos· 
sen erst seit 1979 in die Höhe. Diejähr. 
liche Zuwachsrate der Schulden ist dann 
seit 1980 beträchtlich gesunken, näm· 
(jch auf etwa 9%.3 
Der Schuldenberg steht im völligen Mi&-

denen der Kontinent leidet. Die moderne 

\'erhältnis zur realen Wirtschaftskraft 
Afrikas. Nach Angaben der UNO·Wirt· 
schaftskommission rur Afrika (ECA) 
entsprachen die Schulden des Konti· 
nents 1986 durchschnittlich 54% des 
BrultoinlandproduklS (BIP). d.h. etw .. 
der Hälfte dessen, was die einzelnen 
Länder jährlich zu produzieren und zu 
leisten imstande sind. Die gesamte Aus· 
landsschuld Afrikas überstieg 1986 die 
jährlichen Exporteinkünfte der afrikani· 
schen Länder um fast 440%. Für die 
Cruppe der 29 einkommensschwachen 
Länder mit einem jährlichen Pro· Kopf. 
Einkommen \'on in der Regel unter 400 
$4 sind die Schulden eine noch drücken· 
dere Last: Hier haben sie durchschnitl· 
lich eine Höhe von 75·100% des BIP 
erreicht, in Einzelfallen wie Gambia. 
Mauretanien, Sambia und Zaire sogar 
von weit über 150%.5 

In keinem anderen Kontinent in das 
Verhältnis von Schuldendienst und Ex· 
porten so hoch wie in Afrika. 1986 wen· 
deten die afrikanischen Länder etwa 15 
Mrd S für den Schuldendienst auf, d.h. 
mr Zinsen und die Tilgung von Krediten. 
Dadurch flossen durchschnittlich über 
59% ihrer Deviseneinnahmen aus Expor· 

ten direkt in den Schuldendienst. Bei 
Ländern wie Somalia und Cuinea·Bissau 
erreicht diese Schuldendienstrate fast 
die 1 OO·%-Marke. Sudan mußte 1986/87 
die irreale Summe von I 50% der Export· 
einkünfte für den Schuldendienst auf· 
bringen. 6 

Die Zusammensetzung der afrikanischen 
Schulden l':eigt, daß Afrika als Anlage· 
markt von den privaten Banken weit· 
gehend verschmäht wird. Nur etwa ein 
Viertel des aktuellen Schuldendienstes 
der ärmeren Länder des subsaharischen 
Afrika geht an private Gläubiger. Rund 
i5% ihres Schuldendienstes entrichten 
die 29 einkommensschwachen Staaten 
an multilaterale öffentliche Kreditgeber. 
davon 20%an den IWF. 
Anders verhält es sich bei den wirtschaft· 
lieh stärker entwickelten Ländern wie 
Elfenbeinküsle, Gabun , Kongo oder 
Nigeria: Diese stehen zu etwa 70% bei 
Privatbanken in der Pflicht. Bei den bila· 
teralen Kn:ditabkommen gibt es eine 
Vielzahl unterschiedlicher Geldgeber -
ein Umstand, der die Bildung eines 
afrikanischen Schuldnerkanells er· 
schwert. 7 

Tatsächlich können die afrikanischen 
Länder ihren Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen. Die meisten Länder 
des subsaharischen Afrika mußten in den 
vergangenen jahren vorübergehend ihren 
Schuldendienst einstellen bl':w. be· 
schränken. 
Das Schuldenproblem ist indes nur Teil 
einer umfassenden "afrikanischen 
Krise". Seit jahren erlebt der ganze Kon· 
tinent einen dramatischen wirtschaft· 
lichen Niedergang. Immer wcniger sind 
die afrikanischen Länder in der Lage, mit 
eigenen Kräften und Mitteln l':ur Lösung 
ihrcr Wirtschaftsprob\cme beizutragen. 
1986 sind die Preise zahlreieher Roh· 
stoffe erneut drastisch gefallen. Dadurch 
gingen Afrikas Exporteinnahmen von 64 
Mrd S 1985 auf 45,6 Mrd $ 1986 zu­
rück. 8 Und dieser Trend setzt sich fort. 
Die Weltbank schätzt. daß 1990 der In· 
dex der Terms of Trade um ein Drille! 
niedriger liegen wird als 19iO. 9 

Aufgrund der schweren Dürre der jahre 
1983·85, vor allem im Südlichen und in 
Ostafrika sowie in der Sahelzone, ist die 
Nahru ngsmittc!produktion In diesen 
Ländern teilweise zusammengebrochen. 
Dank guter Regenfälle und einer stärke· 
ren Konzentration der vorhandenen Res· 
sourcen auf die Landwirtschaft verbes· 
serte sich die Lage in den jahren 1985 



und 1986. Für 1988 werden allerdings 
schon wieder Kalastrophenwamungen 
ausgegeben. Durch ungünstige Witterung 
und Bürgerkriege ist die Nahrungsmittel­
versorgung in Äthiopien, Niger. Tschad, 
Angola und Mosambik problematisch ge­
worden. lO 

Seit Anfangdiesesjahrzehnts ist das Pro­
Kopf-Einkommen in den einkommens­
schwachen Ländern Afrikas um 12% ge· 
sunken, in Ländern wie Tschad, Niger, 
Tansania und Togo sogar um 30%. Die 
Weltbank bringt die Situation auf eine 
schlichte Formel: "Das einkommens­
schwache Afrika ist heute ärmer als 
1960. "11 

Afrikas Entwicklungsperspektiven sind 
also denkbar schlecht. Ohne umfang­
reiche Wirtschafts- und Finanzhil fe von 
außen können die afrikanischen Staaten 
die Krise nicht bewältigen. In einer 
Modellrechnung kam die Wehbank 1986 

zu dem Ergebnis, daß rlir Strukturanpas· 
sungsprogramme allein den 29 einkom­
mensschwachen Ländern Afrikas bis 
1990 jährlich 2,5 Mrd S fehlen - selbst 
unter Optimalen Bedingungen. 12 Das 
" I'rioritätsprogramm" der OAU nennt 
einen zusätzlichen Kapitalbedarf \'on 
insgesamt 44.5 Mrd S für die Jahre 
1986.90. 13 

Doch finanzielle Hilfen der Industrielän· 
der in dem notwendigen Umfang sind 
lJislangausgeblieben. Der Exekutivsekre­
tär der ECA, A. Adedeji (Nigeria), kon· 
statierte Anfang 1987 sogar einen realen 
Rückgang der internationalen Entwick­
lungshilfe. 14 

Eine Bilanz der Wirtschaftshilfe ist er­
schreckend: Denn unterm Strich muß 
Afrika weit mehr bezahlen, als es be­
kommt. Tatsächlich flossen die Finanz­
ströme in den letzten Jahren hauptsäch­
lich von Süden nach Norden. 1986 be­
trug der Nettofinanztransfer von Afrika 
in die Industrie1änder 16 Mrd S (siehe 
Schaubild). Der IWF konnte dabei einen 

Netto·Rückfluß von 
buchen. 15 

r-.lrd S ver-

Über die Ursachen der Krise urteilt der 
ehemalige tansanische Staatschef Julius 
K. Nyerere: "Die schwere Schuldenlast 
der Dritten Welt ist durch die Kombina· 
tion bescheidener Entwicklungsambitio­
nen und eine Reihe äußerer Faktoren 
entstanden, die außerhalb der Kontrolle 
der Entwicklungsl.änder lagen. "16 

In Afrika ist das vor allem die kolonial 
deformierte Wirtschaftsstruktur, deren 
Folge eine Exportorientierung auf weni· 
ge agrarische und mineralische Roh­
stoffe ist. Die Preise und Absatzchancen 
Hit diese Produkte haben sich zuungun­
sten der afrikanischen Staaten ent­
wickelt, die weiterhin industrielle Fertig­
produkte zum Großteil importieren 
müssen. 
Die negative wirtschaftliche Entwick­
lung wurde Zudem von afrikanischen Re· 
gierungen verschärft, "die unter dem 
Einfluß derjenigen sozialen Gruppen 
und herrschenden Eliten (standen), die 
nicht unmittelbar produktiv sind und 
ihren Reichtum durch Ausbeutung, 
Spekulation und Mißbrauch öffentlicher 
Gelder erlangten". 17 

Für die Finanzinstitutionen der west­
lichen Industrieländer hingegen ist die 
"afrikanische Krise" ausschließlich 
"hausgemacht". Insbesondere der IWF 
hält den afrikanischen Staaten ein ganzes 
"Sündenregister" vor: Die Staatsappa­
rate seien aufgebläht, staatlicher Dirigis­
mus und Subventionismus hemme die 
freie Entfaltung der Marktkräfte, in den 
Staatsbetrieben herrsche Mißwirtschaft, 
der Agrarsektor werde \'ernachlässigt 
und die nationalen Währungen seien 
überbewertet. 
Zur Behebung ihrer wirtschaftlichen 
Probleme "erordnet der lWF denn auch 
allen afrikanischen Regierungen, die 
Kredite wollen, ganz schematisch ein 
Patentrezept. Seine Zauberformel heißt 
"struklUrelie Anpassung". Ihre Kern· 
punkte sind: 
• Abwertung der Währungen und Ein· 
fUhrung freier Wechselkurse; 
• Liberalisierung und Privatisierung der 
Wirtschaft und des Handels; 

• Abschaffung bzw. Reduzierung der 
staatlichen Subventionen, insbesondere 
für Massenkonsumgiiter: 
• Sparpolitik im Staatshaushalt; 
• Aufhebung von Preiskontrollen bei 
gleich:.:eitigem Lohnstopp. 
Mit diesen .,Strukturanpassungspro­
grammen" sollen die Außenhandels­
bilanzdefizite der afrikanischen Länder 
gesenkt, die Produktion für den Export 
gefördert und die nationalen ~Iarkte 

attraktiver für ausländisches Kapital ge· 
macht werden. Dadurch soll das Wachs· 
turn gefördert werden. 
Nur Staaten, die sich diesen harten Auf· 
lagen unterwerfen, erhalten das "Güte· 
siegel" des IWF - heute die entschei· 
dende Voraussetzung, um Kredite des 
!WF selbst, der Weltbank und praktisch 
auch aller anderen Geldgeber zu bekom­
men. 

Die so:.:ialen Folgen der "Strukturanpas· 
sungsprogramme" lassen sich unschwer 
vorhersagen. [n der Regel ruh ren sie zu 
einem Einbruch bei den sozialen Dienst­
leistungen. Eine Studie kommt zu dem 
E.rgebnis: "Alle Stimmen (sind sich) ci· 
nig, daß die Anpassungskosten bisher 
hauptsächlich zu Lasten der sozial 
Schwachen gehen. ( ... ) und zwar nicht 
nur der städtischen (Bevölkerung). son· 
dern gerade auch der ländlichen. "18 
In den Ländern wie Ägypten 1977, 
Sudan 1985 und Sambia 1986 hat die 
Streichung der staatlichen Subventionen 
Hit Grundnahrungsmittel zu "Brotrevol­
ten" geführt. Heiß umstritten ist der 
"Canossa·Gang" zum IWF überall: 
Nigeria hat nach langen öffentlichen Dis· 
kussionen im Herbst 1985 einen Kredit 
des IWF wegen der damit verbundenen 
Aunagen abgelehnt. Die Regierung von 
General Babangida verabschidete im 
Sommer 1986 jedoch ein eigenes Re­
form paket, das sogar noch über die Vor­
gaben des IWF hinausging. 
Sitzen die Staaten erst einmal in der 
Schuldenklemme, müssen sie sich wohl 
oder übel dem IWF beugen. Unter dem 
Druck dringend benöligter Devisensprit­
zen stimmten inzwischen über 25 arrika­
nische Länder den IWF·Aunagen zu, 
nach langem Widerstand z.B. auch Sam-
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bia und Tansania. "Dies alles läuft auf 
eine wachsende Tendenz einer Art inter­
nationalen Autoritarism us hinaus. Wir t­
schaftliche Macht wird als Ersal'l rur 
Kanonenboote eingesetz t ", klagt 
N}'erereden IW Fan. 19 

Die wirtschaftlichen Erfolge der "struk· 
turellen Anpassung" sind dabei zweifel­
haft: Aufgrund der mone taristischen 
Politik von Geldabwertung und be­
schränktem Geldmengenverkehr fehlt in 
vielen Ländern nach der Strukturrdorm 
das nötige Kapital für die angestrebten 
Investitionen . Die Schocktherapie des 
IWF setzt auf eine schnelle Regulierung 
der Handelsbilanzen - was dann kurz­
fristig als Er folg gefeiert werden kann. 
Die fast ausschließliche Slim ulierungder 
expoTtorie:n tierten Wirtschaftssek toren 
verfestigt aber noch die alten Abhängig-

FlNANC[· 
Di •• hanail<h. R.,ie",ng ".<>p,khl 
fIIr da. ExponaU1 Kak ao 

keilen vo m Weltmarkt. Die Binnen­
marktstrukturen werden nicht erwei­
tert .20 

Die: gesellschaftlichen Folgen der 
"S trukturanpassung" werden immer 
deutlicher: Einheim ische Staatsfunkt io­
näre werden z.T . durch eine ex terne 
Büro kra tie ersetzt. ,.Au LOritäre Reimes 
werden tendenziell eher stabilisiert und 
noch repressiver. während reformcrische 
politisch eher dcstabilisiert werden, da 
sie ihre Programme einschränken müs­
sen."21 
In Ghana - momentan vom IWF als 
Musterschüler hochgelobt 22 - gab die 
Regierung von j erry Rawlings unter dem 
Druck des IWF offenkundig ihre revolu­
tionären Ambitioncn auf. Sie wende t 
sich heute den Mittelklassen zu. "So 1ru-

26JX 

gen die Lasten dcs Wiederaufbaupro­
gramms vornehmlich jene, in deren 
Namen der PNDC (Provisorischer Natio­
naler Verteidigungsrat; C.S.) die Revolu­
tion ausgerufen hatt e: Arbeiter, untere 
Lohnbezieher und an den Rand 
Gedrängte. "23 
Profilierte afrikanische Politi kcr wie der 
Tansanicr Nyercre haben die afrikani­
schen Schuldnerländer aufgefordert, ih· 
rc Zahlungen an die Gläubigerländer 
gänzlich einzustellen. Eine Streichung 
der Schulden bzw. ihre Umwandlung in 
Entwicklungshilfe forderte im Dezem­
ber 1987 auch ein Kongreß von 26 natio­
nalen Gewerkschaften. 24 Der sam bische 
Staatspräsident Kenne th Kaunda hat im 
Mai 1987 verkündet, die Schulden zwar 
weiter zu bedienen, aber höchstens 10% 
der Exponerlöse für den Schuldendienst 
bereitzustellen. 
Ein afrikanisches Schuldner kartell gibt 
es aber nicht, \lnd in ihren gemeinsam 
formulierten Forderungen an die Gläubi· 
gerländer sind die afrikanischen Staaten 
bislang recht gemäßigt geblieben. Auf 
ihrcm "Schuldengipfel" Anfang Dezem· 
ber 1987 forderte die OAU: Die Gläu­
biger so llen auf einen Teil ihrer Forde­
rungen verzichten , die Schulden für die 
ärmslen Staaten generell erlassen . Für 
die übrigen Länder soll der Schulden­
dienst für 10 j ahre ausgesetzt werden. 
Kredite sollen künftig auch in lokaler 
Währung rückzahlbar sein . Die bisherige 
" Kooperation sta tt Konfrontation" mit 
den Gläubigern, so der am tierende OA U· 
Präsident Kaunda, gelte allerdings nur 
bis zu der rur 1988 geforderten "inter­
nationalen afrikanischen Schuldenkon· 
fcrenz", die d ie großen Geldgeber bis­
lang ablehnen. 25 
Immerhin hai die OAU es geschafft, mi t 
einer Reihe von Konferenzen d ie Auf­
merksamkeit der internationalen Öffent· 
lichkeit auf die drängenden afrikani· 
sehen Probleme zu lenken. 26 Da die 
Schulden krise den wirtschaftlichen Nie­
dergang vers tärkt und bei vielen Staaten 
auch langfristig ke ine Schuldendienst­
zahlungen mehr zu erwarten si nd, läßt 
sich in letzter Zeit in Einzelfä llen ein 
Einlenken der Gläubiger feststellen. 

Kanada, Großbritannien und auch die 
Bundcsrcpublik haben einen Teil der 
Schulden der ärmsten Staaten in Schen­
kungen verwandclt. Der Pariser Club, der 
Zusamlllenschluß der öffentlichen Kre­
ditgcber, räumte Anfang 1988 u.a. 
Mosambik und Senegal mit Laufzeiten 
von bis zu 20jahren und bis:w 10 Frei­
jahren die bislang günstigsten Umschul· 
dungs konditionen ein. Im Dezember 
1987 stellte die Weltbank zusätzliche 6,4 
Mrd S für die nächsten drei j ahre zur 
VerfUgung. 
Ein grundlegender Wandel wird mit sol­
chen kurzfristigen Finanzspritzenjeden-

fall s nicht eingeleitet. In einer "Erklä­
rung von Zaria" forderten deshalb afri­
kanische Sozialwissenschaf tier "einen 
radikalen Bruch mit dem IW)-" und der 
Weltbank, was die Verpflichtung zu ei­
ncr grundlegenden Veränderung der exi­
stierenden internationalen Arbeitstei­
lung und die ernst hafte Suche nach alter­
nativen Entwic klungsmodellen bedeu­
tet, basierend auf regionaler, kontinen­
taler und ·Süd-Süd· Kooperation' ".27 
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RainerFalk 

Die Schulden der 
Dritten Welt als Problem der Ersten 

Gemeinsam gilt die Verschuldungskrise 
- auch unter Linken - nahezu aus­
schließlich als Problem der Dritten Welt. 
Dort werden Industrialisierungs- und 
Entwicklungsprozesse blockiert, dort 
nehmen soziale Verelendung und ökolo­
gische Zerstörungen unter der Last des 
Schuldendienstes kaum mehr ermeS­
liehe Dimensionen an. Die Rückwirkun· 
gen auf die Metropolen wurden bisher 
kaum thematisiert. 
Der Aderlaß der Dritten Welt im wirt­
schaftlichen und finanziellen "Aus­
tausch" mit dem kapitalistischen Nor­
den steigt in Größenordnungen, die alles 
bisher dagewesene übertreffen: "Seit 
1982, dem Beginn der Schuldenkrise", 
so bilanziert selbst die gutbürgerliche 

Die Zunahme der 
Armut in den Metropolen 

verläuft nicht zufällig paral­
lel zur Zuspitzung der 

Schuldenkrise 

"Wirtschaftswoche", "hat die Dritte 
Welt einen Netto-Transfer von ungefahr 
200 Mrd S geleistet. Davon mußte 
Lateinamerika 135 Mrd, Afrika 50 Mrd 
aufbringen. Hinzu kam Kapitalflucht in 
Höhe von schätzungsweise 100 Mrd S ... 
Außerdem mußte die Dritte Welt 100 
Mrd $ Einkommenseinbußen durch ge­
sunkene Exponpreise und verschlech­
terte Terms of Trade hinnehmen und 

100 Mrd als Gewinne und Abgaben an 
ausländische Investoren oder für den 
Einsatz ausländischer Technologien zah· 
len. In der Summe macht das rund 500 
Mrd $, die im Verlauf von fünf Jahren 
transferien wurden." 1 
Als Problem rur die Erste Welt wurde die 
Schuldenkrise allenfalls don wahrge­
nommen, wo sich im Gefolge von Zah­
lungsunfahigkeiten der Schuldnerländer 
Stockungen in diesem gigantischen 
Finanzfluß von Süd und Nord (oder bes­
ser: West ) abzeichneten. Dies ging und 
geht bis hin zu periodisch wiederkehren­
den Warnungen (seien sie jetzt realistisch 
oder nicht), der ausbleibende Schulden­
dienst könnte den großen Crash auslösen 
und über den Zusammenbruch einzelner 
Großbanken den Bestand des gesamten 
herrschenden Finanzsystems gefahrden 
- ein Szenario, von dem dann alle Betei· 
Iigten (mehr oder weniger) negaliv ge­
troffen würden. 
Doch die Zusammenhänge liegen tiefer. 
Ungeachtet globaler Gefahren- und 
Widerspruchspotentiale, die es hervor­
bringt, funktioniert das herrschende 
Weltwirtschafts- und Finanzsystem 
nicht einfach zugunsten der Ersten Welt 
(ebensowenig übrigens wie schlechthin 
zum Schaden der Dritten Welt). Lasten 
und Nutzen, Kosten und Vorteile waren 
auch innerhalb dieser "Welten" schon 
immer ungleich verteilt. 
Und sollte diese simple Erkenntis wäh­
rend der langen Prosperitätsperiode nach 
dem 2. Weltkrieg aufgrund sozialstaat-

licher Vergünstigungen und Zugeständ­
nisse, die das System für die Masse der 
Be\'ölkerung in den Metropolen bereit 
hielt, abhanden gekommen sein - die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
seit dem krisenhaften E.inschnitt Mitte 
der 70er Jahre hat sie wieder ins Bewußt· 
sein gerückt: Der Widerspruch zwischen 
Reichtum und Armut - auch in krassen 
Formen, die lange Zeit in die Dritte Welt 
verbannt schienen - ist in die Metro· 
polen zurückgekehrt. Die Bundesrepu­
bUk macht hier keine Ausnahme. Und: 
Nicht zufallig verläuft diese Rückkehr 
parallel zur Zuspitzung der Schulden­
problematik und der damit einhergehen­
den Ausbreitung von Elend in der Ent­
wicklungswelt. 2 

Schon die Entstehung der Schulden krise 
kann nicht losgelöst von der real wirt­
scha ftlich en und monetären (d.h . "geld· 
lichen") Struktur des Weltmarktes und 
der diesen Weltmarkt dominierenden 
Akkumulationsdynamik in den kapitali· 
stischen Metropolen analysiert werden. 3 
Denn die Verschuldung der Dritten Welt 
setz te wachsende Kapitalüberschüsse in 
der Ersten Welt voraus, die von den Ban­
ken verliehen werden konnten. Die 
Schulden problematik ist so gesehen vor 
allem ein Moment weltwirtschaftlicher 
Umbruchtendenzen, die die kapitalisti­
sche Entwicklungsdynamik seit Mitte 
der 70er Jahre prägen. 
Dieser krisen hafte Umbruch drückte sich 
vor allem in einem grundlegenden Wan­
del des Investitionsverhaltens des Kapi-
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tals aus, und zwar in doppelter Weise: 
Vor dem Hintergrund rückläufiger Pro­
fitraten, abnehmender Gewinnerwartun­
gen und stagnativer Grundtendenzen 
kommt es zunächst auf der Ebene der 
Realinvestitionen zu einer Gewichtsver­
lagerung: statt wie bisher auf vorrangig 
"extensivem" Weg, d_h. über echte Kapa­
zitätserweitcrungen, Produktions- und 
Nachfragesteigerungen, veTSuchen vor 
allem die Großunternehmen das Ziel der 
Gewinnmaximierung jetzt mehr und 
mehr auf "intensivem" Weg zu errei­
chen. 
In den Mittelpunkt der unternehmeri­
schen Investitionspolitik rücken Kosten­
senkung und Flexibilisierung. Dazu ge­
hören der bevorzuge Einsatz arbeits- und 
kapitalsparender Technologie, die ten· 
denzielle Beschränkung auf die Vor­
nahme· von Ersatz- und Rationalisie­
rungsinvestitionen, aber auch der be­
schleunigte Aufbau von Produktions­
potentialen im Ausland und die wach­
sende Nutzung kostengünstiger Produk­
tionsstandorte in einer Reihe von Län­
dern der Dritten Welt. 
Schon dieser Wandel war in den meisten 
kapitalistischen Zentren mit der Heraus· 
bildung von struktureller Massenarbeits­
losigkeit verbunden, die unabhängig von 
zwischenzeitlichen konjunkturellen Be­
lebungstendenzen auf hohem Niveau 
verblieb bzw. bei erneuten Konjunktur­
einbrüchen noch stärker anstieg. Der 
"Entkoppelung von Konjunktur und Be· 
schäftigung" (Huffschmid) in den mei­
sten Industrie ländern schien in vielen 
Ländern der Dritten Welt die Einleitung 
von TeiJindustrialisierungsprozessen zu 
entsprechen, die diesen einen neuen 
I)i. Schuld.n l~h1! die NBI"" Reg.n .... ld.bhol.u"g in 
Kamerun 

Platz in der internationalen Arbeitstei­
lung verhieß. 
Doch beide Tendenzen wurden zusätz­
lich beeinflußt durch eine weitere Ver­
änderung des kapitalistischen Akkumu­
lationsprozesses in der Krise: die Ver­
lagerung der Gewichte von der real wirt­
schaftliche.11 (produktionsmäßigen) auf 
die monetäre (geldliche) Ebene. Dies 
spiegelt sich wider in der Aufblähung des 
internationalen Kreditsystems, über das 
die Kapitalüberschüsse der erdölexpor­
tierenden Staaten und die Gewinnüber­
schüsse der Metropolen gewinnbringend 
in die Dritte Welt kanalisiert wurden, 
und im Anwachsen aller möglichen For­
men der vornehmlich zinstragenden 
Kapitalanlage, von der Zunahme der 
Spekulationsgeschäfte bis hin zum 
tönernen Börsenboom der 80er Jahre. 
Es ist also vor allem dieser auf doppelte 
Weise veränderte Akkumulations- und 
Investitonstyp des Kapitals selbst, der 
das soziale Schicksal der abhängigen 
Mehrheiten in den kapitalistischen Indu­
stricländern mit der wirtschaftlichen 
und sozialen Krisenentwicklung in der 
Dritten Welt verknüpft: Während er in 
den Metropolen die Krise des Beschäfti· 
gungssystems, das Auftreten "neuer Ar­
mut" und die Aushöhlung traditioneller 
sozialer Sicherungssysteme als soziale 
Dauerprobleme hervorbringt, wird 
spätestens seit Anfang der 80er Jahre 
unübersehbar, daß er auch in der Dritten 
Welt jene Hoffnungen auf einen durch· 
greifenden Wachstumsimpuls ent­
täuscht, die in die kreditfinanzierten 
Modelle nachholender Industrialisierung 
gesetzt worden waren. 
Die auf das explosionsartige Wachstum 
der Auslandsverschuldung gestützte 
Industrialisierung von Entwicklungslän­
dern konnte nur so lange "gutgehen", 
wie diese in der Lage waren, die damit 
verbundenen hohen Kosten (in Fonn 
von Tilgungen und Zinslcistungen, die 
ihn·en das internationale Bankensystem 
abverlanglC) auch zu tragen. Spätestens 
mit dem Ausbroch der Verschuldungs· 
krise (Mexi ko 1982!) war jedoch klar, 
daß auf dem Weg der "verschuldeten In­
dustrialisierung" U. Frieden) die struk­
turellen Deformationen und Abhängig­
keiten der wirtschaftlichen Systeme der 
Dritten Weh nicht überwunden worden 
waren. Vielmehr hatte sich die Anr:illig­
keit der meisten von ihnen rlir von außen 
kommende Störungen sogar noch er­
höht. 
Natürlich werden die Parameter dieser 
Tendenz, in der sich die neuen sozialen 
Krisenphänomene in der Ersten Welt als 
Kehrseite von Verschuldung und Ver­
elendung in der Dritten Welt herausstel­
len, nicht mit zwangsläufig durchschla­
gender Logik durch die weltweite Bewe­
gung der kapitalistischen Akkumulation 
bestimmt. Sie werden vielmehr auf viel-

fältige Weise nationalstaatlich und poli­
tisch vermittelt. 
Der aktuelle Ausbruch der Verschul· 
dungskrise war ebenso durch politische 
Faktoren veranlaßt wie das nachfol­
gende Krisenmanagement weitgehend 
von politischen Entscheidungen geprägt. 
Und auch die gegenwärtig hohe Arbeits­
losigkeit in der Ersten Welt "stellt kein 
universelles Phänomen unter Ländern 
mit vergleichbarem Entwicklungsstand 
und vergleichbarer Systemgrundlage 
dar", sondern ist "weitgehend politisch 
bestimmt".4 
In beiderlei Hinsicht wirkte verschärfend 
der Politikwechsel in den größten kapita­
listischen Industrie ländern: Ubergang 
vom (zuletzt nur noch halbherzig prak­
tizierten) Keynesianismus zum Moneta­
rismus, von nachfragegesteuerten zu an­
gebotsorientierten Wachstumskonzep. 
tionen. Dazu gehörten die Aufgabe des 
Vollbeschäftigungsziels und wachsender 
staatlicher Druck auf Löhne und gewerk· 
sehaftliche Bewegungsspielräume. vor­
rangige Orientierung auf die Modemisie­
rung der "eigenen" Volkswirtschaft, die 
Erhöhung der "intemationalen Wett­
bewerbsfähigkeit" und die Steigerung 
der privaten Kapitalrentabilität und 
wachsender Protektionismus. Diese 
Merkmale kennzeichneten eine betont 
aggressive wirtschaftspolitische Linie 
nach innen und außen, die - mit gewis­
sen Abstufungen - sukzessive in Groß­
britannien, den USA, der BRD, Japan 
und auch Frankreich dominant wurde. 
Die Dritte Welt bekam die Konsequen­
zen dieses neuen Kurses unmittelbar in 
der Verdreifachung des Zinssatzes im 
Gefolge der Hochzinspolitik der Reagan­
Administration und im Abbruch des 
"Nord-Süd-Dialoges" zu spüren. Dem 
folgte, auch weil damit allen Bemühun­
gen um eine Stabilisierung der Rohstoff­
preise eine Absage erteilt worden war, 
ein beispielloser Niedergang der Export­
preise der Entwicklungsländer. Beides 
ruhrte unmittelbar zum Ausbruch der 
Schulden krise. 
In den größten kapitalistischen Indu­
strieländem wurden die abhängig Be­
schäftigten jetzt mit Politikkonzepten 
konfrontiert, die in den 70er Jahren ihr 
Testfeld - wenngleich dort unter un­
gleic h brutaleren Bedingungen - unter 
Militärdiktaturen vom Schlage Pinochets 
oder der argen tin ischen Militärjunta ge­
funden hatten. Sozialpartnerschaft liches 
Konsensbemühen wurde vielfach abge­
löst von sozialrea ktionärem Konfronta­
tionskurs, sozialstaatiiche Absicherungs­
systeme durch eine Politik des gezielten 
Sozialabbaus bedroht. 
Neue Formen der Segmentierung und 
der sozialen Ausgrenzung relevanter Be­
völkerungsgruppen traten an die Stelle 
vonnals (zumindest verba!) deklarierter 
Beschäftigungssicherheit für alle. Unge-
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schützte, "flcxibilisierte" Beschäfti­
gungsverhältnisse nahmen ebenso zu wie 
formen der absoluten Verarmung und 
Verelendung. 
Es kann n3<::hgcwicscn werden, daß der 
Trend in die "Zwei-Drittel-Gesell­
schaft", die große Teile der Bevölkerung 
auf Dauer ins soziale Abseits stellt, in 
den Ländern der Ersten Welt ,un kras­
sesten zutage tritt, in denen die Kon­
zepte des Monetarismus und der sozial­
reaktionären Konfrontation am ruck­
sichtslosesten verfolgt worden sind. Und 
nicht zufallig sind dies jene Länder, de­
Tcn Regierungen gegenüber den Schuld· 
nerländern der Dritten Welt den härte­
sten und unnachgiebigsten Kurs verfol­
gen. 
Die Schulden krise der Dritten Welt ist 
also auch ein Problem der Ersten Welt, 
vor allem ihrer abhängigen Mehrheil. Es 
ist fabch zu behaupten, daß diese auto­
matisch von gesteigerter Ausbeutung der 
Dritten Welt profitiert. S Im Gegentt:il: 
Stagnierende oder rückläufige Reallöhne 
und die Ausbreitung neuer Formen und 
Dimensionen sozialer Armut in den 
Metropolen zeigen, daß auch hier die 
Masse der Bevölkerung von der im Zuge 
der Schulden krise auf die Spitze getrie­
benen Ausplünderung der Driuen Weh 
nichts abbekommen hat. 
Wachsende Internationalisierung der 
Produktion und internationale Konzen­
tration des Kapitals bringen Interdepen­
denzen hervor, die sich unter den gege­
benen Verhältnissen offensichtlich ganz 
anders auswirken: als zunehmende sozia­
le Unsicherheit, als Belastung der Masse 
der Bevölkerung hier wie dort mit den 

Risiken unkol1trollierter und ungeplan­
ter internationaler Verflechtung. 
Die Schuldenkrise hat so gesehen wie 
kaum ein anderes weltwirtschaftliches 
Krisenproblem internationale Regulil:­
rungsddizite sichtbar werden lassen. 
Diese wiegen umso schwerer, als gleich­
zeitig sowohl die objektive Fähigkeit als 
auch der subjektive politische Wille zur 
nationalstaatlichen Regulierung abge­
nommen haben (Stichwort: Deregulic­
rung). Sie erweist sich als erstrangiges 
und ernsthaftes Problem mangelnder 
nationalstaatlicher und internationaler 
S teueru ngskapa.: i tä t. 

Die Rückwirkungen sind beträchtlich: 
sie betreffen nicht nur die erwähnten 
neuen sozialen Krisenprozesse, sondern 
das Gcsamtsystem: 
• Auch ökonomisch macht es keinen 
Sinn, wenn Schuldnerländer lebenswich­
tige Importe streichen und fast nur noch 
nir den Export produzieren müssen_ Die 
"ordnungsgemäße" Bedienung der auf· 
gelaufenen Auslandsschulden setzt bei 
den gegebenen Dimensionen die Erwin­
schaftung außenwirtschaftlicher über· 
schüsse durch die Entwicklungsländer 
auf lange Sicht voraus. Deren Kehrseite 
wären notwendigerweise dauerhafte 
Defizite im Außenhandel der Industrie­
länder. 

Wachsende Arbeitslosigkeit. internatio­
nale Ungleichgewichte und chaotischer 
Handelsprotektionismus, wie sie heute 
schon StÖrfaktoren ersten Ranges fur die 
Stabilität und Ausgewogenheit der inter­
nationalen Winschaftsbeziehungen sind, 
wären die Folge. Die Gefahren ergeben 
sich also nicht nur aus plötzlichen Zu­
sammenbrüchen einzelner Banken in· 
folge des Ausblcibens von Zins- und Til-

Da die Auswirkungen 
der Schuldenkrise heute 

schon global negativ zu Buche 
schlagen , kann die Alternative 

nicht in Zusammenbruchs­
visionen gesucht 

werden 

gungslcistungen von Großschuldnern, 
sondern auch langfristig gerade aus der 
.,0rdnungsgemäßen'· Abwicklung des 
Schuldendienstes . 
• Dic Schulden sind auch ein Faktor 
wachsender politischer Instabilität und 
Kriegsgefahr_ Wenn der Zwang zum 
Schuldendienst wie bei dem gegenwärti­
gen Aunagenregime des In ternationalen 
Währungsfonds auf Kosten der Masse der 
Bevölkerung in den Schuldnerländern 
realisiert wird, sind Brotrevolten und 
Aufstände, wie wir sie in vielen Ländern 
beobachten können, unvermeidlich_ 
Wirtschaftliche und soziale Instabilität 
in den Schuldnerländern aber erhöht den 

Stellenwert militärischer Formen der 
Herrschaftssicherung innerhalb des ge­
genwärtigen Weltwinschaftssystems mit 
der Folge zunehmender Interventions­
und Eskalationsgefahren. 
o Die Schuldenkrise verschärft schließ· 
lieh auch die ökologischen Gefahren­
potentiale der heutigen Weltentwick­
lung. Wenn 7.ur Bezahlung der Auslands­
schuld wie beispielsweise in Brasilien 
ganze Regenwälder abgeholzt werden. 
hat dies unwiderrufliche Rückwirkungen 
auf den Sauerstoffhaushalt und das Öko­
system der gesamten Welt. 

Wenn aber die Schuldenkrise und die mit 
ihr verbundenen Gefahrenpotentiale 
heute schon weltweit negativ zu Buche 
schlagen, kann auch die Alternati\'e 
nicht in kruden Zusammenbruchsvor­
steilungen und -visionen gesucht werden. 
Das gegenwiirlige Krisenmanagement 
der internationalen Schulden hat die 
Probleme nur verschärft und neue Wider­
spruchskomplexe und Gefahren hervor­
gebracht. 
Als zugespitzter Ausdruck globaler Um­
bruchprozesse steilt die Schu[denkrise 
nicht nur eine Bedrohung fw- die Exi­
stenz \'on Millionen Menschen in der 
Dritten Welt, sondern auch fw- die sozia­
le Lebenslage der Mehrheiten in den 
Metropolen und die Stabilität der inter­
nationalen politischen und wirtschaft­
lichen Beziehungen insgesamt dar. [nso­
fern erhöht sie den objektil'en Problem­
druck auf das polilische Handeln und 
birgt auch die Chance eines Neubeginns 
im Sinne alternativer Entwicklungslogi­
ken_ 
Lösungen in diesem Sinne können von 
einer Politik, die auf IIochriistung, win­
schaftlicher Ungleichheit. struktureller 
Abhängigkeit und neokolonialer Aus­
plünderung aufbaut, nicht erwartet wer­
den, sondern erfordern die Mobilisierung 
der Betroffenen. Konkrete Alternativen 
müssen unter Anknüpfung an die offen­
kundigen Widersprüche und Defizi!e des 
herrschenden Systems der Schulden und 
der Weltwirtschaft entwickelt werden 
und über diese hinausweisen. 

Solehe Defizite liegen heute vor allem in 
den Bereichen unzureichender Planung 
und Regulierung, mangelnder Gleichheit 
und Demokratie. Die nächsdiegende Per­
spektive der Diskussion um Alternativen 
zum herrschend!:n Status quo in der 
Weltwirtschaft liegt deshalb in der ge­
meinsamen Suche nach Konzepten der 
umfassenden weltpolitischen weltwirt­
schaftlichen Demokratisierung, bei der 
vermeintliche Systemzwänge. übet kom­
mene Privilegien und Asymmetrien zu­
gunsten von mehr gleichberechtigter 
Kooperation und demokratischen Regu­
lierungsmechanismen überwunden wer­
den. 
Eine solche Perspektive zidt noch nicht 



auf den Bruch mit dem internationalen 

Kapitalismus, wohl aber auf die Erwei­

terung des politischen Spielraums auf 
dem Weg dahin . 
Anmerkungen: 
I) Wiruchafawoche, Düsseldorf, 20.11.1987 
2) Damit i5t nicht gemdnt, daß Armuts- und 

Verelendungstendenzen in "Enter" und 
.,Driller" Welt hinsichtlich ihrer Dimensio· 
nen und Qualitaten schlicht gleichgesetzt 
werden können, wohl aber, daß alle lIoff· 
nungen auf dauerhafte Infeln auch rela-

tiven Wohlstands sich als Illusion erwiesen 
haben. 

5) Dies kann hier nur thesenartig erfolgen, so 
wie sich der gesamte Beitrag in dem Sinne 
versteht, daß zur Diskussion über ein Pro­
blem.angeregt werden soll, das die Solidari· 
tatsbewegung bislang zu wenig beachtet 
hat. 

4) G. Therborn, Nationale POlitik der inter­
nationalen Arbeitslosigkeit. Der Fall der 
Bundesrepublik im Lichte der OfeD· 
Daten von 1973·1985, in: 11, Abromcit/B, 
Illanke (Hg.), Arbeiumarkt, Arbt:itsbezie-

hungen und Politik in den 80er Jahren, 
Leviathan, Opladen, Sonderheft 8, S, 39f, 
Der Beitrag uigt, daß kleinere kapitalisti· 
sche Länder, deren Regierungen am Voll· 
beschäftigungsziel festhielten, auch in der 
Krue wesentlich beuere arbeitsmarktpoli· 
tuche Ergebnisse enielt haben als die gro· 
ßen Fünf. 

5) So jetzt erneut die Behauptung bei: M. 
Mies, Die Krise ist eine Chance: Subsistenz 
stau .,Entwicklung", in: Soll und Haben. 
Strategien und Alternativen zur Lösung der 
Schuldenkrise, Hamburg 1988, S. 188fL 

Die Rolle von IWF und Weltbank 

Im Juli 1944 wurde auf der Währungs· und 
Finanzkonferenz der Vereinten ~ationen in 
ßretton Woods (USA) die Grundung des Inter· 
nationalen Währungsfonds (IWF) und der 
Wdtbank, genaucr der tnt~fna(ionalen Bank 
rur Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD), 
beschlos~n. 1946 nahmen sie ihre Tätigkeiten 
auf, Beide Institutionen haben heute 151 Mit· 
glieder. Die Sowje tunion und die meisten 
RGW-Under sind nicht Mitglied, 
Mit dem .og. Brctton·\\'oods·System wurde 
nach dem 2. Weltkrieg eine internationale 
Wirt,ch3ft~ordnuog etabliert, bei der unter der 
Hegemonie der USA eine Ausweitung des 
Welthandels auf d~r Basis fester Wedlselkurse 
und konvertibler Währungen ang.::6trebt wur· 
de. Die Wechselkurse aller Währungen standen 
in einem festen Verhältnis zum US·Dollar. 
Die Aufgabe des IWF in diesem System be· 
stand darin, hei ZahlungsbHanzdefizitcn den 
Mitglieddändcrn überbrückungskreditc in den 
g('w\inschtcn Währungen zur Verfügung zu 
stellen. Die Höhe der Krt:dite, dic ein Land 
,,ziehen" kann, wird von der Höhe .einer Ein­
zahlungcn tJ(:stimmt. 
Nacb diesen Quoten, die nach der wirtschaft· 
lichen Stärke eines Lande, festgelegt wurden, 
richten sich auch die Stimmanteile der einzel· 
nen Wnder. Da Hir wicblige EntscheidWlgen 
8~% der Stimmen notwendig sind, besit~en die 
USA mit ihrem Anteil von knapp über 20% 
ebell$O wic die EG·Länder eine Spcrrminori­
tat. 

Privatbanken ~uf:zunehmen. 
Mit Ausbruch der Veochuldungskrise 1982 
wurde der IWF wieder zu einer zentralen welt­
wirtscbaftlichen Institution, Durch sein 
lVisenmanagcment wurde die Bedienung der 
Kredite durch die Entwicklungsländer gewähr­
leinet und so der möglichc Bankrott der Gläu· 
bigerbanken ,'erhindert, Dabei spielte weniger 
die B6he der vom IWF ~'ergebenen Kredite 
eine Rolle als vielmehr die damn gebundenen 
wirtschaftspolitischen Auflagen. 
Die \'on ih,n verfaßtcn Stabiliskrun8$pro· 
gramme weisen meist folgendes r-.tusler auf; 
Einschränkung der Staatsausgaben, Streichung 
~on LebeIl6mit1elsub~entionen und Soziallei· 
stungen, Einfrieren der Löhne, Aufhebung \'(ln 
Preiskontrollen, Libtr,llisierung der Importe 
und de~ Dcl'isenverkehrs sowie Förderung des 
pri"atwiruchaftlichen Sektors. 
Trotz der erheblichen Ve!'l;chlcchterung der 
Lcbenwedinlo:Ungen der Bevölkerung und der 
darau~ fulgenden sozialen Unruhen haben sich 
dito Entwicklungsländer mit nur wenigen Aus· 
nahmen die~m Diktat gebeugt, da die Gläubi· 
gcrbanktn eine Einigung mit d~m 1Wr meist 
zur Vor.tu~selZung für Umschuldungsa.bkom· 
men und neue Kredite machte, 
Der Weltbank war bei ihrerGrundung die Auf­
gab .. zugedach t, längerfristig Kredite für den 
Wiedcraufbau des kriegszerstörttn Europa und 
die Entwicklung der Dritten Welt zur Ver· 
fUgung zu stelle". Nachdem Westeuropa ab 
1948 vornehmlich mit Marshall·Plan·Geldern 
unterstützt wurde, konzentrierte <ich die Welt· 
bank ganz auf die Finanzierung von Enlwiek­
lungsprojekten. Sie wurde damit die einfluß­
reichSte multilaterale Entwickhmgsinstitu· 
tion. 
Voraussetzung rur die Mitgliedschaft In der 
Weltbank ist der Beitritt zum IWF. Wie bei 
diesem richtet sich di" StimmverteilWlg nach 
den eingezahlten Quoten der Mitgliedsliinder, 
Auch bei der Weltbank haben die Indus.trielän· 
der 50 eine deutliche Stimmenmehrheit. Das 
Grundkapital beläuft sich mittlerweile auf 174 
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Mrd S. Den Großteil der Finanzmitlel be­
schafft sich die Weltbank jedoch durch An· 
leihen auf den internationalen Kapitalmärk­
ten. 
Die Kredite der Weltbank haben eine Lauh:eit 
vOn maximal 20 jahren bd fUnf tilgungsfreien 
Jallren. Die Zinsslit:te orientieren sich an den 
Kouen für die Mittelbeschaffung. In den 60er 
J ahren wurden die Kredite hauptsii.chlich für 
Infrastrukturprojektc vergeben, wodurch v,a. 
die VorauSl>etzungrn rur prl\are Im~slitionen 
verbessert werden sollten, 

Da die Weltbank Kredite nur an Regierungen 
bzw. Zentralbanken vergeben kann, wurde 
1956 die Internationale Finanzgefellschaft 
(IFe) als eine Tochtergesellschaft der Welt­
bank gegTÜndet. Die IFC hat die Aufgabe, Pri· 
,,,tinvestitionen in Entwicklungsländern di· 
rekt durch Kapita!betciligungen, Kredit· 
,"crgabe, Vermittlung 1.usät1.lichen Kapitals, 
Ber .. tungsleistungen und technische Hilfe 7.U 

stimuli"rcn. 
Wedcrdic Weltbank· noch die IFe·Kredite ent­
spr .. chen aber den Finanzbedürfnissen der 
ärmeren Entwicklungsländer. Um deren Inte­
grierung in den kapitalßtischen Weltmarkt 
nicht zu gefährden, wurde 1960 die Internatio­
nale Entwicklungsorganisation (WAl gegrün· 
det, die an diese Länder rd~ti" günstige Kre­
dite (ullverzinslith, 50 jahre Laufzeit, 10 tiJ· 
gungfreie j ahre) vergib t. 

1973 verkündete der damalige Wcltbankpräsi­
dem McNamara seine Strategie zur Bekämp­
fung der Armut und zur Befriedigung der 
Grundbedürfnissc, in deren Rahmen der land­
wirtschaftliche Sektor stärker gefördert wur· 
deo Zu Beginn der 80tr Jahre wurden die 
McNamara·Strategie und die Projek torientie· 
rung j<'doch von den "Strukturanpassungs· 
programmen"' "bgelo~t, mit denen die "Ver­
zerrungen der Wirtschaftsstruktur" abgcbaut 
und marklwirtsehaftlio.:he Prinzipien wieder 
stärker zur Gellung gebracht werden sollen. 
Damit ruckte die Weltbank \'011 ihrer traditio· 
nellen PTojektoricntierung zugumten umfang· 
reicher gesamlwirtschaftlicher Interventionen 
,b. 
Ähnlich wie beim IWF werden die Kredit· 
zusagen an eine Erklärung dCil Empfänger· 
landes gebunden, in der es sich zur Umsetzung 
bestimmter Auflagen ,·erpflichtet. Meinen! ist 
diese Zus.agc sogar an den Abschluß eine$ 
IWF- Abkommens gebunden. 

Als Anfang der 70er Jahre mit dcr Aufhebung 
der festen Wech~lkursc und der GoWeinlöse­
ptlicht des $ das Bretton Woods·System zu· 
sa mmengebrochen war, verlor der IWf an Be· 
deutung. Die 1969 als künstliches Reserverne· 
diulIl ge,chaffem:n Sonderlliehungsrcdm.­
(SZR). mit denen unabMngig "0'" Gold oder 
~on nationalen Währungen imernationale 
Liquiditat geschaffen werden sollle, blieben 

G,06bnt .. n .. n Als ein neues Instrument zur Förderung der 
"~o:------J 'J.8'i privaten Investitionen in Entwicklungstii.ndern 

g;geniiber dem S relati~ unbedeutend, Angc· 1.6" """*" lod_lan<I" ;~"o<I> 
slchts des Wa<:hstums des Euro·Dollar·Marktes 3'0",1>",,, ... latKk,.. I~ .U, J / 
war es rur Landn mit Zahlungsbilanzdefiziten 1.9 ~ ~ .~~ 
leicht, den IWf zu umgehen und Kredite b.ei la....Io·_ •• '"' 16, 
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wurde 1985 die Einrichtung der Multilateralen 
Investitonsgarantie Agentur (MIGA) beschlos· 
!ten, die als dritte Weltbank·Toehter die Ver­
sicherung privater Auslandsinvestltionen ge_ 
gen politische Risiken übernehmen und Infor­
mationen über InvestitionsmÖßlichkeiten lie· 
fern $Oll. Utc Kampmann 



ChaJ1es Paull 

Neue Gläubigerstrategien 
Wie das Ausschlachten eines alten Autos 

Baker Plan , Mexiko-Deal, debt­
equity swaps sind nur einige Begrif­
fe, mit denen neue Ansätze des 
Schuldenmanagements umschrie­
ben werden. Im folgenden Beitrag 
soUen die Grundzüge der Gläubi . 
gerstrategien gegenüber den Län­
dern der Dritten Welt erläutert 
werden. Nicht technische Details, 
sondern die Funktionsweise der in­
ternationalen Finanzmärkte und 
d ie Auswirkungen auf die betrof­
fenen Länder, stehen im Vorder­
grund. 

Die Marktwirtschaft ist bekanntlich ef­
fektiv, sie funktioniert und sichert jedem 
ein Auskommen. Diese Lehrsätze der 
bürgerlichen Ökonomie werden nirgend­
wo so drastisch widerlegt wie im Bereich 
der Finam;· und Kapitalmarktbezichun­
gen zwischen Industrieländem und un­
terentwickelten Ländern. 

Dabei ist der Bereich dieser Finanzbezie­
hungen keineswegs nebensächlich. Der 
Finanzsektor insgesamt, die Kreditver­
gabe, der Kapitalexport erhalten schon 
seit Beginn dieses jahrhunderts eine zu­
nehmende Bedeutung gegenüber den 
Warenexporten. 
Nicht zuletzt der Börsencrash vom 19. 
Oktober 1987 hat gezeigt, daß heute 
Fragen der realen Produktion zeitweise 
in den Hintergrund treten. Die Anlage 
von Geldkapital, d.h. Spekulation, Ak­
tien, Wertpapier- und Devisenhandel so­
wie Vergabe von Krediten bekommt im 
Gegensatz zur Anlage von Produktiv­
kapital einen immer größeren Stellen­
wert. An den Welt börsen waren vor dem 
19. Oktober über 8.000 Mrd $ in Aktien 
angelegt. Das ist etwa das Siebenfache 
des Bruttosoz ialprodukts der BRD. 
Finanzanlagen in Form von Krediten 
wurden auch in den 70er jahren ein 
wesentliches Geschäft im Verkehr mit 
der Dritten Welt. Während in die~en 
Ländern rund 100 Mrd S in produktiven 
Anlagen getätigt wurden, waren an Kre­
diten von Banken über 400 Mrd S ange­
legt. Dazu kamen noch einmal rund 300 
Mrd San Regierungskrediten. 
Die Abflüsse in Form von Zinsen waren 
erheblich und lagen Anfang der 80er jah­
re bei etwa 70 Mrd S pro J ahr. Diese 
Zinnahlungen wurden zum hauptsäch­
lichen Miuel, Mehrwert aus den ver~ 
schuldeten Ländern zu ziehen. 

Trotz der stets behaupteten Effektivität 
und Rationalität der Kapitalmärkte 
führten diese Finanzbeziehungen in die 
Krise. 1982 war Mexiko zahlung5un· 
fahig, die Pleitenwelle breitete sich aus, 
führte zur Schulden krise. Die reale Wirt­
schaft der unterentwickel ten Länder war 
nicht mehr in der Lage, die Zins- und 
Tilgungszahlungen auf die Kredite zu er­
arbeiten. 
Das Finanzsystem hatte sich, was die 
unterentwickelten Länder angeht, in ei· 
nen ersten Widerspruch begeben: Um die 
Kredite zurückzuzahlen oder auch nur 
die Zi~sen leisten zu können, häHen un­
terentwickelte Länder auf dem Welt­
markt, d.h. in erster Linie auf den 
Märkten der Industriestaaten, verkaufen 
müssen. Aufgrund ihrer Produktivitäts­
rückstände sind sie jedoch nicht konkur­
renzfahig. 
Die Schuldner hatten trotz eines te il­
weisen Industrieaufbaus in den 60er .und 
70er Jahren keine Möglichkeit, die nöti­
gen Devisen für die stark angestiegenen 
Kredite zu bezahlen, wozu die steigen. 
den Zinssätze und Olpreise verstärkend 
beitrugen. Seitdem beweist der Kapita­
lismus wieder seine Effektivität und 
Flexibilität - beim Schuldenmanage­
ment. 
Die erste Etappe des Krisenmanage­
ments läßt sich als Zwang zu einer 
Austeritätspolitik (Sparpolitik) be· 
schreiben, die vom Internationalen 

Währungsfonds (IWF) koordiniert und 
kontrolliert wurde. Er setzte die wesent­
lichen Forderungen durch, die nach r.lei­
nung der Banken und Wirtschaftspoli· 
tiker geeignet sein sollten, die Zahlungs­
fahigkeit der Schuldner wiederherzustel­
len. Begleitet wurden die wirtschafts­
politischen Auflagen des IWf VOll kurz­
fristigen Zahlungsbilanzhilfen und Um· 
schuldungen, in denen die Schuldenrück­
zahlungen gestreckt wurden und die 
Banken neue Kredite (frcsh money) ver­
gaben, mit denen die verschuldeten 
Länder dann denselben Banken ihre Zin· 
sen zahlen konnten. 
In dieser Phase, die sich bis etwa 
1984/85 ansetzen läßt, herrschte noch 
vielfach die Ansicht vor, daß es kurzfri­
stig möglich sein werde, die Zahlungs­
bilanzen zu sanieren und daß die gefor­
derten wirtschaftspolitischen Umstel­
lungen rasche Ergebnisse zeigen würden. 
Trotzdem zogen sich die Geschäftsban­
ken soweit als möglich aus der Neuver· 
gabe von längerfristigen Krediten zurück 
(die Neuvergabe fiel von 66 Mrd 1981 
aufl8MrdS 1983). 
Dennoch war es den Banken unmöglich, 
gänzlich aus der Schulden krise "auszu­
steigen". Sie mußten fresh money zur 
Verftigung stellen. Die Alternative dazu 
wäre gewesen,die vergebenen Kredite als 
verloren abzuschreiben. Das ging vor al· 
lern bei US-Banken nicht', da sie auf­
grund fehle nder Rücklagen und hoher 
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Südamerika-Kredite bei Ausfallen teil­
weise an den Rand des Ruins geraten 
wären. Also wurde der IWF vorge­
schickt, um ganzen Völkern den Gürtel 
enger zu schnallen. 
Die Regierungen hielten in dieser Situa­
tion ihre Kreditvergabe im wesentlichen 
konstant. Sie verhielten sich so, daß die 
Forderungen der Banken und des IWF 
zur Geltung kommen konnten, da die 
unterentwickelten Länder von ihnen kei­
nen Ersatz für die zurückgegangenen 
Bankausleihungen erwarten konnten. 
Ab 1984/85 wurde klarer, daß eine kurz­
fristige Austeritätspolitik nichts bewir­
ken würde. Zwar konnten die Leistungs­
bilanzdefizite und damit die Schulden­
zunahme etwas gesenkt werden. aber um 
den Preis, daß die Wirtschaftskraft der 

Schuldenstrategien 
Bei den "neuen Schuldcll5trategien" odcr 
"neuen Instrumenten ,kr Schuldenpolitik" 
geht cs in der Regel darum, daß Banken Forde­
rungen, die sie gegenuber unten'ntwickelten 
Ländern haben,entweder ge~n bar verkaufen, 
in andersgeartetc ~ ordcrungen oder in Forde­
rungen gegen andcre Schuldner tauschen. Da­
ror gibt es unteuehiedliche Möglichkeiten und 
Formen, die teilweise ineinander übergehen. 
Einige davon sollen hier kiln beschrieben wer­
den. 
• Asset sales: Verkauf von Forderungen gegen 
bar, normakrweisc mit Abschlägen auf die ur· 
spriinglkhe Fordenmgssumme. Oft sind die 
Versuche, Forderungen aus den Büchern zu 
bekommen mit einer Verbriefung (securisa· 
tion) verbunden, d.h. ein Kredit wird in eine 
Auflage Will fesH'eninslichen und handelbaren 
Wertpapieren umgewandelt und diese Wert· 
papiere (Bonds) werden an den Kapitalmärk· 
ten mit Ab5chlägen "erkauft. 
• A,~t swaps: Tausch von Forderungen an 
das Land A gegen Forderungen an das Land B. 
Wird zwischen Banken abgewickelt, die ihre 
Fordcrungen umschichten wollen. 
• Dcbt-<quit)' swal' s: Fordcrungen an unter­
entwickelte Länder können mit Einverständ· 
nis der jeweiligen Regierung in Beteiligungen 
an einheimischen firmen umgcwmdelt wer· 
den bzw. in einheimische Währung für die Er· 
richtung von Fabriken, Uotels, Handelsgesell· 
schaftcn u~,,·. umgetauscht werden. 
Daneben cnutehen fabriken dk die Neukre· 
dit'crgabe an Pri ... atkallilal erleichtem. 
• Onk nding: Die Banken vergeben einen 
Kredit an den Staat, der sich ~erpflichtet, die 
Gclder an Prl\'atfirmen weitenuleitcn. D.h. 
der Staat bürgt für den KrediL, der letztendlich 
einem Privatuntemehmen, oft der Niederlas· 
sung eines multinationalen Konzerns, zufließt. 
• Rdending: Kredite. die ein Sckuldnenlaat 
zuruckzahlt, werden direkt an Privatkonzerne 
im jeweiligen l.and weitergereicht. 
• Le~lnck.Vcrfahn:n' Leascback wird ge· 
genuber Ländern angew~ndet, die den Erwerb 
~on Beteiligtmgen durch Ausländer verbieten 
oder anderweitig den Kapital,erkehr ein­
schränken. Statt direkt einen Kredit zu ver· 
geben oder eine Beteiligung zu zei<:hnen, wer· 
den Maschinen an audändische Untemekmer 
verlieken. Die verldhende Bank bzw. der ver· 
leihende Konzern bekommt einen Teil des Ge· 
winns. dic Abschreibungen, Und bleibt recht­
Ilch im Besitz der Maschinen. 
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betroffenen Länder weiter ruiniert wur­
de. Das Finanzkapital störte dabei nicht 
die Verelendung von Millionen, sondern 
die verschlechterten Investitionsmög­
lichkeiten sowie die Tatsache, daß wirt-
5chaftli<:he Zusammenbruche mit den 
entsprechenden politischen Konsequen· 
Zen nicht förderlich für das Geschäft ge· 
wesen wären. Die Banken wären dadurch 
gezwungen worden, ihre dem jeweiligen 
Land vergebenen Kredite endgültig als 
Verluste abzubuchen. 
Ln dieser Phase wurde dann entdeckt, 
daß wachstumsfördernde Programme 
zur Unterstützung der Sanierungspolitik 
nötig seien. Es war die Geburtsstunde 
der großen Pläne. Auf jeder internatio­
nalen Konferenz wurden neue wehum­
spannende Strategien zum Schulden­
management vorgelegt. Die bekannteste 
davon war der Baker-Plan, entwickelt 
vom amerikanischen Finanzminister 
James Baket. Er sah vor, für den Zeit· 
raum von 1986-88 29 Mrd S zusätzlkh 
an Entwicklungsländer zu vergeben. 
Die Bank für Internationalen Z\l.hlungs· 
ausgleich (BIZ) definierte die Ziele des 
Baker·Plans folgendermaßen: "Die Er· 
kenntnis, daß mehrere Jahre der Be­
schränkungen und Entbehrungen nicht 
vermochten die Schulden quoten zu min­
dern, und daß deshalb eine neue Stra­
tegie zur Behandlung des internationalen 
Schuldenproblems notwendig sei, war 
auch einer der Hauptgründe hinter der 
neuen Initiative des US·Finanzministers. 
Anstelle kurzfristiger Zahlungsbilanzan­
passungen, zu welchen Kosten auch 
immer, liegt der Schwerpunkt dieser 
neuen Strategie auf strukturellen Refor· 
men: Diese würden die Schuldnerländer 
auf einen höheren wirtschaftlichen 
Wachstumspfad heben und dabei das re· 
lative Gewicht ihrer Auslandsschulden 
schrit tweise verringern. "1 

Der Zugang zu den Baker·Planmitte1n ist 
an die Umsetzung weiterer wirtschaft· 
licher Aunagen gebunden. Der Plan setz! 
also da an, wo der IWF aufhört, und 
schreibt weitere strukturelle' Umgestal· 
tungen vor. Das Ziel dabei ist "mehr 
Marktwirtschaft", sprich mehr Investi­
tions· und Gewinnmöglichkeiten für die 
Konzerne und eine vers tärkt e Einbin· 
dung in die imperialistische Form des 
Weltmarktes, in die we1twirtschaftliche 
Arbeitsteilung. 
Dies ist der springende l'unkt des gesam· 
ten Themenkomplexes Verschuldung 
und Entwicklung: Sollte die verstärkte 
Einbindung in den Weltmarkt gelingen, 
würde dies einen Verlicht auf alle Ver­
suche der nachholenden Entwicklung 
bedeuten. Das Konzept der internatio­
nalen Arbeitstei lung legt den Ländern 
nahe, durch Spezialisierung auf Güter, 
bei deren Produktion sie relative (kom­
parative) Vorteile haben, wirtschaft· 
liches Wachstum zu erzielen. Faktisch 

bedeutet das die Neuauflage und Neufor­
mulierung der kolonialistischen Kon­
zeption von der Dritten Welt als dem 
Lieferanten von Rohstoffen, billigen Ar­
beitskräften, landwirtschaftlichen Pro­
dukten und exotischen Gebrauchs-
waren. 
Eine so spezialisierte Wirtschaft ist 
zwangsläufig exportorientiert und soll, 
laul Theorie, in der Lage sein, Indu­
striewaren und andere nicht produzierte 
Waren importieren zu können. Das Pro· 
blem besteht darin, daß unterentwickel­
te Länderdamit unterentwickelt bleiben 
und sich auf Produktionen und Produkte 
spezialisieren, deren Märkte anteils­
mäßig schrumpfen und die weltwirt· 
schaftlieh unbedeutend sind. Ein Funk· 
tionieren der Konzeption der internatio­
nalen Arbeitsteilung in dem Sinne, daß 
dadurch die Lebensumstände der Men· 
sehen verbessert werden, ist demzufolge 
so gut wie ausgeschlossen. 
In der Praxis scheiterten die Pläne zur 
Umstrukturierung der Dritten Welt sehr 
bald daran, daß es kaum interessante Be­
reiche der Spezialisierung in größerem 
Umfang gab. Die Neue Zürcher Zeitung 
schrieb bereits vier Monate nach der groß 
angekündigten Baker-Initiative: "Verno­
gene Euphorie um den Bakerplan". 2 

Dabei blieb es bis heute. Das Problem 
war, daß d ie Banken ganz andere Vor· 
stellungen hatten, als weitere Milliarden 
in überschuldete Länder zu stecken. 
Daß die Umstfukturierung des Weh· 
markts als Wachstums- und Entwick­
lungskonzept weder praktisch noch 
theoretisch funktioniert, heißt aber 
nicht, daß überhaupt keine Umstruktu­
rierung auf Weltmarkt· und Exportpro· 
duktion stattfände; allerdings hat das 
nichts mit En twicklung zu tun Und voll· 
zieht sich nur in wenigen Bereichen. 
Der Baker-Plan verkündete, es würden 
mittels politischer Abmachungen Gelder 
zur Verfügung gestellt. um Umstruk­
turierungen plus Wachstum zu schaffen 
- und es blieb bei der tönenden Erklä­
rung. Da, wo wirklich umstrukturiert 
wird, erfolgt das nach den Gesetzen des 
Marktes und unter Verzicht auf eine 
nach innen gerichtete ökonomische und 
soziale Entwicklung. 
Nachdem in fünf Jahren Krisen­
management die Zahlungsfähigkeit der 
unterentwickelten Länder nicht wieder 
hergestellt werden konnte und auch kei· 
ne Anzeichen bestehen, daß dies in ab­
sehbarer Zeit geschehen könnte, ver· 
suchen immer mehr Banken die wenigen 
verwertbaren Teile ihrer Kredite aus den 
Gesamtforderungen herauszulösen und 
zusammen mit internationalen Indu· 
striemonopolen oder Kapitalanlegern 
"marktmäßig"zu verwerten. 
Der Vorgang läßt sich mit dem Aus­
schlachten alter Autos vergleichen, bei 
denen brauchbare Teile vor dem Ver-
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schrotten herausmontiert werden. Dabei 
findet dieses Ausschlachten in doppelter 
Weise statt; E.inerseiu bei den Forderun­
gen, andererseits gegenüber den Indu­
strien der verschuldeten Länder, denen 
mit ihren Schulden die letzten profi­
tablen und brauchbaren Produktions­
ställen abgekauft werden sollen. Vor al­
lem seit letztem jahr findet unter der 
Bezeichnung "neue Bankenstrategien" 
ein Spekulieren, Tauschen und Ver­
schleudern von Entwicklungsländerfor­
derungen statt (siehe Kasten)_ 
Der Hintergrund der beschriebenen 
Praxis des fresh money ist, daß Kredite. 
auf die längere Zei l keine Zinsen und 
Tilgungen geleistet werden, als Verluste 
abgeschrieben werden müssen. Im Ver­
lauf der 80er Jahre konnten gerade im 
Bank- und Finanzsektor hohe Gewinne 
erzielt werden, die es ermöglichten, im 
Rahmen der Risikovorsorge bei west­
deutschen Banken große Teile der Ent­
wicklungsländerkredite mit Rücklagen 
abzudecken bzw_ abzuschreiben. Die 
Deutsche Bank hat derzeit rund 70% ih­
rer Forderungen abgeschrieben. die 
Commerzbank rund 50%, 
1m Mai 1987 zogen die US-Banken nach. 
Die Citibank, das größte Institut. nahm 3 
~Ird S Rückstellungen vor_ Die anderen 
Großbanken folgten innerhalb weniger 
Wochen und schrieben bis zu 25% ihrer 
Emwicklungsländerkredite auf einen 
Satz ab. 
Dies bedeutet zunächst. daß Verlustt' 
ohne weitere Dividendenkürzungen aus 
den angesammelten Rücklagen abge­
deckt werden können. Besonders er­
leichtert wird dieses Verfahren übrigens, 
weil die Bildung derartiger Rückstellun· 
gen steuerlich begünstigt wird. Pol itisch 
folgt daraus, daß die Kreditgebcr weni­
ger Rücksichten auf die unterent­
wickelten länder nehmen mUssen. Die 
Pleite und der endgültige Ruin des einen 
oder anderen Landes kann durchaus hin· 

genommen werden. Es besteht kein 
Zwang mehr, neue Gelder an die Regie· 
rungen in der Dritten Welt zu vergeben. 
Die Umschuldungsverhandlungen sind 
damit nicht vom Tisch. Die Banken ha­
ben aber aufgrund ihrer Abschreibungen 
mehr Erpressungsmöglichkeiten. Theo· 
retiker des Finanzkapitals formulieren 
das in der üblichen pseudowissenschaft­
lichen Verkleidung so; "Erstens haben 
diese Banken sich damit besser gegen 
Ausfallrisiken aus diesem Geschäft abge· 
sichert und sind so expliZit von der 
Fiktion der Unmöglichkeit einer Staats­
schuldnerinsolvem: abgerückt. Zweitens 
wurde damit signalisiert, daß zukünftige 
Neukreditvergaben nicht zu den Bedin­
gungen bestehender Kreditverträge er­
folgen sollen."3 
Das soll heißen; Entweder ihr tut, was 
wir sagen, oder es gibt kein Geld mehr, 
und wenn überhaupt, dann zu höheren 
Zinsen als früher. 
Daneben eröffnen Rücklagen die ~ Iög­

lichkeil, Forderungen mit Abschlägen zu 
verkaufen. Für die Banken hat das den 
Vorteil, daß sie ftir ihre in unterent­
wickelten Ländern festliegenden Kredite 
..... ieder Bares in die Kassen bekommen 
und damit arbeiten können. 
Wie so etwas funktioniert und was es nir 
Folgen ftir die Schuldner hat. läßt sich 
am besten an hand der debt·equity swaps 
erklären: Eine Bank verkauft eine 10 
Mio 1'-orderung gegenüber einem Land X 
an einen Industrie konzern mit einem 
Abschlag von 20% (also für 8 Mio). Die 
Bank hat damit zumindest 80% ihres 
Geldes wieder, der Rest lIon 20% ist über 
Rückstellungen abgedeckt. 
Der Industrkkonzern läßt sich die 
10-Mio·Forderung, die er ftir 8 ~lio ge· 
kauft hat, von der Regierung des Landes 
X in Landeswährung umtauschen und 
errichtet mit diesem Geld einen Betrieb 
in X oder kauft dort Aktien usw. Er hat 
bei diesem Swap·Geschäft 2 Mio einge­
spart. 
Für dk Regierung von X springt dabei 
heraus: 10 Mio weniger Schulden in Aus· 
landswähmng, ohne daflir Auslandswäh­
mng zurückgezahlt zu haben. 
Ähnlich funktionieren andere "neue 
Schuldenstrategien" wie beispeilswf'ise 
der um die Jahres ..... ende vieldiskutierte 
Mexiko-Plan, bei dem Kredite in markt· 
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gängige Wertpapiere umgewandelt wur­
den. Ihre spätere Rückzahlung wird 
durch die US·Regierung abgesichert. 
In der laufenden Diskussion wurden ver­
schiedentlich auch von fortschrittlicher 
Seite diese "neuen Instrumente als An· 
zeichen der Entspannung an der Schul­
den front " gedeutet und vermutet, die 
Banken gingen damit \'on ihrer harten 
Linie ab. 
Dem widerspricht, daß die Banken nach 
wie vor erhebliche Forderungen in ihren 
Büchern halten und durch Rückstellun­
gen prinzipiell die ~Iöglichkeit 'LU härte­
rem Vorgehen geschaffen haben. Außer­
dem lehnen Banken und westliche Regie­
rungen Schuldenstreichungen un\'er­
ändert ab. Ausnahmen gelten lediglich 
fUr öffentliche Schulden der am wenig­
sten entwickelten Länder Afrikas. da 
hier auch langfristig mit einer Rücklah· 
lung nicht gerechnet werden bnn. 
Vor allem die debt·equity swaps zeigen 
auch, daß es bei diesen Instrumenten 
darum geht. die wirtschaftspolitischen 
Umstellungen, die durch die lWF-Pro­
gramme erzwungen ..... urden, zu nutzen. 
Wenn aufgrund dieser Umstellungen 
Konzerne zu Investitionen bereit sind, 
stellen debt·equity swaps eine billige 
Finanzierung und damit einen zusätz­
lichen Investitionsanreiz dar. Sie gedei. 
hen. somit auf dem Boden der Verden­
dungspolitik und setzen diese fort, in· 
dem sie die ökonomische Beherrschung 
durch ausländisches Kapital erweitern. 
Sie stelkn ein Mittel dar, sich die weni· 
gen profitablen Bereiche der unterent­
wickelten Wirtschaften mittels des 
Schuldendrucks aneignen zu kÖnnen. 
Die gezielte Neuvergabe \'on Krediten an 
vorwiegend private Schuldner, auch 
durch Techniken wie "relending'· und 
"onlending" (siehe Kasten), zielt auf 
denselben Punkt. Es werdcn ausgewähl­
te, profilable Projekte gefördert. Eine 
eigenständige ..... irtschaftspolitische Aus· 
richtung. die auf den Großteil der Be\'öl­
kerung bezogene E.ntwicklungs-, Sozial· 
und Infrastrukturvorhaben anstrebt, 
wird damit von den Mechanismen der 
internationalen Finanzmärkte boykot­
tiert. finanziert wird lediglich die Orien· 
tierung auf die internationah: Arbeits­
teilung. 
Die neuen Instrumente sind deshalb 



nic h t Anzeichen ein er Entsp annung, 
sondern die nen zusammen mit den lWF· 
Programmen d em Pro ze ß d er Neo kolo· 
nialisierung. Ob erdies m u ß fe stgeh al ten 
werden , dal$ d ie n eue n Schuldenstr at e­
gien abe r au ch rur das Finanzkapital kei · 
n eswegs ein e ih m angem essene Lösu ng 
d er Schuldenkrise d arstellen. Ein e solche 
Interpreta tio n wäre e in Miß vers tändnis. 
Die swaps sind n icht wesen tlich mehr als 
eine Randersc heinung. V iel Brauch b ares 
ergibt sic h n ich t beim Ausschlach ten der 
Dritten Welt. Be i über 1000 l\lrd S Schul· 
d en wird d er gesa m te Sekundärma rkt ruf 
198 7 a u f etwa 14Mrd Sgesc hätzt. 

Der neu este Hinweis au f diese Tatsache 
war da s Ergebnis des Mexiko· Deals Ende 
Fe bruar d .] _: statt d er geplan ten 20 Mrd 
S konn te Mex iko gerad e 3,7 Mrd S in 
Wert p ap iere u m tau schen. Mi t diesen ln­
strumen ten kan n die Schulden krise einer 
Lösung n ich t nähergebracht werden. 
Derweilen änd ert sich bei d en in ternatio­
n alen Institut ionen nich t sehr viel. Auf 
ihrer FTÜ hjahrstagun g Mitte April dJ. in 
Washington haben [WF und Weltba n k 
erneut eine globale Red uzierung der 
Sch ulden a bgelehnt. Die Tendenzen ge­
hen au ch hier in die Richtung auf Förde­
rung der Weltmarktintegra tion. 
So üb erlegt der IW F, ob er neben seiner 
eher kurzfr is tig angelegten Zah lungsbi-

lanzfinanzierung n " ht auch langfr ist i. 
gere sog. Anpassungsprogramme finan ­
z ieren soll . Auf d er Friihjahrst agung be­
schloß der Inter im sausschuß d es IWF , 
e ine neue " Fazili t ät für Eventualfalle" 
(E CM) z u sch affen , um die Durchset­
zung der von ihm verordne ten Anpas· 
sungsprogramme abzusic hern . wenn ein 
Land d u rch plö tz liche Veränd eru ngen 
a u f dem We ltmar kt in Zahlungsschwie­
rigkeiten gerä t. 

A uch die We ltbank will neben ih rer bis· 
h erigen Schwerpunktselzung, der Pro­
jektfinan zicru ng, verstärkt solche Pro­
gram me durch setzen, die in ers ter Linie 
d azu gedach t sind, d ie Infrastru kt ure n 
für e xpor torie n tie rte Wirtschaftspro. 

jek te und fur a usländische Investitionen 
zu schaffe n . Dabei ergibt sich jedoch , 
äh nlich wie b eim privaten Finanzkapital, 
d as Proble m der m angelnden Gelegen ­
hei ten . Bei d er Weltbank ble iben die 
Ausleih ungen weit u n ter d em geplanten 
Niveau , beim [WF best eht derzei t sog-J. r 
d ie Si tuation, da ß die Rückzahlungen d ie 
Neukred itvergabe übersteigen . Deshalb 
will sie jetzt G eschäftsb anken eine spä­
te re T ilgung von Krediten garantien:n, 
wen n diese zur Fimmzierungvon Anpas­
su ngsprogramm en d ien en. 
Die Rolle der lJundesregierung in d er 
Sch uldenkrise lä ßt sich durch den der-

zeitigen Bundesminister rur wirtscha ft­
lich e Z usammena rbeit charakteris ie ren. 
Der CSU·Mann Ha ns Klein schein t alle 
Vo rstellungen \'on Sou veränität oder 
sozialen Verände rungen endgiiltig ad 
aCla gelegt zu habe n und sicht Entwick­
lungshil fe verstärkt unter dem Aspe k t , 
daß sie dazu b eizutragen h abe, d ie Welt 
nach d e n politisch en und wirtschaft­
lich en Wün schen d es hiesigen Ka p itals 
zuz u rich ten. 
Dies mach te Klein in e inem Sp iegel­
Intervie w d eutlich. Au f den Vorwu rf: 
"Sie lIerteiJcn Entwic klungsh ilfe n ach 
po li tischem Gusto , Herr Klei n !"an twor · 
tete er : " Es is t doc h keine Fmge d es 
Westschwenks, sondern einer vernün ft i­
gen Wir15c haftsp o litik ... in d em Sinne, 
sic h stärker marktwirtschaftl ich zu 
orien t ieren .. Ich wünsche m ir nich ts lie­
ber, als in Ango la, r.losambik, in Ä th io· 
pie n, in Nicaragu a Verh ältn isse z u ha­
ben , in d ene n es Sinn macht, staatlich e 
En tw ic klu ngszu sa mme narbei t zu tr ei­
ben.·· 4 

Anmerkungen: 
1) Bank für Inte rnationalen ZahJungsaus' 

gleich, 56. Jahn:~beri ch t, Ba~ 1 1986. S. 
125 ff. 

2) Neue Zürcher Zei tung, Zürich, 19.1 2.1986 
3) W. Be r~r in : Sparkaue, Stuttgart, Nr. 

3f1988, S. 123 
4) Spiegel, Hamburg, 4.1 .1 988 

Ungebremstes Wachstum des Schuldenbergs 
Die Ausbndsschu1den der Entwicklungilindn 
sind nach eintr ersten Sehatzung der Wt' ltbank 
1987 um 6.25% auf 1.190 Mrd $ angewach· 
~n.l Trotz Anpassullg\anstrt'ngungen hat sich 
die Lage der meisten Länder in der Dritten 
Welt st'it 1982 weittT ,'C rschlcchlcrt. In ihrer 
Lagebeurteilung bdiirchlet die Weltbank eine 
.. Periode der Konfrontation zwischen Schuld­
nern und G1aubigern".2 
Fw- Wdtbankdirektor Jean Baneth, der die 
,.World Debt Tabks" in ihrer jüng:;.lcn Auflagt' 
für 1987/88 protsentierle, ist dies eine düstert' 
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Bilanz. Si ... bedeuttt, daß die Schuldnt'r nach 
fiinf Jahren Krisenmanagement noch keine 
signifikanten Forllichrilt"' 1.ur \\'kdemnkurb ... · 
lung ihrer Kreditwürdigkeit gemacht haben. 

Der Nellokapitalfluß. d.h. dk Neukredite, 
minus Amortisationen, in die 109 Berichts· 
länder ging von 66,8 Mrd $ (1982) auf 2~,0 
Mrd $ zunick lodt'r 62,6%1. Besonders drama· 
tisch \edief dieser Trend bei Mn 17 am 
hochilen "crschuldeten Landern, der sog. 
.. Haker·Gruppe", in der Haupt sache Latein· 
amerika, Marokko, Nigeria, Jugoslawien UIld 
die Philippinen: Erhielten sie 1982 noch netto 
34,6 Mrd S ~n frischt'n Krediten, so .\.3nk das 
Darlehcns"olumen bis 1986 auf nur noch 5.2 
Mrd S 3h. Das t'nt~ pri cht einem Rückgang \im 
85%. 

Die Zinslast der Entwicldungsl~nder nahm, 
trotz de i mpidcn Krcdil\c rgabe.t0I'Ps und der 
seil 1981 (18,5% Libor·Salz) um zwei Drittel 
~,unkencn Kreditkostt'n (1986 6% Libor­
Rate)3, um 17,.$%zu ("on 48,9 Mrd $ auf ~5,6 
Mrd $). Die "Raker· Lander" zahlten trotz des 
85%igen Kreditriickriickgangs. nur 2,4% weni­
ger Zin~n als 1982 (80.0 Mrd $ statt 80,8 Mrd' 
$). 4 Der Grund: Die Gesamtvenchuldung d ... r 
Drittt'1I Welt stieg \ '011 1982 bis 1986 um 245 
Mrd $.5 Die "Baker·Gruppe" hatte seit 1981 
einen Schuldcnansti ... g von 105,7 Mn! $ zu 
\'Crzeichnen.6 

Der Netto·Ressourcentransfer zwischen Jlldu' 
slrie- und EntwicklungsHindern wurde erneut 
negativ: Blieben 1982 von den nnto geld· 
steten 66.8 Mrd $ Krediten abziiglich 48,9 Mrd 
S Zinsen lIoch 17.8 Mrd S in den Schuldner· 
ländern, so wurden lie sdt 1988 zu Nettokapi-

talt'xporteuren. 30,6 Mrd $ flossen allein 1986 
in die Gmubigcrhindcr. Der Kapitalcxport dt'r 
.. Baker·Länder" machte dabei allein 24,8 Mrd 
S (oder 81 %) der gcJ3.mt<:n Kapita!abOüsse aus. 
Im Zentrum der internationalen Schuldenkrise 
51ehen nach wie \or die hoch,·eTJchuldctcn 
Lander, die in der Hauptsacht' in Latein­
amerika liegen. Nach einer Ka!kulation der 
CEPAL (UN·WirtschDftskommission fiir 
Lateinamerika und die Karibik) betrug die 
Schuldenhist LaleinamerikllJ !987 rund 410 
Mrd $.7 :"ieu' Krediten "on 37,8 Mrd $ 
(1982-88) standen Zahlungsmiuelabflü\st' 
(Zinsen und Gewinntrander) in I!öhe von 144 
~Ird S gegcnuber. d.h. ein Nettoexport von 
Finanzmitteln von 106,3 Mrd S.8 1987 floucn 
zwischen 3540% der ExpoTl ... r!ö~ d ... s Sub· 
kontinems direkt in den externen Schulden' 
diensl. 9 

Anml"rkungcn: 
1) Vgl. Neue Zürcher Zeitung (NZZ), Zürich, 

20.1.1988 
2) Zit. nach: :-l"ZZ, 20.1. 1988 
3) Vgl. Die Zeit, Hamburg. 5.6.1987 
4) VgI.NZZ.20.1.1988 
5) Vgl. lWf·Tabelie \"On Ende 1986 
6) VgI.DieZeit,5.6. 1987 
7) Vg!. Handelsblatt (IIB). Düsseldorf, 8.2. 

1988 
8) Vg!. Die Drille Welt in Mr Schuldenkrise. 

Ro!1e der BundesrepubHk - Diskussion Uln 
Allernat"'en, 08. von IMSF und ASK. 
Frankfurt /M. 1986, S. 16; vgl. auch: 
CEPAL-Revicw, Nr. 30, I)ezember 1986, 
S.69 

9) Vgl. Frankfurter Rundschau, 1!i.3. 1988 



Peter Imbusch 

Wege aus der Krise 

rrOlesld.mOIlI,,~,ion im HaUp'..,huldncrlond IJra,i1ien s"g.n die Aun.,enpohl,k d<1 IWF 

Seit Ausbruch der Verschuldungs­
kri se macht man sich nicht nur bei 
Gläubigern, Geschäftsbanken, IWF 
und Weltbank Gedanken, wie ihre 
Auswirkungen in den Griff zu be­
kommen sind. Es wurden auch 
we ltweit alternative Vorschläge 
erarbeitet, wie die Krise im Interes· 
se der Dritten Welt gelöst werden 
könnte. 

Diese Ansatze, die in deutiichem Gegen­
satz zum herrschenden Krisenmanage­
ment stehen . Teichen von reformisti­
schen Vorschlagen, e twa der hiesigen 
Sozialdemokratie, bis hin zu radikaleren 
Konzeptionen, wie sie \'011 Fidel Castro. 
den GRUNEN, der Arbeilsgruppc Alter­
native Wirtschartspolitik, dem ASK und 
dem BUKÜ (siehe Dokumentation ) ver· 
treten werden. 
All diesen Konzeptionen ist gemein, daß 
sie einen Großteil der Schulden flir nich t 
rückzahlbar erachten, daß sie keine Um· 
wälzung der vorherrschenden Produk· 
tionsverhältnisse voraussetzen, und daß 
von einer Lösung der Schuldenkrise die 
Menschen in den unteren twickelten und 
industrialisierten Ländern profitieren 
würden - wenn auch in unterschiedli· 
ehern Maße. 
Unterschiede ergeben sich vor allem dar· 
in, wer und inwieweit die Kosten einer 
Lösung tragen soll, wie weit eine Umge­
staltung des Weltwirtschaftssystems ge­
hen muß und wie die Forderungen 

durchgesetzt werden sollen. Schließlich 
unterschieden sich die Konzeptionen 
auch hinsich tlich der Frage, ob sie zu 
einer dauerhaft en Lösung der Verschul­
dungskrise und der Probleme der Unter­
entwicklung beitragen können und in· 
wieweit sie durchsetzbar sind. 
Stellvertretend für sozialdemokratische 
Positionen wird hier der Antrag der 
SPD-Fraktion diskutiert, der am 
8.10.1987 im Bundestag behandelt wur­
de (siehe Dokumentation ).l Er geht da­
von aus, daß die Verschuldung den sozia­
len Fortschritt in den Entwicklungslän­
dern, ihre politische Stabilität und das 
internationale Finanzsystem gefahrdel. 
Um zu einer Lösung der Verschuldungs­
krise zu kommen, hält er einen Schul­
denerlaß fUrdi e am wenigsten entwickel­
ten Länder (v.a. jene südlich der Sahara) 
und eine teilweise Streichung ftir andere 
Entwicklungsländer für notwendig. Die 
verbleibende Auslandsschuld soll umge­
schuldet , die Rückzahlungsfristen ver­
längen und die Zinssätze begrenzt wer­
den. Für den Schuldendienst wird eine 
Obergrenze als Anteil an den Exporter­
Iösen festgesetzt, der bei höchstens 20% 
liegen soll. 

Im Rahmen dieses Konzepts finden auch 
Einzelmaßnahmen wie die übertragung 
von Gläubigerrechten auf nationale Ent­
wicklungsfonds und die Umwandlung 
von Kreditforderungen in Beteiligungen 
ihren Platz. Um eine LÖsung in diesem 

Sinn zu realisieren, hält die SPD eine 
internationale Schuldenkonferenz rur er­
forderlich. 
Schließlich sollen die Schuldner länder 
eine Politik verfolgen. die auf die Erftil­
lungder Grundbedürfnisse der Menschen 
abzielt, und die Gläubigerländer die Ab­
satzehancen von Waren der Entwick· 
lungsländer auf dem Weltmarkt verbes­
sern. Die fo.lÖglich kciten von IWF und 
Weltbank zur Lösung müßten ebenfalls 
verbessert werden (Ausrich tung der Auf­
lagenpolitik an den langfristigen Wachs­
tumsbedingungen, Erhöhung ihrer finan· 
ziellen Ausstattung, Verbesserung des 
Stimmrechts der Entwicklu ngsländer 
U5W.). Die privaten Banken sollen v.a. 
neue Finanzmittel bereitstellen und auf 
Zinsen und Tilgungen teilweise \'erzieh· 
ten. 
Quasi als Sofortprogramm soll die BRD 
öffen tliche Schulden von Fall zu Fall 
erlassen und auf Tilgungsbeträge aus der 
bilateralen finanziellen Zusammenarbeit 
verzichten. Schließlich sollen durch Ein· 
Sp'arungen im Verteidigungshaushalt I 
Mrd DM der Weltbankt ochter Inter­
nationale Entwickluogsorganisation 
(IDA) zur Verfügung gestellt werden, bis 
ein " Internationaler Sonderfonds" für 
durch Abrüstung in Ost und West frei­
werdende r.tittel eingerichtet ist. 
Was hier zunächst wie ein Ansatz zur 
Veränderung aussieht, erweist sich bei 
näherem Hinsehen als Beitrag zur Stabili­
sieru ng der beklagten Verhältnisse. Die 
Ursachen der Versehuldungskrise wer­
den nicht benannt und fo lglich fehlen 
auch Forderungen nach einer grundle· 
genden Umgestaltung der Wehwirt­
schaftsordmmg. Der Antrag sieht allen­
falls eine Reihe von wünschenswerten 
Reformen des Wdtwirlschaftssystems 

Der SPD-Vorschlag 
kann allenfalls e ine 

Erleichterung der Krise zur 
Folge haben, ist aber 
le ichter durchse tzbar 

vor, die die Hauptproblemejedoch nicht 
beseitigen kÖnnen. Die Notwendigkeit 
der Rückzahlung der Schulden wird an ­
erkannt, nur soll sie unter günstigeren 
Bedingungen erfolgen. 

Besonders deutlich wird die Ablehnung 
einer Umstrukturierung der Bcziehun-
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gen zwischen Dritter Welt und Metropo­
len auch an Vorschlägen wie der übertra­
gung von Gläubigerrechten und debt­
cquity-swaps, die tendenziell auf den 
Ausverkauf der Dritten Welt hinauslau­
fen_ 
Auch die Begrenzung des Schuldendien­
stes auf 20% der Exporterlöse ist nicht 
unbedingt im Interesse der Entwick­
lungsländer_ Viele Länder sind nicht ein­
mal in der Lage dies aufzubringen. Da die 
SPD aber auch die von den Gläubigern 
diktierte Exportorientierung nicht in 
Frage stellt, ergibt sich ein weiteres Pro· 
blem. Damit der Anteil von 20% r~al 
möglichst hoch ausfä ll t, dürften IWF 
und Gläubiger mit allen Mitteln die Welt­
marktintegration und damit den Export 
der Entwicklungsländer fördern. Damit 
könnte eine stärkere Binnenorientierung 
verhindert werden. 
Dementsprechend sieht der Antrag bei 
den flankierenden Maßnahmen vor, daß 
die Industrieländer den Welthandel be· 
leben sollen und daß die Banken neue 
Mittel bereitstellen, um der Dritten Welt 
zunächst einmal wieder auf die Füße zu 
helfen. 
Eine von der SPD geforderte alternative 
Auflagenpolitik von IWF und Weltbank, 
die auf der Umgestaltung der Wirtschaft 
nach demokratischen, sozialen oder öko­
logischen Kriterien beruht, mag zwar 
vom Ziel her unterstützenswert sein, von 
den Methoden her ist sie jedoch frag. 
würdig. 2 Warum sollten jWF und Welt­
bank, die von den westlichen Industrie­
ländern beherrscht werden, plötzlich 
eine völlige Umkehr der \'on ihnen in der 
Vergangenheit vertretenen Programme 
vollziehen? Die Voraussetzung hierfür 
wäre eine Veränderung des Stimm rech ts 
in diesen Organisationen nach dem Prin­
zip "Ein Land - eine Stimme·'. Die SPD 
fordert aber lediglich eine Verbesserung 
des Stimmrechts - was immer das 
heißen m[).g. 
Wenn aber der äußere Druck auf diese 
Institutionen ausreicht, um das Stimm­
recht zu verändern und urn sie zum Ein­
geständnis des Bankrotts ihrer Politik ZU 
bewegen, müßte man skh allerdings fra­
gen, warum dann nicht auch die Chance 
zur Veränderung weltwirtschaftlicher 
Strukturen genutzt werden soll, anstall 
skh mit immanenten Reformen zufrie­
den zu geben. 
Zudem wirft auch eine alternative Kon­
ditionalität das Problem auf, daß in die 
Souveränität eines Staates eingegriffen 
wird. Selbst die auf den ersten Blick sinn· 
\·olle Aunage, den Rüstungshaushalt zu 
begrenzen, kann sich in ihr Gegenteil 
verkehren, wenn dies etwa von Nicara· 
gua gefordert wird. 
Gerade, weil der SPD-Vorschlag keine 
grundlegenden Reformen verlangt, be· 
sitzt er größere Durchsetzungschancen 
als die folgenden Vouchläge. Er hat reale 
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Anknüpfungspunkte mit Kom:eptionen 
aus dem Schuldnerlager, die angesichts 
der Krise der Drillen Welt ihre Export­
chancen schwinden sehen. Dadurch 
können Widersprüche im herrschenden 
Krisenmanagement ausgenutzt werden, 
da es bisher nicht gelungen ist, die Lage 
in den Griffzu bekommen. 
Geringere Durchsetzungschancen dürfte 
bereits der Vorschlag von WiJhelm Han­
kcl, ehemaliger Chef der Hessischen Lan­
desbank und keynesianischer Währungs· 
spezialist. haben. 3 Er setZ! sich für eine 
Streichung der Schulden ein. Seine 
Grundliberlegung ist, daß Auslandsschul­
den real immer nur aus Exportüberschüs­
sen getilgt werden können. Ein Schul· 
dendienst im derzeitigen Ausmaß muß 
bei Gläubigerländern Beschäftigungs­
ruckgänge zur Folge haben. Eine Schul­
dentilgung sei aus volks· und we!twirt­
schaft lichen Gründen nicht zu veran t-
wOrlen. 
Nach I-l ankc\ müssen die Kredite, die die 
Dritte Welt erhalten hat, als das begriffen 
werden, was sie ihrer Funktion nach 
sind, nämlich Entwicklungshilfe. Daher 

Die Forderung nach 
Schuldc nstTc ichung ist für 

die GRüNEN der erste Schritt für 
den Einstieg in eine Neue 
Weltwirtschaftsordnung 

sollte der Schuldendienst für eine gewis· 
se Zeit von deli Entwicklungshilfebud­
gelS der Industrieländer übernommen 
werden. Außerdem sollen die Banken 
auf die Eintreibung der Schulden ver­
zichten, die sie bereits abgeschrieben 
haben. Hanke! beziffert die damit er· 
reichbare jährliche Entschuldung auf je. 
weils 50 1\lrd S. 
Die Schulden sollen nicht erlassen wer· 
den. Vielmehr 5011 der Schuldendienst in 
einheimischer Währung an die eigene Re· 
gierung bzw. deren Entwicklungsbank in 
einen national.cn "Gegenwertfonds" ein· 
gebrach t werden. 
Die Gegenwertfonds könnten die Grund­
lage für einen funktionsfähigen nationa­
len Kapitalmarkt bilden und die finan· 
zielle Abhängigkeit der Entwicklungs­
länder \'erringern. Ein "Lemschock" der 
Dritten Welt würde eine zukünftige Wie­
derholung der Verschuldungs krise ver­
hindern. 
Etwas spärlich erscheinen hier die Maß­
nahmen zur zukünftigen Verhinderung 
von Verschu ldungskrisen. Hankel hat je. 
doch an anderer Stelle auch für eine 
stärkere Kontrolle der Eurogeldmärkte 
und damit der Aktivitäten der trans­
nationalen Banken plädiert. 
Ob es tatsächlich so etwas wie einen 
Lernschock gegeben hat, der zur freiwil­
ligen Begrenzung der Kreditaufnahrne 

fUhrt, kann trefflich bezweifelt werden, 
da diejenigen, die über Entwicklungs· 
pfade und Wirtschaftsprozesse entschei­
den, nicht Leidtragende im eigentlichen 
Sinne sind bzw. waren. Sicht man mal 
vom Plädoyer gegen eine exportorien­
tier te Entwicklung ab, kommen Vor­
schläge für eine Reform der Weltwirt· 
schaft in Richtung auf eine Neue Inter· 
nat ionale Wirtschaftsordnung (N IWO), 
die wahrscheinlich ein weit effektiveres 
Millel zur zukünftigen Verhinderung 
von Verschuldungs krisen wären als eine 
freiwillige ScJbstbeschränkung, zu kurz. 

Bleibt als reale Entlastung nur der Ver· 
zieht der Banken auf die Forderungen, 
die sie bereits abgeschrieben haben. Die· 
se werden sich dann in Zukunft hüten , 
weitere Forderungen abzuschreiben, zu­
mal die Ent ..... ieklungshilfe den Schulden· 
dienst übernehmen soll. Konkret heißt 
dies, daß die Dritte Welt keine Entwick· 
lungshilfe mehr erhält, dafür aber den 
gesamten Schu ldcndienst, den sie ohne­
hin nicht aufbringen kann, für die eigene 
En t wicklung verwendet. 
Was die Folgen einer Schuldenrückzah· 
lung angeht, \'ertritt die Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik (Memo­
Gruppe) ähnliche Positionen, wobei ihre 
Lösungsvorschläge jedoch weit realisti· 
scher erscheinen (siehe Dokumenta· 
tion).4 Sie geht davon aus, daß die Schul· 
den nicht zu bedienen sind, da diesjähr. 
liehe Leistungsbilanzüberschüsse in 
Höhe von 160 Mrd S erfordern würde, 
denen gleich hohe Defizite in den Indu­
strie1ändern gegenüber stehen würden. 
Dies würde die Entwicklung der Dritten 
Welt hemmen und hierzulande beschäfti· 
gungs- und wachstumsdämpfend wirken. 
Gegenüber den gegenwärtigen Fall·zu­
Fall-Lösungen schlägt die Memo·Gruppe 
eine multilaterale Regelung der Schul· 
den krise vor, die in ein international aus­
gehandeltes Gesallltkonzept eingebettet 
wird, das mindestens die fo lgenden 
Punkte ulllfaßt : Die öffentlich vergebe­
nen Kredite werden weitgehend gestri. 
ehen, wobei die Kosten die Entwick­
lungshilfeetats der Gläubigerländer zu 
tragen hätten. Im Gegensatz zum Han­
kel·Vorschlag sollen diese jedoch ent­
sprechend aufgestoc kt werden. 
Die Entschuldung privater Kredite wird 



von einer neu einzurichtenden inter­
nationalen Organisation übernommen. 
Diese Organisation würde die Forderun­
gen der Privatbanken mit einem Ab­
schlag von 50% erwerben. Die Refinan­
zierung der Bankforderungen erfolgt 
durch Wertpapiere, die in Form unver­
zinslicher Zwangsanleihen durch jene 
Personen und Unternehmen in den Ent­
wicklungsländern erworben werden 
müssen, welche Auslandsvermögen in 
den Gläubigerländern halten. Die be­
trächtlichen Kapitalfluchtgelder sollen 
vorrangig zur Lösung der Verschuldungs­
krise eingesetzt werden. 
Durch diese Maßnahmen würden die 
Schulden auf e twa 240 Mrd S und der 
Schuldendienst auf ca. 24 Mrd Sjährlich 
verringert werden. Die Teilnahme an die­
sem Entschuldungsplan soll erst möglich 
sein, wenn vom betreffenden Land die 
UN-Menschenrechtscharta eingehalten 
wird. 
Die Reduzierung des Schuldendienstes 
stellt nach Meinung der Memo-Gruppe 
zwar für die Lösung der Krise eine not­
wendige, aber keine hinreichende Bedin­
gung dar, da damit zukünftigen Ver­
schuldungskrisen keineswegs vorgebeugt 
würde. Dafür müssen die hohen Lei­
stungsbilanzüberschüsse einiger Indu­
strieJänder abgebaut und die internatio­
nalen Währungs- und Finanzbeziehun­
gen neu reguliert werden, um zu r;iner 
Stabilisierung der Rohstoff- und Agrar­
preise zu kommen. 
Der auch weiterhin hohe Bedarf an 
neuen Krediten für den Aufbau eines 
Investitionsg(itersektors soll ausschließ­
lich aus öffentlichen Quellen stammen. 
Projekt bezogene Auflagen, die eine sinn· 
volle investive bzw .. soziale Verwendung 
der Kredite sicherstellen, sollen zusam­
men mit demokratischen Institutionen 
des Schuldnerlandes erarbeitet werden. 
Obwohl dieses Konzept sicherlich die 
Schulden krise und auch die Entwick­
lungsprobleme einer Lösung näher brin­
gen würde, bleiben einige J--ragen offen. 
Der Vorschlag enthält keine Hinweise 
darauf. wie die Forderungen durchge­
setzt werden können. Außerdem wird 
nicht erklärt, wie die Aufstockung der 
Entwicklungshilfeetats zur Bedienung 
der öffentlichen Schulden finanziert 
werden so ll. 
Problematisch sind aber auch einige dar­
in enthaltene Punkte. Dazu gehört die 
Koppelung von Teilnahme am Entschul­
dungsplan und Einhaltung der UN­
Menschenrechtscharta. Natürlich wäre 
die Einhaltung der Menschenrechte 
durch Dritte-Welt-Regierungen ein gro­
ßer Fortschritl. Doch wer soll bewerten, 
welches Entwicklungsland bis zu wei­
chem Grad die UN-Charta eingehalten 
hat? 
Diese Art von Koppelung weist einen 
weiteren Mangel auf. Sie beinhaltet 

nämlich die Drohung, die zur Not auch 
wahrgemacht werden müßte, die Ent­
wicklungsländer nicht am En!Schul· 
dungsplan teilnehmen zu lassen und auf 
die Schuldenstreichungen zu v.erzichlen. 
Dem liegt offensichtlich die falsche Vor­
stellung zugrunde, daS die Nichtgewäh. 
rung der Streichung die herrschenden 
Klassen selbst treffe. Da aber die Kosten 
von Anpassung und Krise auf die Bevöl­
kerung überwälzbar sind, würden sich 
deren Lebcnsbedingungen weiter ver­
schlechtern. Damit hätte sich der huma­
nistische Anspruch dieses Konzepts in 
sein Gegenteil verkehrt. 5 

Die Entscheidung, ob ein Land von der 
Entschuldung ausgenommen wird, sollte 
deshalb den dort lebenden Menschen 
und ihren demokratischen Organisatio­
nen vorbehalten werden. Nur in Fällen 
wie Südafrika, wo die Opposition ein­
deutig Wirtschaftssanktionen fordert. 
solhe auf eine Schuldenstreichung ver­
zichtet werden. 
Um zu verhindern, daß volksfeindliche 
Regimes in der Dritten Welt von einer 
Entschuldung profitieren, wäre es sinn­
voller, die Befreiungskräfte in den jewei­
ligen Ländern stärker zu unterstützen, 
wie dies etwa von den GRüNEN vorge­
schlagen wird. 7 

In einem Antrag. den sie dem Bundestag 
unterbreitet haben, plädieren sie für eine 
umfassende Streichung der Schulden, da 
diese zu einer überlebensfrage für breite 
Schichten der Bevölkerung geworden 
sei. Zielpunkt rur eine alternative Lö­
sungsstrategie ist hier die Befriedigung 
der Grundbedürfnisse der armen Schich­
ten. 

Um Alternativen zum 
herrschenden Schuldenmanage­
ment durchzusetzen, ist auch in 

den Metropolen eine breite 
Mobilisierung notwendig 

Die Streichung der Schulden sei fl.ir die 
Banken über ihre hohen Gewinne und 
Abschreibungen finanzierbar. Falls der 
Staat einspringen muß, soll dies nur 
gegen die Überlassung von Kontroll· und 
Eigentumsrechten durch die Banken ge­
schehen. Die öffentliche Hand könnte 
die Streichung durch entsprechende 
Kürzungen im Rüstungsbudget leicht 
verkraften. 
Diese Forderung bedeutet nach Ansicht 
des grünen Abgeordneten Ludger Voll­
mer (siehe Dokumentation) nur eine 
Chance, nicht aber die Gewißheit, daß 
sich nach der Überwindung der Krise 
eine grundbedürfnis- und binnenmarkt­
orientierte Art des Wirtschaftens durch· 
setzt. 7 Zum anderen ziele der Vorschlag 
zunächst auf die überwindung einer be­
sondcren Art internationaler Ausbeu-

\Ung - des finanzpolitiichen Neoko lo­
nialismus - ab. 
Unberührt bleiben die "normalen" kapi­
talistischen Ausbeutungsformen. Fürdie 
GRüNEN ist deshalb die Schuldenstrei­
chung ein stra tegischer Ansatzpunkt zur 
Veränderung weltwirtschaftlicher Struk­
turen in Richtung auf eine Neue Welt­
wirtschaftsordnung. 
"Die Schulden", so Vollmer, "soUen 
(also) global nach einem einheitlichen 
Muster umfassend gestrichen werden, 
wobei länderspezifische Varianten 
möglich sein sollen." Der globale Ansatz 
bedeutet nach seiner Ansicht immanent, 
daß die von den Industrieländem kon­
trollierte Weltwirtschaft nachteilig für 
alle Entwicklungsländer ist. Durch die 
umfassende Schuldenstreichung wendet 
er sic h gleichztitig gegen die herrschende 
Methode, erst dann Zugeständnisse zu 
machen, wenn alle Erpressungsmetho· 
den ausgereizt sind. Er setzt somit die 
Notwendigkeit der Streichung eines 
Großteils der Schulden voraus. Die Strei· 
chung bildet die Ausgangsprämisse von 
Verhandlungen, der sich andere Eie· 
mente flankierend bei- und unterordnen. 
Bei der Streichungder Schulden soll aber 
ein politisch festzulegender Restbetrag 
offenbleiben, der nicht ohne weiteres 
mitgestrichen wird. Dieser Punkt zielt 
auf die Mitschuld zahlreicher Dritte· 
Welt-Regierungen an der Verschärfung 
der Krise. 
Vordringlich für eine solche Lösungs­
Strategie erscheinen den GRüNEN ein 
sofortiges Moratorium. eine internatio· 
nale Entschuldungskonferenz, die unter 
gleichberechtigter Teilnahme die Moda­
litäten rur eine Streichung festlegt. eine 
Reform des IWF hin zum Prinzip "ein 
Land - eine Stimme" und die Dezentra­
lisierung der Weltbank. Beide sollen 
schließlich einen eigenständigen bin· 
nenorientierten Entwicklungsweg [ör· 
dern. 8 

Die Strategie beinhaltet laut Vollmer die 
Umkehr der Entwicklungsrichtung von 
maximaler Weltmarktintegration hin zu 
einer Binnenmarktorientierung und zu 
regionaler wirtschaftlicher Integration. 
Die zum Aufbau einer tragfähigen Indu­
striestruktur benötigten externen Mittel 
wären geringer als heute, da ein Teil des 
Schulden dienstes investiert werden 
könnte. Der Rest müßle als Kompen­
sation für die jahrhundertelange Ausbeu­
tung aus den Industrieländern kommen. 
Die Mittel könnten durch Abrüslung 
leicht finanziert werden. 
Ob eine Schuldenstreichung durchge­
setzt werden kann und die sich daraus 
ergebenden Chancen für die Befriedi· 
gung der Bedürfnisse der Menschen in 
der Dritten Welt und für eine NIWO ge­
nutzt werden können, hängl laut Voll· 
mer von den Kräfteverhältnissen in den 
Entwicklungs· und Industrieländern und 
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denen auf in ternationaler Ebene ab. 
VolJmer, der es versteht, seine Forde­
rung nach globaler Schuldenstreichung 
gegen Kritik von rechts und links zu ver­
teidigen, und der die Notwendigkeit des 
Zusammenwirkens der Oppositionskräf­
te weltweit betont, .versäumt es jedoch, 
genauer den Nutzen herauszuarbeiten, 
den die Mens~hen in den Metropolen von 
einer Schuldenstreichung haben. Dies ist 
notwendig, um breitere Kreise für den 
Kampf gegen die jetzige Verschuldungs· 
polit ik zu gewinnen. 

Obwohl der kuba nische Staatschef Fidel 
Castro bei seinen Vorschlägen zur Lö­
sung der Verschuldungs krise von den In­
teressen der Dritten Welt ausgeht, hat er 
zwei wichtige Punkte ausgemacht, wieso 
eine umfassende Schuldenstreichung 
auch im In teresse der Einwohner der 
Metropolen ist (siehe Dokumentation). 9 

Durch ihre Finanzierung über den Rü­
stu ngshaushalt würde der Frieden siche­
rer. Außerdem würden dann die Importe 
der Dritten Welt steigen und damit Ar· 

beitsplätle in den entwickelten Ländern 
gesichert. 
Castro hat nachgewiesen, daß die Bedie­
nung der Schulden der Dritten Welt 
schon rechnerisch und ökonomisch un­
möglich ist. Sie VOll ihren hauptsäch­
lichen Entstehungsmomenten her zu 
legitimieren und ihre Einueibung durch 
die Gläubigerländer sei nicht zuletzt 
völlig unmoralisch, da dies das Elend 
breiter Bevölkerungsschichten in der 
Dritten Welt vergrößern würde. Die 
Rückzahlung der Schulden beinhalte ei­
nen mehrjährigen einseitigen Ressour­
centransfer aus den Entwicklungslän­
dern in die kapitalistischen Industrielän­
der, der negative Auswirkungen auf den 
Welthandel haben müsse. 
Castro unterteilt die Schulden in einen 
legitimen Betrag und einen - weit grö­
ßeren - nicht zu legitimierenden "Zu· 
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schlag". Dieser nichtlegitime Schulden­
antei l beziffert den durch Wucherzinsen 
entstandenen Zuwachs sowie den durch 
die künstliche Aufwertung des Dollar 
hervorgerufenen Teil. Eine globale Neu­
verhandlu ng der Schulden au f Regie­
rungsebene - womit der politische Cha­
rakter der Verschuldungskrise herausge· 
strichen wird - muß dahingehend ge­
führt werden, daß ersterer bezahlt, letZ­
terer annuUiert wird. 

Nach Castro müßten und könnten die 
Verluste nicht nur aus Rücklagen und 
Gewinnen der Banken finanziert wer­
den, ohne daß das internationale Finanz­
system in Mitleidenschaft gezogen 
würde, sondern auch durch eine Kürzung 
der Militärausgaben um 12%. Damit 
würde zudem die Grundlage flir eine 
neue internationale Entspannungsphase 
geschaffen. Mittel- und langfristig müßte 
eine neue, gerechtere Weltwirtschafts­
ordnung geschaffen werden, damit nicht 
die alten Verschuldungsmechanismen 
wieder einsetzten. Ebenso wie bei Voll· 
mer soll in einer NIWO der lWF beibehal­
ten, jedoch grundlegend reformiert wer· 
den. 
Ob der von Castro vorgeschlagene Weg 
durchsetzbar ist, (dies gilt rur die Vor­
schläge der Memo-Gruppe und der 
GRüNEN), hängt nicht nur von den in­
ternen Kräfteverhältnissen in den Ent­
wicklungsländern selbst und der breiten 
Mobilisierung für eine alternative Wirt· 
schaftspolitik ab. Es hängt auch ab von 
der Vereinheitlichung der Lösungsyor. 
stellungen unter den einzelnen Entwick­
lungsländern. 
Schließlich müßte sich eine solche Stra­
tegie zwischen imperialistische Wider­
spruche und Differenzen, wie sie etwa 
zwischen US- und europäischen Kapi­
talen bestehen, zunutze machen. Nicht 
zuletzt hat dieser Vorschlag eine welt­
polit ische Dimension. Er erfordert 
nämlich die globale Verringerung von 
Vernichtungskapazitäten, die ein erster 
Schritt zu e iner vollständigen Abrüstung 
in Ost und West darstellen könnte. lO 

Vorschläge wie die von Castro, Vollmer 
und teilweise auch der Memo-Gruppe 
sehen in einer radikalen Entschuldung, 
die vor allem auf Kosten der Banken und 
der Rüstungshaushalte gehen soll, den 
Einstieg in eine Neue Weltwirtschafts­
ordnung. Die Perspektive ist ein Kapita­
lismus, der ohne Neokolonialismus aus­
kommen müßte. Aus diesen Gründen 

.sind sie auch schwer durchsetzbar, ob­
wohl sie unabdingbar sind rur eine Lö­
sung der Verschuldungskrise. 
Nicht nu..T hier, sondern auch in den 
Ländern der Dritten Welt müßten die 
Bewegungen, die für eine solche Perspek­
tive eintreten, eine weit größere Kraft 
erlangen. So wird z.B. zwar in Latein­
ameri ka die Forderung nach Schulden-

streichung und Ablehnung der IWF­
Politik von Linksparteien und Gewerk­
schaften und anderen Massenorganisa­
tionen erhoben, jedoch hat deren Kraft 
bisher nicht ausgereicht, ihre jeweiligen 
Regierungen zu kollektiver Gegenwehr 
zu drängen. Zwischenlösungen, wie sie 
etwa in Peru praktiziert oder von der 
SPD vorgeschlagen werden, haben somit 
größere Realisierungschancen. 
Aber auch sie werden nur durchzusetzen 
sein, wenn hier entsprechender Druck 
ausgeübt wird und die Gegenkräfte in der 
Dritten Welt unterstützt werden. Dazu 
ist es jedoch notwendig, daß unter­
schiedliche soziale Bewegungen - Ge­
werkschaften, Friedensbewegung, Öko­
logie-, Frauen- und Solidaritätsbewe­
gung - stärker zusammenarbeiten. Vor­
aussetzung ist, daß die Betroffenheit der 
Metropolen durch die Schulden krise und 
die Vorteile, die sich bei einer Lösung 
ergeben würden, genauer analysiert wer­
den. Die verschiedenen Lösungsvor­
schläge kranken vor allem daran, daß 
bisher kaum Analysen über die Zusam­
menhänge zwischen ökologischer Zer­
störung und Verschuldung, zwischen 
Abrüstung und Entschuldung sowie über 
die Auswirkungen einer Schuldenstrei­
chung auf die Entwicklungsländer und 
die !\tetropolen vorliegen. 
Eine Präzisierung der a lternativen Kon· 
zepte in diesen Punkten könnte zur 
Stärkung und Vereinheitlichung der Be­
wegung gegen die Verschuldungs- und 
IWF -Politik beitragen. 
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Dokumentation 

Alternativen zur Schuldenkrise 
Wllhelm Hankel 

Die Entwicklungshilfe soll 
den Schuldendienst übernehmen 

te Welt hat emen I..emschock erlebt. Außer· 
dem gehört zu dem Modell der Enuchuldung 
neben der GegenwertbildWlg noch ein zweites 
Element: Die Drine Welt müßte als Gegenlei· 
stung daftir. daß ihr die Schulden abgenommen 
werden, bereit sein, ihren Schuldenstand 
kunfligzu begrenzen. 
Das i~t die Lehre aus der S<:huldenkrise. und 
ich meine, daß die Dritte Welt heute mehr 
Verständnis hat fiir eine solche Kontrollbe­
nimmungals vor der Krise. Dr. Wilhelm Hankel, ehemaliger Präsi­

dent der Hessisc hen Landcsbank , hat ei­
nen Vorschlag :wr Lösung der Schulden­
krise: unterbreitet, der im wcscnllichcn 
eine Entschuldung über den Entwiek­
lungshilfehaushalt unci die Abschreibun­
gen der Banken vorsicht. 1m folgenden 
Interview erläu tert er sein Ko nzept. 

fRAGE: Über 1000 Milliarden Dollar AU5-
landsschulden der Drincn Weh, eine Eins mit 
zwölf Nullen, einfach streichen - wie kann da, 
im In teresse der Gläubiger länder liegen? 
W. " ANKEL: Das ist eine IoChr ein fache Ober­
lc:gung, die noch nicht einmal vieL mit Selbst­
Insigkcit zu tun haI. Man muß sich nur an die 
ökonomischen Gi:l;etze erinnern. 
Schulde" von Nation zu Nation l,usen sich nur 
über ExportUbcrschiisse tilgen. Wenn jet:u von 
der Dritten Welt in unvorncUbarem Maße 
Schuldendienst verlangt wird. heißt du: Sie 
soll Ellportüberschiissc in dieloCr Höhe enido:n. 
Wenn wir darauf beharren. daß die Dritte Welt 
ihre Schulden bezahlt. mußten wir nicht nur 
auf eigene Exportuberschüsse \enichten, son­
dern auch auf Arbeitsplätze in allen Produk­
tiombereichen, in denen die Dritte Welt liefern 
kann oder könnte. ( ... ) 
FRAGE: Wenn die Dritte Welt die SchulMn 
nicht begleicht - wer ubernimmt die gigan. 
ti$che Zeche? 
W. HANKEL: Ich habe vorgt,chlagen,daßdie 
öffentliche Entwicklungshilfe für eine be­
~nzte Zeit den Schuldendienst übernimmt, 
statt immer neue Projckte in den Sand der 
Entwicklung,länder zu sctz.en. was ja doch so 
etwas .... ie Industridörderung für die Erste 
Welt darstellt. 
FRAGE: Dadurch würden die Außenstände 
der Banken eot einmal wieder sicher. 
W. HANKEL: Das hälte nicht nur segensreiche 
folgen für die Bankwelt, sondern auch für die 
Weltwiruchaft. Die in den internationalen Zin­
sen verpackten Risikozuichliige fielen weg, 
und wir hätten mit einem Schlag die Möglich­
keit, du Weltzimniveau zu senken. 
fRAGE: Und die Banken sollen ungeschoren 
aus dem VQn ihnen mit ve rursachten Desaster 
hervorgehen? 
W. HANKEL: Wenn die Entwicklungshilfe auf 
diese Weise zu einer Art flil fe rurdie Gläubiger· 
banken wird, dann sollen die dafür auch etwu 
zahlen, und zwar minde5lens diejenigen Kre­
dite, die sie bereits abgeschrieben haben. Viele 
Banken - be50ndeu in Deuttchland - schrei­
ben ja notlcidende Kredite an die Dritte Welt 
~u Luten dei Fiskus, also der SteuenahJer, 
ab. ( ... ) 
FRAGE: Würden die so beschafften Mittclzur 
Enl5chuldungder Dritteil Wdt ausreichen? 
W. HANKEL: Die Wdtentwicklungshilfe hat 
sei l Jahren ziemlich kOßlitant cin Nominal­
volumen von etwa 50 Milliarden Dollar. Wenn 
ich duu noch einma.l50 Milliarden nehme, die 

die Banken aus ihren abgeschriebenen, also 
bereil5 "011 finanzierten Forderungen ein· 
schießen. kämen wir auf ein ganz beachtliches 
Ent$chuldungsprogramm mit einem Jahre,· 
volumen von 100 Milliarden Dollar. Du deckt 
ziemlich gc:nau den Schuldendienst, den die 
Dritte Weh inzwischen allein bei den Prh~t­
banken zu leisten haI. 
}' RAGE: Wenn die Entwicklungshilfe voll in 
den Schuldendienst nÖ$se, wäre die Dritte 
Welt zwar entlastet. Aber neues Geld käme 
dort dann nicht mehr an. 
W. HANKEL: Um hier einen Ersatz ~u schaf· 
fen, habe ich \'org~chlagen, nach dem Muster 
des MarmaU-Plans zu ,-erfahren, der ja ein her· 
vorragendes Modell zum Wiederaufbau Euro· 
pas nach dem Zwei ten Wehkriegwar. 
Dal heißt: Die Entwicklungshilfe soll den 
Devi5entrander an die Banken übernehmen, 
aber der Schuldner im Entwicklungsland, der 
früher irgendwann den Kredit erhalten hat, soll 
seine Schulden nicht erlauen bekommen. Er 
soU Zins und Tilgung nur nicht mehr an die 
Gläubigerbank im Ausland zahlen, sondern an 
die eigene Regierung oder deren Entwicklungs­
ban!~. 
FRAGE: Was soll mit diesem Geld geschehen? 
W. HANKEL: Damit ließen sich nationale Ent­
wicklungsbudgets speisen, aUI denen die Re­
gierungen der Dritten Welt eine in inländischer 
Währung finanzierte AufbaU3rbeii leinen 
könnten. ( ... ) 
FRAGE: Die en tschuldeten Länder waren wie· 
der kreditwiirdig. Wie wollen Sie sichenteIlen, 
daß dann nicht alles von vom beginnt? 

W. HANKEL: Dieses -alte Schuldenspiel darf 
sich nie wiederholen. Aber ich glaube, die Drit· 

fRAGE: Ihr Ent.schuldungsmodell wurde be· 
deuten, daß die meisten Entwicklungsliinder 
eine rollig andere Entwicklungs· und Wirl' 
Khaftspolitik betreihen mußten. als tl heute 
mit Hilfe und auch ;luf Druck des Weslens 
gtschleht. 
W. HANKEL: Ja, ich .... iJ.rde sagen: eine 
wesentlich "ern(inftigere Politik. Denn da· 
durch, daß die Entwicklungshilfe in De"isen 
gegeben wurde, ist in fast allen Entwicklungs· 
ländern ein Drall zu devisenaufwendigen Inve· 
stitionen entstanden. 

E1 in sehr fraglich, ob das richtig und vernünf­
tig war. Es war schon immer falsch zu glauben. 
daß Entwicklung mh Weltmarktißlcgration 
beginne. Unsere eigene Entwicklung zeigt . daß 
keines der heutigen IndustrieHinder sich \'om 
Export her entwickelt hat. Alle haben erst 
einmal Binnenwirl$chaften aufbauen mussen. 
Ern als unsere Binnenproduktion großer wur­
de. als wir selbst zu Hause aufnehmen konn· 
ten, wurden wir zu EXptlrtnalionen. 
In der Drillen Welt ~crhäh e5 sich kein biSchen 
anden. Sie muß sich von innen her entwickeln. 
$Ie mnß leistungsfähige Binnenmärk.te auf­
blluen. Und sie dllrf auch nicht durch die 
Schuldenkrise duu gezwungen werden. Ex­
pQrtlibenchiisse zu ma(hen. Eigentlich 51eht 
dahinler etwas gaß2: Schreckliehn, nämlich 
der Zugriff auf die Ressourcen der Drillen 
Welt, die ihr durch die herflehende Sehulden­
dienst-Philosophie weggenommen und den 
Kredilgläubigem nutzbar gt'macht wer­
den. ( ... ) 
(Quelle: Der Gcwcrhchaftcr. Ko tn. Nr. 
JO/ 1987) 

ArbeItsgNPpe A1tematlve Wirtschaftspolitik 

Wege zur Lösung der 
internationalen Schulden krise 

In ihrem diesjährigen Memorandum '88 
unterbreite t die Arbeitsgruppe Alter­
native Wir tschaftspolitik auch ei nen 
Vorsc hlag zur Lösung der Schuldenkrise. 
Wif dokumentieren den cnupr«htnden 
Abschnitt (Nr. 9) der Kurdassung des 
l\.1emorandums. 

Dringend erforderl ich ist eine Initiative der 
Bundesrepublik zur Lösung der internatio­
nalen S<:hu!denkri,e. Eine vol!ständigo: Bedie­
nung der Ausland!ISChulden durch die hochver· 
~ebuldelen Entwicklungslander ilt nichl zu er­
wanen und würde die Weltwirtschaft aut' lange 
Sicht belasten. 

Die Entwicklungl ilndcr müßten hier~u jähr­
liche Leistungsbitanzlibersehüue von ca. 160 
Mrd US·Dollar enielen. Ein lolcher Reuour­
ct:nabnuß ans den SchuldnrrLändem. wie er 
durch die Auflagenpolitik dei Internationalen 
Währungsfonds gegenwärtig enwungen wird. 
ist sodal nicht vertretbar und aus emwiek­
iUTlgspolilischeI Sicht absurd. Während in deli 
hochentwickelten Industricfundern Expon­
ilbenchusse einkommem- und beschaftigungl' 
fördernd wirken, behindern sie in den Ent· 
wicklungsländern den F.nt,,·icklungsprouß. 
Statt die knappen Produktionskapa~itäten 
und das relaliv go:ringe Potential qualifizierter 
Arbeitskräfte fiir den Ausbau der nationalen 
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Produktions- und Infra~lruklUr und Hir die 
Verbesserung der inneren Güten'<:rsorgung 
nuteten 7-U können, müßten diese Länder ihre 
Waren auf übermUten Märkten in den Indu­
strielandern verschleudern und den !X\'isen­
erlös an die Gläuhig.:=rbanken abführen. 
Umgekehrt müßten die Gläubigerländer über 
Jahrzehnte hohe wachstum!idämpfende Im­
portubenchüssc im !Iandel mit den Entwick­
lungsländern hinnehmen, bei gleichzeitig uno 
ausgelasteten Produktiomkapazitäten im In· 
nern. Große Teile der Weh würden mit dieser 
Strategie der wirtschaftlichen Stagnation und 
sozialen Verelendung preisgeben. Dies häne 
"erheerende Wirkungen für die wirtschaftliche 
und politische Stabilitat der Weltwirtschaft 
und bedeutete eine langfristige Hypothek für 
den Welthandel. 
Eint' Rückzahlung und Bedienung der Schul· 
den wäre somit zum N~ehteil sowohl der 
Schuldner· a1l auch der Gläubigerländer. Dies 
wird zunehmend auch von seite Il eilliger Regie· 
fUllgen und von Teilen der Gliiubigerbanken 
erkannt. Eute praktische Konsequenzen hier­
aus wurden :L.B. im sogenannten ,.Mexiko· 
Deal" gezogen. Solange es jedoch bei solchen 
Fall·zu·Fall·Lösungen bleibt, durch die jeweils 
nur die akutesten Problemfalle angegangen 
werden, muß mit eillem langfristigen "Dahin· 
schwelen" der Schuldenkrise mit negati\'en 
Auswirkungen Hir die Weltwiruchaft gerech­
net werden. 
Erforderlich ist demgegenüber eine multila· 
ter.tle Regelung der Schuldcnkrise im Rahmen 
eines international ausgehandelten Gesamt· 
konzepts, das im wesemlichen fo lgellde 
Punkte emhalten muß: 
• Öffentlich ,-ergebene Kredite an die Ent· 
wicklungslällder münen .... eitgehend ge. 
strichen werden. Die Kosten tragen die Em­
wicklungshilfeetau der Gläubigerlander, die 
emsprechend aufz(utocken sind. 
• Die Entschuldung von privat \'ergebenen 
Krediten wird einer !leu einzurichtenden imer· 
nationalen Organisation übertragen. Das Ver· 
halten der Vertreter der Regierungen in dieser 
Institution wird unmittelbar von den natio· 
nalen Parlamemen kontrolliert. 
• Diese: internationale Organisation erwirbt 
alle gegenüber dcn Entwicklungsländern be­
stehenden Forderungen der Privatbanken. Die· 
se geben ihre Forderungen mit einem Abschlag 
ab, der ca. 50%des ursprimglichen Buchwertes 
beträgt. 
• Die Refinanzierung der Bankellforderungen 
(bei einem Abschlag \'On 50% sind das ca. 270 
Mrd $) erfolgt durch die Ausgabe ~on Wert· 
papieren. Diese Papiere sind \'orrangig in Form 
von unverzinlilichen Zwangsanleihen durch 
jene Personen bzw. Unternehmen in den 
Schuldner ländern etU erwerben, die Auslands· 
vcnnögcn in den Gläubigerländern halten. Vor 
allem infolge von Kapitalflucht ist z.B. das 
Auslandsvermögen Latcinarnerikas auf ca. 200 
Mrd $ angew3chscn, bei ca. 400 Mrd $ Schul· 
den. Diese Minel mü~scn "orrangig zur Lösung 
der Schuldenkri.e mobilisiert werden. 
• Durch diese und einige weitere Maßnahmen 
reduzieren sich die Verbind lichkeiten der Ent· 
wicklungsländer auf ca. 240 Mrd $. Der erfor­
derliche Schulde!ldierut hierauf dürfte die 
Großenordnung von 24 J\lrd $ nicht über· 
schreiten und fUr die meisten Schuldnerländer 
finanzierbar sein. 
• Die Teilnahme eines Schuldnerlandes an 
diesem Enuchuldungsplan iCtzt \'oraus, daß 
die UN· ... lenschenrechtscharta eingehaltell 
wird. Andere Bedingungen, wie sie z.B. bisher 
vom In ternationalen Währungsfonds ge5!e1lt 
werden, sind nicht zulässig. 
Die drastische Reduzierung der Schuldclllast 
der Entwicklungsl:inder stellt eine notwendige 
Voraussetzung für die Einleitung eines neuen 
Entwicklungsprozesses dar. Dieser muß mit 
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Maßnabmen \,<:rbunden werden, die zukünftig 
das Enutehcn einer neutn Verschuldungskrise 
verhindern. Die wich tigsten Uruchen dieser 
Krise liegen in we1twirtlchaftlichen Fehlent­
wicklungeIl (u.a. dranische Schwankungen 
\'on RohSioffpreisen, Wechselkursen und Zin· 
sen, Protektionismus der Indunrieländer), die 
von den einzclnell F.ntwicklungslälldern nicht 
zu beeinflusscn waren. 
Eine Beendigung der Politik der hohen Lei­
s!Ungsbilanzübenchüsse - hier sind imbesoll­
dere die Bundesrepublik und Japan gefordert 
- und eine NeureguHerungdes internationalen 
Währungs· und Finat\Zsystems sind zentrale 
Voraussetzungen für eine Stabilisierung der 
Außenwiruchaftsbeziehullgen der Entwick­
lungsllmder und der Weltwirtschaft insgesamt. 
Notwendig ist zudem eille Stabilisierung der 
Rohstoff- und Agrarpreise (Ausgleichsfonds) 
und ein Abbau von Handdshemmnisscn für 
Produkte aus den Entwicklungsländern ins· 
besondere im Rahmen der EG. Dies soll nicht 
der Förderung \'on Exportoffensh'en der Ent­
wicklungsländer dienen, sondern ihnen eine 
hingerfristige Kalkulation und Absicherullg 
ihrer Exporter!ö,c ermöglichen. 
Damit werden die VoraussetztU'lgen für eine 
kontrollierte Einbindung dieser Länder in die 
internationale Arbeiuteilung \'erbessert. Dabei 
können für die Mehrzahl der Entwicklungslän· 

SPD-Bundestagsfraktion 

der Exporte nur ein begrenztes Mittel etu. 
FinallziefUflg einer inneren Emwicklung dar­
stellen. Die $Ozialen Verhäh!line im Inneren 
erfordern vor allem eine Versorgung mit Gü· 
tern Zur Befriedigung von Grundbedürfnisscn 
(Stärkung der inneren Absorptioll) . Hinzu 
kommt ein erheblicher Importbedarfbei In \'<:' 
stitionsgiitern. Deshalb ist auch langfristig mit 
Handelsbilanzdcfiziten und damit Ikdarf an 
neuen Krediten zu rechuen. 
Eine "'esentliche Lehre aus der gegenwärtigen 
Verschuldungskrise ill, daß diae Neuk reditt' 
zuküllftig aUllchließlieh aus öffen tlichen, 
möglichst internationalen Finanzquellen stam· 
men und mit festen und niedrigeIl (sub\'emio­
nienen) Zinsen ausgestatte t sein miisse:n. Auf· 
lagen, d ie eine allgemeine Steuerung der natio­
nalen Wirhchafts· und Sozialpolitik der Kre · 
ditnehmerländer beinhalten, sind dabei unzu· 
lässig. Projektbezogene Auflagen hingegen, die 
eine sinnvolle invcstivc, infrastrukturelle bzw. 
soziale Verwendung der Kredite gewährlei· 
steno müssen in Zusammenarbeit mit demokra· 
tischen Institutionen des Schuldnerlandes er­
arbeitet werdell. 
(Quelle: Arbeitsgruppe Alternative Wirt· 
schaftspo li tik, Memor.tndum '88. Im Ab­
schwung: Gegensteuern statt Steuef1'(:form -
Alternativen der Wirtschaftspolitik. Kurzfas­
sung, Bremen 1988. S. 7-8) 

Weltwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen verändern 
Im Rahmen einer Bundcstagsdebatle am 
8.10.1987 übtT d ie Verschuldungskrise 
hat die SPD-Fraktion einen Antrag e in­
gcbracht, in dem Lösu ngsvorschläge ur.­
terbrei te t wurden. Wir dokumentieren 
ihn in Auszügen. 

Die Verschuldung der Dritlen Welt hat sich zu 
einer globalen Her.tusforderung entwickelt. 
Sie belastet die internationalen Wirtschafts­
beziehungen, beeinträchtigt die "iruchaft· 
liche und soziale Entwicklung in vielen Län­
dern des Südens und gcfiihrdet das internatio­
nale Finanzsystem. ( ... ) 

Der Bunde,tag woUe beschließen: 
I. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im 
Zusammenwirken mit de r Europäischen Ge· 
meinschaft d ie In itiath'e zu ergreifen, um un· 
verzüglich GrundzUge zur Lösung der Schu l­
denkrise zu vereinbaren. Dazu gehörtn: 
• Erlaß der Schulden für am wenigsten ent· 
wickelte Länder, vor al1em der südlich der 
Sahara gelegenen, 50wie - in besonders be· 
gründeten "'älJcn - ein teil weiser Erlaß der 
Schulden anderer F.ntwicklungsländer. 
• Umschuldung der Iloch verbleibenden Aus· 
landnchuld der Dritten Welt durch VerHinge· 
rung der Rückzahlungsfris ten; ( ... ) 
• Einfuhrung einer Obergrenze der Zinssätze 
ggfs. auch umerhalb des jeweiligen Markt· 
zinses fur die Sehuldcn der Entwicklungslän· 
der; ( ... ) 
• Fe~tJcgung einer fenen oberen Grenze für 
den Anteil der Exporterlöse, der für den Schul· 
dendienSl verv.'endet werden $Oll. Diese obere 
Grenze 5OI1te ill Anlehnung an die noch in den 
70er Jahren typische Relation bei höchstens 
20%der E::ponerlöse liegen; 
• Wahlmöglichkeiten für die Schuldn~rliinder, 
ihre Verbindlichkeiten in ande ren als den ur­
spriinglich ~ereinbarlen Währung.::n zu erflillen 
(z.B. ECU anstelle ~on US·DoJlar), ( ... ) 

Im Rahmen eines solchen umfassenden Kon· 
zeptes können auch Einzelrnaßnahmen wie die 
Obertragung VO ll Gläubige-rrechtcll auf natio· 
nale Entwicklungsfonds, die Umwandlung wn 
K.reditforderungen in Beteiligungen, die Um· 
"'and lung von kurzfristigen Forderung.::n in 
langfristig verbriefte Schuldtitel usw. hilfreich 
sein. 
Der bette Weg zur Realisierungeines umfassen· 
dell Konzeptt's zur Lösullg der Schuldenkrise 
ist eine Intem ationale SchuldenkOllferenz. An 
ihr sollten neben den Schuldner- und Gläubi­
gentaaten die Gläubigerbanken, der IWF, die 
Entwicklungsbanken sowie der Wirtschafts· 
ausschuß der Vereinten Nationen teilnehmen. 
De5$enungeachtet müssen wirksamere institu­
tionelle Voraussetzungen für eine Lösung der 
Schuldenkri!e geschaffen werden. 
11, Die Schuldnerländer 50llten eine Politik 
verfolgen, die die Einhaltung der Umschul· 
dUllgsabkommen sichert. Die Abkommen 
müssen die Erfüllung der GrundbedürfnisiC der 
betroffenen Menschen ulld die Entwicklullgs· 
notwendigkeiten der jeweiligen Länder be· 
riicksichtigen. Den Entwicklungsländern sol· 
len keine Bedingungen geJlellt werden, mit 
denen letztlich die Freiheit des Schuldnerlan­
des eingeschränk t "iirde, über sein Wiruchafu­
system selbst zu enucheiden. Die no twendigen 
Effizienz·Kriterien müssen jedoch beachtet 
werden, ( ... ) 
Die Schuldnerländer sollten auch Maßnahmen 
ergreifen, um soziale Mindeststalldards einzu­
führen und Rü,tungsausgeben zu begren· 
zen. ( ... ) 
Erhebliche Probleme sind der Kapitalexport 
und die Kapitalflucht aus den Entwicklungs· 
ländern. Eine wirl$chaftl iche Erholung in den 
EntwicklungsHindern würde von Iclbt! zU ci· 
nem teilweisen Rückfluß von Kapital führen. 
Den Entwicklungsländern fällt die Aufgabe zu, 
dafür durch ihre Wirtschafup.olitik die Voraus· 



~eu;ungen >;u ~~ffen. Sie mUssen zugldch 
durch gt'",ignete gesetzliche Maßnahmen die 
Kapitalflucht bek ~mpren. Die G Loubll'=rl;'nder 
mU5SCil dieloC ~b.ßnahmcn ulueututzen. 
111. Die G14ubigerljnder sollten durch eine 
ökologisch untermauerte und sozial verträg­
liche WachnumJltr~legie >;ur Bdebung dei 
Wdthandeu beitragen. Dadurch wilrden sich 
auch die .. \bsatzchanten der Entwicklungs· 
allder \ttbt:uern. Darober hinaus mUs~n sie 
ihre Marir.te ffir die EneugTune der Entwick­
lungsländer, ,'or lIliem auch ~ur den Sektoren 
der verarbeiteten und b.ndwinschaftlichen 
Produkte. offnen und \laßnahmenturStabih­
, ierong der Rohllofferld.., unter'lUl>;en. ( ... ) 
Die GI~ubigcrl~nder sollten die Leistungen der 
orfenthchen Entwick lungu.usammenarbcit 
steigern ... ( ... ) 

IV. Die' Mogiichkeile'n ~on IWF, Weltbank 
und der regionalen Entwicklungs!>ankcn ;r;ur 
Lösung der SehuldenkrilC bd;p;utr1lgen, muuen 
ß!l=starkt werden. Dazu ß!l=loören insbe.ondere: 
• Der IWF muß bei seiner Auflagenpolitik die 
Verbeuerung der langfriltigen Wachstum,be­
dingungen und damit die VnrounctzungeQ flir 
mehr BuclüHtigung in den MilLelpunkt ,u:I­
len. Die Auflagc:n des IWF mlluen JOlti~1 \'1:r· 
lrägiich sein: 
• der IWF muß .tirker .11 bisher die Politik 
der GLäubigcrländer in seine Kontrulle einbt­
;ciehen: 
• die Rüstunglhaushalte der Schuldnerlander 
mUuen ItMker ab bilher in die Auflagc:npolitik 
dellWF einbezogen .... erden; 
• die finanltieUe Auutattung ~on Weltbank, 
Internationaler Entwick lungsor'pniution 
(IDA) und drr teiPonak:n Ent"';d;lungsban­
krn iu zu erwritern. 
Du Stimmrecht der Entwiddungslandrr in 
dirsrn int~m~tionalen InstI tutionen ist ~u \u­
bessern. 
V. Dir priy~ten KrcditinUitutc muuen Ihr 
fananzielles Enpgement itur IAwng drr Schul· 
drnknlC VCtllärir.en. ( ... ) 

VI. Wrnn dieloC Maßnahmen nicht nur ci~ 
akute Kme abwenden, sondern bngfriuig da· 
itU beitrag.:n JOllen, da. internationale Ver­
schuldungJproblem zu IÖloCn, 10 münen die 
I'inanzpoUtiscben und technischen Vorkehrun· 
gen durch eine Verbesserung der welt ..... irt· 
schartlichen Rahmenbedingungen und der ent­
wicklungspoliti,chen Strategie flankiert wer_ 
den. ( ... ) 
Oie zukünftige Zahlun", und Kredltiilhigkeit 
der Schuldner hin,ichtLich der allen Schulden 
wie auch neuer Kredite wird nur zu erreichen 
sein, wenn die biliherigen Itrukturellen Nach­
teile der EntwicklunpLinder abgc:baut wel'-

den. Die. erfordert nichl nl.ll' ein Obcrdenken 
der ~onnen der lIilfe. sondern auch eine Ver­
besserung der lIandelsbedingungen fur dIe 
Dritte Welt. (._) 
Lelzten Endel muß ein lanllfTlJtigo::r Wcrttran,­
rer \'on Norden narh Stiden in G~ng kommen, 
drr nieht allein a.n der kW'"Zfristigcn Rentabili­
tat eim:elner Maßnahmen an,etzt. Kindern auf 
die gc:samtwiruch.ilftliche EfrlZienz .'On \\U1' 
schaftspotentid, -Itrukturen und ·prounm In 

den Emwicklungsliindem alUgenchtct ist. Da­
zugchbr.:n ,"Or aUen Dingen ein hohere, Ktlow· 
how, mehr Unternehlfle!U- und Marktcffi· 
ltlcnlt. AuWau der Infrutruktur und cffekti­
VCff Verv.oaltung. 
Bei der Verpbe neuer Kn:dile wllt", im Unter· 
Khied zu der Praxi5 der 70cr und 80er Jahre 
~on reahstilchen Wadutums- und Rentabih­
titsmaßnahmen ausg.:pngcn werden. Die ZIIl' 
sen und die TiigungJfriuen lind entsprechend 
der wirtschaftlichen Lc:islUngsl'lhigkeil eine, 
Entwicklungslande, feu;p;u,etiten. Neue 
finanzmittel münen in produkti\c Verwen· 
dungen und nicht in ein l'inanziellel Recycling 
von Forderungen ge.teckt werden. 
VII. Unahhän,gig von den erforderlichen inter­
nationalen Vereinbarongcn :tur U'I5ung der 
Schuldenl..risc $Oll die Bundesrepuhlik 
Deutschland jet<!:t ~chon folgende Maßnllhmen 
ergreifen: 
• Die Bundesregierung soU \'On drr jet:tt schon 
haushaltlirechtlich bestehenden "lögiichkeit, 
llber den Kreis du irmsten L.mdrr (LOC) hm­
lIUS offentliche Schulden ~on hU zu Fall zu 
erlasseIl, enuchied~ncr Gebrauch machen und 
dies auch in die Verhandlungen des Pari~r 
Club, entsprechend einbnn~n. 
• Die Rudcflliu<: aUI der bibteraJen finaruacl­
len ZupmrncnaTbeit (FZ) in den Bundnhau,· 
halt sind in den letzten Jahren crIlehlicb gcuie­
gen. Die Tilgungsbctragc und die Zinsen aU$ 
D:arJchen sollen nach I'riIfung im Eintelfallc: 
erlaucn oder natiolLllen Entwicklungsfonds 
der betreffenden Lander zur Förderung ~on 
vttcinbarten Vorhaben lugcfuhrt werden. 
• Ent.prcchend dem Antrag du SPD·Fnak­
tion "Zukunfuprogramm Drine \\'elt"' sollen 
durch Einiplirungcn im Verteidigunphllu,h:dt 
MincJ in Höhe von I Mrd DM in einen Nat io­
nalen Fondl der Bundcsrepublik eingebracht 
werden. der der Internationalen Entwicklunp­
organisation IDA zur Vcrfligung gcllellt wird, 
solange der im .. ZukunfuprogrJmm Drille 
W~lt" ~orgelehene Internationale Sonder­
fonds, in den durch Abniftung in Ost und Wesl 
freiwcrdende MiltcJ nießcn sollen, noch nicht 
errichtet 1st. 
(Quelle: Deutscher Bundelta" 11. Wahl 
periode, Drucksache 11 /826, 17.9.1987) 

ASK 

Was kann getan werden? 
In einem 1I.um Start der IWI'·Kamp~gne entell· 
tm Informationsblatt bezieht d;u Anliimpe­
ri.dutiKhe Solidllritll$komitce rur A.iC'n, 
Afrika und Lateinamerika (ASK) Delllllposl­
lionen l.U leinen Lösunlls~ontellungcn ,n Sa· 
chen Schuldcnlc.ritc. 

Die Schuldrn der Dritten Welt lind unbezahl· 
bar. Darin sind ,ich ~:xvcrten und Politiker 
cinig, ~on Helmut Schmldt bil Fidel Cuno. 

Umstritten i~t nur, wer die Kosten der Krisen­
bereinigung tragen 1011. Ob die Probleme auf 
Kostcn oder zum Nutzen der Mehrheit gelö~t 
... erden, hingt deshllJb auch ~on unscrem ci· 
genen Handeln ab! 

0._1>'1. 

Klar ist: 1»SWlgo::n im Interelse von Mehrhei· 
len können nicht .'On einer Politik erwartet 
werden, die auf Hochrieltuntl;. wirUchaftlicher 
Abhlutgigkeit und Ausbeulung, 50zialer Unge· 
rechtigkeit und politischer Erpressung SC­
grundet ist. Solche Lö5ungenlind nur möglich, 
,,'enn überkommene Pri\';lrgicn und Diskrimi­
nierungen :tugunucn von mehrGleichheitund 
gleichberechtigter Zusammcllllrheit zwischen 
Völkern und Staaten überwunden werden. h'tu 
innerhalh einzelner Under als erstreberuwett 
gill, muS auch international durchgesetzt wer­
den: Notwendig ist deshalb eine umfaslende 
Ocmokr1ltisiefung der Wdt~lhlk und Well ­
wi rt5Ch~ft. Die \'on den Entwickhmgslimdern 
stit Jahren geforderte Neue W~ltw;rlKharts-

AlB-Sonderhefte 

3-411987: SüdUches Afrika 

111988, Mlttelameril<a 

211988, Korea 
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ordnung ,,'m ein Schritl in diese IUchtung. 
Doch ohne eine Streichung der Auslandsschul· 
den mUSf<'n lOlche Perspektiven auf Dauereine 
Illusion bleiben. Die Forderung nach einem 
globalen Schuldenerlaß gewinnt deshalb bei 
immer mehr Menschen an Popularität und Un· 
terstützung. 
• Globaler Schuldenerlaß bedeutet: Im Un· 
terschied zu der bislang vorherrschenden Fall· 
zu·FaU·Praxis. bei der die Entwicklungsländer 
gegeneinander ausg<:spidt werden, muß die 
Schuldenfrage auf politischem Weg<: geklärt, 
d.h. global neu ausgehandelt werden. Als ein­
ziges universell anerkanntes Forum kommt 
dafiir die UNO in Frage; nur hieT können die 
Emwicklungstinder ihre Interessen gleichbe­
rechtigt in die Waagschale werfen. 
• Die Zinssätze müssen wieder auf das Niveau 
der siebziger J ahre zuruekgeführt werden. Das 
ist auch mit Blick auf die Neubestimmungder 
Auslandsschuld und die Unterscheidung von 
"legitimen" und .,illegitimen" Schulden un· 
verzichtbar. 
• Der lWF und die Weltbank dürfen nicht 
HingeT als ordnungspolitische Imer~ntions­

und Erpressungsinstrumente gegen die Em-

Ludger Vollmer 

wkklungslitnder benutzt werden. Ihre Dok· 
trinen müssen revidiert, ihre Strukturen nach 
dem Prinzip "Ein Land - eine Stimme" 
gründlich demokratisiert werden. 
• Um eine Abwälzung der Kosten der unab· 
dingbaren ,.Enuehuldung" auf die Bevölke­
rung in den Industriestaaten zu verhindern, 
sind diese aus eingesparten Riistungsausgaben 
zu finanzieren. Der begonnene Abrüstungs· 
prozcS muß also auch aus di~em Grund ener­
gisch vorangetrieben werden. Die dabei frei· 
werdenden Finanzmittd ,ind rur Entwick· 
lungszweeke einzusetzen. 
Die Verwirklichung wlcher Vorstellungo:n 
wird bislang durch ein Machtkartell aus priva­
ten Großbanken, Regierungen und intematio· 
nalen Finanzorganisationen blockiert. Not­
wendig ist deshalb politischer Druck von un­
ten. in Industrieländern ebenso wie in Ent­
wicklungsländern. Nur wenn immer mehr 
Menschen begreifen, daß Fragen der Wcltwin­
Ichaftsordnung nicht nur eine Angelego:nheit 
für Verhandlungen auf höchster Ebene sind, 
sondern ihre ureigensten Interessen berühren, 
können die überfälligen Veränderungen durch­
geset~t werden. 

Die Schulden streichen! 
Ludger Vollm er, Bundestagsab geordne­
ter der GRONEN, sicht als Vorausset­
l:Ung für eine Lösung der Schuldenkrise 
eine globale und umfassende Streichung 
der Schulden. Im folgc nden Beitrag er­
läutert er d ie Notwendigkeit dieser For­
d eru ng. 

So absurd kann die Realität sein: Ausgo:rech· 
net diejenigen. die wirklich überhaupt keine 
Schuld an der Ver~~huldung trifft, die armen 
Devölkerungsschichten der "Dritten Welt", 
sind die Trägcrlnnen \on Last und Uidcn. 
Deshalb karm jemand, der sich rigoros auf den 
Interessennandpunkt die,er Menschen ste]]t, 
als Alternati"e zum herrschenden Krisenmana· 
gement nur fordern: Die Schulden müuen um­
fassend gestrichen werden! ( ... ) 
Die forderung nach globaler, umfassender 
Schulden streichung hat zwei Grenzen. Zu· 
nächst einmal bedeutet sie nur die Chance, 
nicht aber die Gewißheit. daS sich nach Ober­
windung der zugelipitzten Krise in den "Dritte­
Welt-J.ändern" eine grundbedürfnis- und bin· 
nenorientiert<: Wiruchaflsweise durchsetzen 
kann. ( ... ) 
Abg<:sehen von diesem Problem kann die 
S~huldcnstreidlung auch ein zweites nicht 
endgiiltig lösen. Sie beseitigt nur eine besQn­
dere Moglichkeit de r Ausbeutung. Aber auch 
wenn diese Auswuchse des finan~politi,chen 
Neokolonialismus beseitigt sind. bleibt d.,.. 
ganz normale Kapitalismus, der über lIandel 
und Direktinvef1itionen dan;r sorgt, daß die 
Armen ärmer und die Reichen reicher werden. 
Die ~ordcrung nach Schuldenstreichung kann 
also nur der Einstieg in eine ernente umfas· 
sende Dilikunion weltwiruchaftlicher Struk· 
turen sein. die zu de r erweiterten Forderung 
nach einer neuen Weltwirtschafuordnung 
führen muS. 
In diesem Sinne aber in die forderung nach 
Streichung d.,.. Scbulden ein zentraler llrate­
gischer Ansa t~. Die Opposition darf sich nicht 
damit begnügen. eineneits Univeualforderun· 
gen wie weltweite Abschaffung des Kapitalis­
mus aufzustellen und andererseits an allemati­
ven Dc:tailkonzepten zum Umbau der beste· 
henden Institutionell zu basteln. Sie mnß dort 
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mit Vorschlägcn und .·orderungen gezielt ein· 
greifen, wo gerade an einer wichtigen strategi· 
schen Einl'elfrage ein objektiver EnUchei· 
dungsbedarf besteht. Dies ist bei der Schulden' 
frage der Faß. ( ... ) 
Diese Forderung unterscheidet sich sehr deut· 
lich von dem Faß·zu-Fall·Ansatz des herr· 
sehenden Manago:ments. Dc: r hier "(rtretene 
globale Ansatz impliziert, daß die InduJlridän· 
dn zugo:ben mlissen, daß die von ihnen kon· 
trolIierten weltwirtlchaftlichen Zusammen· 
hänge für aUe Entwicklungsländer gleicher­
maßen nachteilig sind. ( ... ) 
Die Forderung, Schulden um/ auend zu u~i· 
chen, wendet sich gegen die herrschende 
Methode, erst dann Abstriche an den Verbind­
lichkeiten zu~ubssen, wenn alle Methoden der 
Erpressung ausgereizt sind. ( ... ) 
Der Begriff der umfassenden Streichung läßt 
einen politisch zu diskutierenden und fe$lzu, 
legenden Restbetrag offen, der nicht oder 
nicht ohne weiteres gcurichen wird. Dies 
renekticrt darauf, daß tauächtich uhlreiche 
Entwicklungsländerregierungen eine deutliche 
Miachuld an der Zuspitzung der Krise trifft. 
Korruption, Kapitatnucht, Waffenkäufe, hem· 
mungslose Bereicherung sind nicht zu unu .. 
schätzende Größen. (.,,) 
Während die Streichung dn Schulden, also ein 
Verzicht von seiten der Indu$lricländer, neue 
Entwicklungfchanc(n eröffnet, ist die Frage, 
ob die Chancen auch wirklich im Sinne der 
Armuubekämpfung genutzt werden. im 
wesentlichen abhängig von den Kriifteverhält­
n;slien im betroffenen Land. Nur wenn demO' 
krntische, eman~ipatorische Kräfte sich durch­
setun können. dürfte sich etwas Grundlegen­
de, ändern. Gleichzeitig müuen fundamentale 
Struktuf\'eränderungen in den Industrielän­
dern vorgenommen werden, wenn von dort 
nicht wiederum Impulse ausgehen sollen, die 
erneut in dieselbe Misere fUhren. ( ... ) 

Kritik ,On n:chts 
Gegen den 'on konsenlat,\,er Seite erhobenen 
Hanpteinwand, die Probleme der E" twiek· 
lungsUinder seien hausgemacht, wurde schon 
hinreichend argumentiert. Ein weiterer Ein· 
wand il1, die Entwicklungsländer selbn 

wollten gar keine Schuldenstreichung, weil sie 
damit ihre Kreditwürdigkeit nnd 10 den Zu­
gang zu neuen Krediten "ertören. Diner Ein­
wand widerlegt sich selber, gibt er doch selbst 
den Grund fUr den vorgeblichen Verzicht der 
Entwicklungsländer an. Solange einem einzel· 
nen Land Schulden gestrichen werden, fUhrt 
dieltatsächlich zum Verlu$! der Kreditwürdig­
keit. Das Bild sieht aber völlig anders aus, wenn 
es zu globalen Erlassen kommt. ( ... ) 
Die Behauptung der Konservati.-c:n. durch 
Schuldennreiehung belohne man die ,chlech· 
ten Schuldner und bestrafe indirekt und demO' 
tiviere die guten, ist abwegig. Sie unterstellt, 
daß Zahlungsruckuände reiner Bösartigkeit SC' 
schuldet seien. Und sie umerste]]t, daß gute 
Schuldner immer gute bleiben. Für heidel gibt 
es keine Belege. ( ... ) 
Das Lieblinguhema der Konservati~n, aber 
auch angeblich Fortschrittlicher, in die Kapi· 
talflucht. Sie in, zugegeben, ein wichtiges Ele­
ment beim Zustandekommen der immensen 
Schulden gewesen, auch wenn die Höhe über· 
haupt nicht zu beziffern ist. Die von interes­
,ierter Seite "orgelegten Zalllcn kranken mill' 
destens daran, daß aus ihnen nicht he .... orgeht, 
welche Gelder im einfachen, normalen. unan­
stößigen Geschäftsverkehr ins Ausland gingen 
und welche Ip;!kulativ nnd zwecks eigener 
Bereicherung per flucht transferiert wurden. 
Es gibt einen zweiten Haken: Warum wollen 
ausgo:~chnet diejenigen, die den als Marktwirt· 
schaft bezeichneten Kapitalismus zur globalen 
Ordnungsform erklären wollen, anderen ,·er· 
bieten, sich genau entspreebend den kapitali· 
nischen Maximen :tu verhalten. Nämlich Gel· 
der genau dort anzulegen, wo sie bei möglichu 
niedrigem Risiko maximale Rendite brin· 
gen. ( ... ) 
Und dann fragen die Konservativen, wer denn 
aUes be~ah1cn soll, wenn die Banken ihrer For· 
derungo:n "erlustig gingo:n. Il ierauf kann es nur 
eine Antwort gcben. Wenn das wirtschaftspoli­
tische Credo der Konsef\'at"..,n gelten soll: 
,.Wem das Risiko _ dem der Gewinn'" muß 
auch umgekehrt klar scin: "Wem der Gewinn 
- dem das Risiko." Seit dem ßörsenCTalh vom 
Oktober 1987 wissen wir. daß das Finanz· 
system - mag man CI begrüßen oder nicht ­
eine drastische Kapitalvernichtung nicht nur 
aushält, wndem hin und wieder geradezu 
sucht. Allein in den ersten beiden Tagen des 
Crash$ wurden 1000 Mrd S vernichtet. exakt 
die Summe, mit der die "Dritte Welt" verschul· 
det ist. Eine Schuldenstreichung dürfte eine 
erheblich konstrukth'ere form der Kapital,<cr· 
nichtung sein als der ungeregelte ZUJammen' 
bruch spekulativ angehäufter Geldpyrami· 
den. (".) 

Ein mögliches Szenario - völlig utopisch? 
Der in der Diskussion entwickelte Bedingungs· 
rahmen für eine Schuldenstreichung muß ope­
rationalisiert werden. Es wän: z.B. folgendes 
grobe Rahmcnszenario denkbar: 
Ab sofort wird ein MoralOrium für die Rück· 
1.ahlung von Krediten und Zinsen beschlossen. 
Es wird eine internationale Entsehuldungskon· 
ferenz einberufen. in der gleichberechtigt 
Gläubiger- und Schuldnerländer, Regierung 
und Opposition. Banken und IWF vertreten 
sind. 
Die Vertretungo:n der Industriciänder gestehen 
ein, daß ihre aggrenive Wirtschafts- und Fi· 
nanzpolitik die Verschuldung we5Cntlich mit 
verschuldet hat. Man einigt sich darauf, diese 
Mitschuld mit einem hohen Prozentsatz an den 
gesamten Auslandsschulden der "Dritten 
Welt" anzusetzen. Die Industrieländer er1<.1ä· 
ren einen wfortigen Forderungs~rzicht in die· 
ser Höhe. Sie lragen das Problem der Vertei­
lung der Kosten dieser Teilstn:idlUng in ihre 
innenpol itisd,e Diskussion. 
Die Entwicklungsländern:gicrungen akzeptie· 



,en, daß der Restbetrag ihrer ~1i6wiruchaft 
g schuldet in. Sie buten trot;:dem a.uch um 
Erlaß eme! Großteib diesel ßetra~~. weillie 
nicht in der Lage sind, ihn <:uriickzuuhlen. 
sich a~r von der 1...a5\ der ZZlhlung!verpflich­
tun gen losen wo)llen, mn die entwicklung ihrer 
Landetendlich neu beginnen Zu können. 
Die Industrie!;mder erklättll sich grunds<i.tzlich 
Zu weiteren Fnrderungsven.ichten berel!, wol· 
len aber Sichemeiten fUr die Venprechungell 
der Schuldnem:gierungen. 

Es wird gemeinsam ein Plan ~ntwickelt, wie 
Zug um Zug ein weiterer Teilschuldenerlaß 
und dnr weitere Demokratisierung von Politik 
und Wirl)ehaft im Schuldnerland organi,iert 
werden kann. 
Die Konferenztdlnehmer werden ~ich einig, 
daß dn Ruckfall in die Misere ,erhindert wer· 
den müue. Sie akzeptieren deshalb erstens die 
prioritire Orienlierung der VnUuwirhchaften 
der Entwicklungsländer auf die Ver$orgung 
der Bevolkerung mit Grundbedarfsmitteln. 
Uie Industrielinder SlIgt:n zu diesem Zweck 
eine Ausweitung ibrer F.ntwicklungshilfelei· 
stungt:n "Zu. Zweitens ,en;tandigen sie sich auf 
ein Recycling von FluchtkapitaL Unproduk· 
tive: Awgaben in den entwicklung,ländcrn fo.ir 
Kriegsgeräl sollen draniJch II;Cdrossdt I-\'e:rdl:'n; 
die lndultrieliinder \'en:ichten "ollig auf Waf· 
fene-xporte. 
Ileide Seiten werden sich einig, daß die welt· 
wirt'chaftlkhen Strukturen einer tiefgreifen· 
den Neuordnung bedurfen, die in anderen Gre· 
mien f(Ordert diskutiert werden muß. Die Neu· 
ordnung betrifft alle felMr der I'inanz- und 
Wilhrung~·, der Handels· und InvcuitionJpoli· 
tik, di~ nalb Kriterien \'on Solidarität und 
(;cl"!'chtigkcit ausgt:richtet w~rden [nunen. 
Auf der Nicht·Regierungsebene intensiviert 
5icb der .-\ultausch ~wi5chen den em.mzipato· 
riichen Strömungen in Süd wld Nord. 

Umkehr der Ent",icklllng,richtung - ;n Sud 
und Nord 
Nattlrlich in dieses Szenario unyollständig und 
reim: Vision. Aber C5 bewegt ,ich auf der 
Ebene millle~r Reichweiu:. auf der sich am 
ehe"en die Kdfte organi~icren !alSen, die sol· 
chen Forderungen Nachdruclo;. "edeihen 
können. 
Wo du Konzept der Schuldenstn:it;bung Au,' 
wirkungt:n auf unsere LebeßS!ituation hat, in 
du deutlich herauszuarbeiten. FIlsehe Ver· 
brilderungen oder Verschwistcrungen sind fehl 
:un Platu. Eine SchuldenJtrekhung würde 
wahrscheinlich zu einem Amticg der Welt· 
marktprci~e rur Produlde aU5 dcr "Dritten 
Welt" mhren. ( ... ) 

Doch dUlfte die Schulden$ITeichungauch Vor­
leile fUr eint llmge,taltunp: unscrer eigenen 
\\"imchafl~struktur mil .ich bringeIl. Delln 
gleichzeitig wurde das Inyestitionsklim~ rur 
Firmen in der "Dritten Welt" und domit die 
Verlagt:rung von Produktionutätten unattrak· 
Ihn. Sn mancher Betrieb würde hierbleiben -
arbeitsplansichernd und im Einflußbereich 
der Gewerkschaften. Und nkht zuletzt wurde 
slch wegen der teurer werdenden Rohstoffe 
die Notwendigkeit einer Reuourl-en schonen­
den Produktiontrhrihen. ( ... ) 

ökologi~che und soziale lImbauprogramme 
für un",r Wirtichaftss)'l1em ,i:ewiinnen an 
Rca.litäl5gehalt. 
Uie~ alles bedeutet nicht - wie manchmal 
fälschlkherweue unten;tellt wird - eine Ab­
kopplung vom Weltmarkt. Weder fur die Ent· 
wicklungtländer, noch Hir die Bundcsrepublik. 
Aber die Entwicklungsrichtung I-\,irde .ich von 
tnaJ<imaler Weltmarklintegration zu ihrer 
Minimierung umkehren. ( ... ) 
In der AnfangsphIlse, I-\'enn Invctlitiomgilter 
impOrt iert werden müssen und erweiterte Re­
produktion noch nicht erreicht ist, mit der die 

Importe finanzierl werden könnten, wird eine 
Findnzierung durch zunLeßendes Geld nötig. 
Das Ausmaß wan: aber geringer ab heute, weil 
das Geld, d ... hcute rur den Schuldendierut 
CKpOrliert wird, im Lande selbst in'estiert wer­
den könnte. Der Rest muß durch drastisch 
erhöhte ZuschlUse "us den Indu5tr1dändcrn 
finan;:iert werden. ( ... ) 
Auch ohne Bezug auf die "Dritte Wrh" ut 
Abrii"ung ein lohnendes Ziel. 0;" freiwerden· 
den Gelder könnten der "Dritten Welt" ge­
schenkt werden. Der Zweck mOßte aber ein· 
deutig darln bestehen, eigenständige E.ntwick­
lun~we~ zu fördern. d.h. den Umbau der 
jewciIi~n Volhwirt.chaften mit dem Ziel von 
Grundbedarfssicherung, ArmUUbekampfung 
und Importsubstitution zu finanzieren. 
Ob sich der reale pulitisehe Prou:ß in eine 

wiche RIchtung bewegen wird, ist einzig und 
allein \on der Kraft der internarion~len Oppo· 
sition!krilfte abhängig, niCht zuletzt 'on den 
KräfteI"Crhältni.sen in den InduSirieliindern 
selber. Hier gilt es, die krilische Uffenl1lchkeil 
zu einer narken Lobb)' zu organ~i/:reJl. Die, 
ist d.,. AnSll\:z:punkl. an dem die Illtereuell der 
,'ersebiedenen sozialen Bewegungen in der 
Bundesrepublik nicht mehr nur theoretisch 
und moraLisch aufeinander verwiesensind. Die 
Schuldenkrhe iSI auch ein ~ledium, uber du 
die Interdependenz _on Ökologie und Ökono· 
mie, Entwicklung und trieden wdtweit be­
griffen werden kann. 
(Quelle: E. Altvater/R. ßunzenlhallW. Hankel 
u.a., Soll und Haben. Strategien und Alter· 
nativen tur Lösung der Schuldenkri.le, lIam· 
burg 1988, S. H9·168) 

AdelCaslro 

Entschuldung durch Abrüstung 
In tne hr~ ren Interviews u nd Rede n hat 
das k u ban ische S taatsoberhaup t f ide l 
Castro in den lettlen J ahren geford ert , 
a.ls Ausweg au s der Sehuldenkrise die 
Sehulden zu annull ieren . Im h ier d oku ­
me ntierten Interview, das d er brasiliani· 
sche Journalist J oelmir Beti ng fü hrte, er­
läutert er die Deta ils sei nes Vorschlags. 

.'RAGE: Okonomen sagen, daß die Wcllwirt· 
sehaftskrise der 80er Jahre schlimmer als die 
der 30er Jahre sei ... 
1'. CASTRO: Es ist notwendIg, folgende, ganz 
klar zu Slgen: Wir I~ben im 3. Weltkrieg. ein~m 
Wiruehaftskrieg. Es handelt sich um einen 
nicht-crkli.nen Krieg: e.l ist der Krieg der 
Wucherzinsen, des Preisverfalls und des un­
gleichen Austausch$. ( ... ) 
Die femge5leuerten Raketen der Zins6d.tze und 
Tc:rm~ of Trade loten bislang Milhollen von 
MellSchen in der ausgepLunderten Welt. Sie 
bringen sie um durch Hungt:r, Krankheit, Ar­
beitslosigkeit und Kriminalität. Al. wäre diesC5 
Massaker der Schulden und des Handels nicht 
gt:nug, werden die yerschuldeten Länder auch 
noch zusäl"Zlich \'On außen durch wirtschaft· 
1ich~ "Kuukorrekturen" zu einer Rezession 
gezwungc:n, genau !o. wie wenn ein Arzt mit 
den besten Absichten einen mageren Patienten 
zwingt, eine Abmagerungskurzu maehen. 
FRAGE: 1.\\ der Arz\ in diesem Beispiel der 
IWn 
t . CASTRO: Der IWF !.(:lbst - als Entschei­
dung,;zentrum \'on Regierungen und nichl vOn 
Banken - verdient CI, &ereilet tu I-\·erden. 
Aber die Methoden, Doktrincn und Statulen 
mtissen revidiert werden. Snnst wird er weiler· 
hin filr die Krank heit der anllen Länder die 
Medikamente anwenden, die zur Heilung der 
Grippen und Allergien der reichen Under rou· 
gt:n. ( ... ) 
FRAGE: Das Defizit (Ilandclsddlzit der USA: 
d. Red.) fördert den Protektionl!lmus, und die 
Schrnnken der Protektion unter!cheiden nicht 
zwischen Glaubigerlindern und Sehu!dnerlän· 
dern, zwischen reich und arm, zwilchen über­
schüssig und defi1.itar. Allel vetkeh;t, oder 
nichl? 
.'. CASTRO: Alles verkehrt,ja. Wi. haben da· 
gegen hier in Kuba ein bew1ihrtet Modell enl· 
wickelt, da! es in bezug auf die Au!lands''([· 
JChuldung ennöglicht, zwischen einem legiti. 
men und einem nichtlegitimen Teil der Ver­
Ichuldung Kubal, Bnuilienl und g-~nz Latein· 
3merikas Zu unterscheiden. 
Beispiel: Im letzten Jahr hat yteinamerika 
inssC!.amt 70 Mrd , an die Gliubigerländer 

zahlen müs,en. Nach einer detaiUierten Bewer· 
tung der Rechnung, die wir zahlen soll~n, 

haben die Gliubigt:r einen legitimen GeJ~ml' 
betrag .on 2;, Mrd S und einen mehl·legitimen 
Zuschlag "on 45 Mrd S zuruckerhalten. Dabei 
,'Crsteh~n wir unter nicht·legitimer Schuld den 
durcb ..... ucherzinsen ent, tandenen Zu' 
wach •. ( ... ) 
Zudem Kllltn wir uns mit V~rlust~n aus dem 
Außenhandel abfinden, die die Gläubigerlan· 
der den Schuldner]jndern durch dcn ~cheinbar 
unschuldigen MechaniJmui dei freien Marktes 
~ulburden. ( ... ) 
.'RAGE: ( ... ) Wn liegt der polili.lche Au!weg 
aus der Sack p.lI.IC der Verschuldung?' 
.'. CASTRO: In einer globalen r\euW'rhand­
lung auf Regierungsebene - in eint'r N~u,er· 
handlung, die politisch bei der Unteneheidung 
ZwilChen legitimer und nich t ·legilimer Schuld 
beginnen muß. E~tere muß bezahlt. letztere 
annulliert werden. ( ... ) 
.'RAGE: Sehr gutl Durch einen magischen 
Z~ubc:rtrkk würd..: di~ Welt plötzlich, unter· 
stiltzt ~on der UNO, ~u einem Gipfeltreffen 
nach Genf oder zum Vatihn gehen, um liber 
das Projekl endgüllig ilbzustimmen. Die nicht· 
legillme Schuld I-\iirde ;mnu1!iert, Latein· 
amerika umerlie6e in den n~chsten 12 Mona­
ten die Zahlungen \"on sagen wir;,O Mrd S ... 
Und der aßJchlie6e!1de massenbafte Zusam· 
mcnbn.eh der Banken? 
F. CASTRO: Liegt das I'roblcUl beIm Bank· 
rott der Banken? :';un gut. wir werden die 
Banken retten. Die nichl einlubringende 
Schuld der Drinen Welt wurde mit Billigung 
der jeweiligt:n Parlamente von den Regierun· 
gen übernommen und in jährliche Ratenzah· 
lungen umgewandelt, finanziert durch fnlgen· 
de einfache Haushal turansfu,ion: Ein kleiner 
Teil des Militärhaushalls wurde in da! Finan;:­
sy'tem eingt:bracht. den Grundpfeiler des 
Kapilalismus und das Fundamt'ß\ .elb~1 der 
nationalen Sicherheit. 
FRAGE: Würden auch die Schuldnerlitnder, 
einlcblieSli~h Kuba, vergleichbarf; Kürzungt:n 
bei ihren Militarausgaben \/Ornehmen? 
F. CASTRO: Bei einem Szenarium, wo innere 
Um~trukturierung mit äußerer Enupannung 
einhergeht,ja. 
FRAGE: Da jedoch die Gläubigerländer die 
Zinl~n diktieren und dIe Preise fes\legt:n, wird 
dann der Ausweg aus der Schuldenkrise nicht 
eher ein dnseitigel ~10ratorium ~ein, um nicht 
ZahlungS\erweigcrung zu S<ogl!n? Und dann 
folgen die Reprenali~n? 
F.CASTRO: Moratorium oder ZahlungJver· 
weigerung, dies sind die letzlen AUJI-\·ege. Die 
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Alterllaüven einer Neuverhandlullg münen 
VQllkommen ausgeschöpft werden. Oder sind 
wir keine souveränen Staaten? 
Auch Reprenalien :.iehen nicht. Man verkraf· 
tet kommerzielle, finanzielle OOU politische 
Reprenalien eines oder mehrerer Gläubiger· 
länder gegenüber einem isolierten Schuldner· 
land; aher nicht gegenübu allen Schuldnern. 
Die Industriestaaten benötigen unsere Roh· 
stoffe und unsere Waren. Die transnationalen 
Firmen sind nicht zufilllig tramnational; Sie 
haben die Ökonomien der Schuldnerländer 
entsprechend durchdrungen, und es in wich­
tig, diese nrategische Gegebenheit nicht aus 
den Augen zu verlieren. 
Insbesondere Europa und Japan hängen ~'on 
der Dritten W(lt ab, das rangt schon bei der 
Tasse Kakao oder beim Orangensa!t an, die die 
Europäer undJapaner morgens trinken. 

FRAGE: Wo ~egt unter ökonomischen Aspek· 
ten der Vorteil der Gläubiger bei einem Nach­
laß der Schulden der Dritten Welt? 
... CASTRO: In der Neuordnung der ökono­
mien der Verschuldeten. Dies würde für die 
Industrieländer die Wiederherstellung der 
Winschahen bedeuten, die sie mit Rohstoffen 
versorgen, sowie einen größeren Handel mit 
den sich entwickelnden Ländern (die wieder 
zu wachsen beginnen würden) und eine Aus· 
weitung der Geschafte der Multinationalen mit 
den aktuellen Schuldnern, den Kapital· und 
Technologie importeuren. Lateinamerika 
könnte doppelt soviel wie jetzt auf dem ameri· 
kanischen Markt kaufen. Dies würde helfen, 
die Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten 
- die größte politische Unannehmlichkeit der 
Reaganomics - zu reduzieren. 
Nach meinen Berechnungen würde die Kauf· 
kraft der Orinen Weh auf den europaischen, 
japanischen und amerikani1Chen Mirkten in 
den nächsten 12 Jahren um fan 100 Mrd S 
zunehmen. Ein nicht zu verachtender Betrag. 

"RAGE: Eine ~'on den Banken enräumte 
Summe, legitim oder nicht. Wie wäre die Reak­
tion der Banken? 
F. CASTRO: Die einesVogds StrauS. Sie wol­
len bislang nicht in die Korrektur des Systems 
in~estieren. Sie glauben von sich, Passagiere 
eines anderen Bootes oder Bewohnereines an· 
deren.Planeten zu sein. 
Nun. wir stellen uns nicht den Zusammen· 
bruch der Banken vor. " 'ir haben vielmehr die 
Absicht - wenn auch auf indirektem Weg -
die Banken zu reuen. Erstens müssen sie daher 
"on den Regierungen. d.h. von denSteuerzah­
lern, die nicht·legitime Schuld - die durch ein 
internationales übereinkommen annulliert 
werden würde - zurückerhalten. Mit einer 
Kürzung "on nur 10 oder 12% der e:Hensi~en 
Militärausgaben würde dies ohne Steuererhö­
hungen bezahlbar sein. Und zweite", bedeutet 
der Frieden in der Zinsfragc auch Frieden in 
de r Frage der ferngcsteuerten Raketen. Ein 
Zehntel der Militärausgaben v.iirde die Grund­
lage flir eine internationale Entspannung schaf· 
fen. 

FRAGE: Oie Angelegenheit v.iirde sich also 
durch eine einfache mathemalische Operation 
erledigen lassen? 
F. CASTRO: Das fast Tragikomische der Ver· 
schuldung liegt genau darin: Es ist ganz einfach 
eine rechnerische Verdrehung, die heute das 
!.e])cn von mehr als einem Drittel der Mensch· 
heit zur Hölle macht. Die Lösung ist genauso 
einfach. Aber die einfachen Dinge werden 
nicht ernstgenommen. 
Mit dem von mir gemachten Vonchlag werden 
wir gegen die schreckliche Allianz der Bankiers 
und Generäle anrennen müssen. Eutere wollen 
die Spielregeln nicht ändern und letztere wol· 
len die Rechnungen nicht bezahlen. 
(Quelle: Leviathan, Opladen, Heft 4/1985, S. 
546ff.) 

Rezension 

Neuerscheinungen zur Schuldenkrise 
Besondere politische Ercigniue werfen in der 
Regel auf dem Büchermarkt ihre Schauen ~'or­
aUi- Oies ist bei der kommendenJahrestftgung 
von lWF und Weltbank in West·Berlin nicht 
anders. Gegenwärtig prägnantestes Beispiel 
dafür ist: 
Elmar Altvater/Kurt Hühner/Jochen L .... 
rentzen/ Raul Rojas (Hg.), Die Annut der Na· 
tionen. Handbuch zur Schulden krise von Ar­
gentin;en bis Zaire, Rotbuch·Verlag, Wut­
Berlin 1987, 298Sdtcn, 28 0M . 
das explizit einen Versuch darsteUt, Material 
fur die Diskussion über die Schuldenkrise, ihre 
Lösungsmodelle und die Zukunft der Welt· 
wiruchaft zu liefern. Nach einer Einftihrung 
übe r Ursachen und Verlauf der internationalen 
Schuldenkrise folgen Beiträge über das inte .... 
nationale Schuldenkriscnmanagemcnt, den 
Funktionswandel von IWF und Weltbank so­
wie über die Rolle der USA und der BRD in der 
Schuldenkrise. 
Während C. Dziobek die binnenwirtschaft­
lichen Auswirkungen der Schuldenkrisc auf 
den gräSten Schuldner der Welt und Umden­
kungsversuche in den USA analysiert, sieht A. 
Schuben die BRD als Krisengewinnler, der 
dureh hohe Leistungsbilanzüberschüsse zur 
Verschärfung der Krise beiträgt. U. Mcnzel 
untersucht die Ökonomische Schwerpunktver· 
lagerung und langfristige Umorientierung der 
US-Wirtschaft vom atlaoti,chen Raum nach 
Südostasien und Japan hin, das inzwischen zur 
gröSten Gläubigernation geworden ist. Da die 
USA ihre Führungsrolle nieht mehr allein 
finanzieren können, müßten sie in immer 
stärkerem Ausmaß auf Japan zurückgreifen. 
Neben der NATO sei das Land zum zweiten 
tragenden Pfeller der US·Globabtrategie ge­
worden. 
über die sich verschlechternde Stellung der 
Dritten Welt in der internationalen Arbeitstei· 
lung machen sich Fröbel/Heinrichs/Kreye Ge­
danken. Gut dargestellt werden von D. Mezg.:r 
und G. Junne die Ursachen des langfristigen 
Niedergangs der terms·of-trade für die Ent­
wicklungsländer. Der Aus~'erkauf der Boden­
schätze und die komp<'nsatiOll$lose Vernich­
tung nichterncuerbarer mineralischer Roh­
stoffe erweisen sich in der Schuldenfalle ab 
Sackgane. Die t\grarexporte können nicht mit 
dem PreiJ\erfall mithalten, weil für ihn $truk· 
turelle Ursachen ~'erantwortlich lind. Eine 
dauerhafte Steigerung des Preisni~'eaus ist da· 
mit nahezu ausgeschlonen. Da rur viele Länder 
landwiruchaftliche Exportprodukte die ein· 
zige Devucnquelle seien, müßten sie sich im· 
mer wieder verschulden, falls die Konzentra· 
tion auf diese Produkte nicht durchbrochen 
würde. 
Der Frage nach den Alternati"en gehen W. 
Hein und T. Mutter mit einem überblick über 
die neue entwicidungspolitische Diskuuion 
nach. Die einzigen Hoffnungsschimmer in die· 
sem etwas resignativen Aufsatz stellen für die 
Autoren eine gemischte Wirtschaft a la Nicara· 
gua sowie Konzepte einer "moral economy" 
dar. Das wichtigste Ziel sei die DurchlC,lung 
bürgerlich-demokratischer Verhältnisse. Auf 
der Suche nach neuen Wegen aus der Krise ist 
auch T. Hurtienne. Er versucht, eine konkrete 
Utopie für Entwicklung zu entwerfen und 
plädiert für demokratische Reformen, die die 
Überwindung der Strukturdefizite der Ent· 
wicklungsländer zum Ziel haben. Im Teil B 
finden sich schließlich 11 Landerbeilpiele, die 

unterschiedliche Ursachen, Verlaufsformen, 
Ausmaße und Folgen der Verschuldung ver· 
deutlichen. 
Die bereits fruher "ertretene ThC1c, daS die 
kontraktive Kreditpolitik der USA ein 
Schlüsselelement der Verschuldungskrise sei 
und die Länder der Dritten Welt durch IWt'­
Programme rur den Imperialismus sturmreif 
gemacht "ürden, "ersucht 
Herbert Schui, Die Sehuldenfalle. Schulden· 
krise lind Dritte·Wel t-Pol il ik der USA, Pahl. 
Rugenstein Verlag, Köln 1988, 182 Seiten, 
14.800M 
mit Zahlen, Statements und interessanten Hin' 
tergrundinformationen zu belegen. Seine 
lIauptthese: Die US·Zinspolitik ist eine be­
wußte Strategie. Oie Schulden werden als Waf· 
fe eingesetzt, um den Ausverkauf der Dritten 
Welt zu erzwingen und IOziale Reformen zu 
~·ereitc1n. Nach Schui liegt der US·Politik eine 
wohldurchdachte Gesamtstrategie zugrunde, 
deren Ziel die Verbeuerung der Operations· 
möglichkeiten der bedeutendsten US·Finanz· 
und Industriegruppen ist. O<!nn diese konnten 
durch die Hochzinspolitik ihre Marktanteile 
ausweiten und ihre Expansionsmöglichkeiten 
auf dem US·Markt verbessern, .... ohingegen 
kleinere Kapitale ruiniert wurden. 
Die durch die hohen Zinsen ausgelösten .-älle 
~'on Zahlungsunfähigkeit seien in Feuerwehr· 
aktionen ~'on Gliiublgerbanken. Regierungen, 
IIlIf, BIZ so reguliert worden, daß es in den 
Entwicklungsländern zu einer tiefgreifenden 
Wirtsch.1ft$krise kam. Die lokalen Unterneh· 
men wurden ruiniert bzw. geschwächt und 
stünden für einen ~ringen Preis zur Ober· 
nahme durch transnat;onalc Konurnc bereit. 
Gesetzliche Regelungen, die dies verhinderten, 
würden beseitigt. Diesc Art struktureller An· 
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pauung würde mit Weltbankkrediten belohut 
oder sei Bedingung rur neue Umschuldungen. 

Im Zusammenhan~ mit dem Schuldenmanage· 
ment spricht Schui von "organisierter Kapital· 
,-ernichtung und gründlieh vorbereiteter und 
betreuter PlazierWlg von Kapital im Bereich 
von Produktion und Kredit". Mittel und Ziele 
der Politik seien so ausgeh:gt, daß "das Big 
Businen den Prozeß der Durchsetzung seiner 
endgültigen Vorteile" sdladlos übersteht. Ver· 
lkrer seien kleine Kapitale. die abhängig Be· 
schäftigten, die Armen und natürlich die 
Länder der Dritten Welt. 

In diesem anregenden und materialreichen 
Buch erscheint die Verarbeitung der Schulden-
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krise im Interesse de' transnationalen Kapitals 
als zu glatt und eindeutig. Die Krisenpwzesse 
des Schuldenmanagemenu werden als zujeder 
Zeit vom internationalen Finanzkapital be· 
herrscht dargestellt, heikle Situationen durch 
das "klare politilche Konzept der USA" ge· 
meistert. "Lösungsstrategien" tauchen immer 
dann auf, wenn sie gebraucht werden. Oie 
widersprüebliChen EJemente werden einfach 
glattgebügelt. 
Das Verhältnis von Ökologie und Verschul­
dung thematisiert 
Elmar Altvater. Sachzwang Weltmarkt. Ver· 
sehuldungskrise, blockierte Industrialisierung, 
ökologische G.:fährdung - der Fall HrasHien, 
VSA·Verlag. Hamburg 1987,382 Seiten, 34 
DM. 
Er möchte "die Zusammenhänge zwischen 
ökonomischen Kri5Cntenden:ten des Welt· 
markts, den politischen IntelVentionsmöglich· 
keiten des Nationalstaats, materiellen Leben,· 
bedingungen und politischen Partizipation,· 
möglichkeiten der Bevölkerung und den Be· 
dingungen einer komplizierten und fragilen 
ökologie einer Region" im Beispiel Amazo­
nien entfalten. Er versucht herau$llufinden, 
was die Schuldenkrise mit der ökologischen 
Gefährdung einer Region zu tun hat. Für Alt· 
vater bildet die Verschuldungheute eine ellte r­
ne Schranke für eine nachholende Indusuiali· 
sierung der Entwick lungsländer. 
Die Vennittlunguchritte zwischen Weltmarkt, 
Nation und Region erklärt e r mit der unter­
schiedlichen Reichweite \'on Wirkungszusam· 
menhängen. Alle drei stellten als funktionale 

Räume sich überlagernde Schichten dar. die 
die Unteßcheidung zwischen internen und 
externen Faktoren hinfällig mache. Da der 
Weltmarkt nicht außerhalb der nationalen Pro· 
duktions:räume existiere, sondern als Bewe· 
gungsform des Kapitals in Ihnen, reproduzier· 
ten sich die Widersprüche, Ungleichuitigkei· 
ten und Krisen z .... ·ar von Land zu Land und 
von Region zu Region unterschiedlich, aber 
dennoch notwendig auf nationaler und T1:gio· 
nalu Ebene. Oie Region sei somit der eigent· 
liche Ort der Widerspruche zwischen den 
Funktionsräumen. 

Das ökonomische Prinzip des Weltmarkts ist 
nun allerdings gegenüber den nationalstaat· 
lichen Prinzipien der Hegemoniesicherung und 
de r ökologischen Transfonnation der Region 
so dominant, daß von einer Art Sachzwang 
gegenüber politischen Instanzen und ökologi· 
sehen Reproduktionsbedingungen gesprochen 
werden könne. Dieser führe zur Ausbeutung 
von Ressourcen - zum Zwang der "lnwertset­
zung" -, der auf ökologische Gleichgewichte 
keine Rücksicht nimmt und die Umwelt hem· 
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mungslos zerstört . Dies wird im Buch ein· 
drucksvoll an der Amazonas-Region aufge­
zeigt. 
Um die Zerstörung aufzuhalten, scheint Alt· 
"ater ein globaler öko· Reformismus (Strei­
dlung der Schulden, Redimensionierung der 
Gr06p.rojekte, neue Weltwirtschafuordnung, 
bessere Verteilung der Investitonen, Reduk· 
tion der Wdtmarktabhängigkeit und Ausdeh· 
nung des Umweltschutzes) die einzigerfoJg-.·er· 
sprechende Strategie zu sein. 
Ein Problem dieses lesenswerten Budles ilt, 
daß es eigentlich drei Themen sind, die hier 
behandelt werden: die Veßchuldungskrise 
und die Möglichkeiten nachholender Indu· 
strialisierung; das Potential und die Unterent­
wicklung Amazonicns: der Versuch eines 
Modellentwurfs, um Ökologie und Ökonomie 
in einerTheorie zusammem:ubringen. Alle drei 
Bereiche ttehen jedoch relativ unverbunden 
nebeneinander. 
Probleme inhaltlicher Art liegen in der relativ 
fatalistischen Konstruktion der Sachzwang­
Logik, die letztlich auf eine völlig Ohnmacht 
des bürgerlichen NationalSIaats hinausläUft. 
Unveßtändlich bleibt auch, warum Inwertset­
wng immer nur für den Weltmarkt erfolgen 
können soll und nicht für den Nationalstaat, 
und warum es ohne internationale ökonomi· 
sche keine nationale politische Integration 
geben soll. Was für Rnsilien noch richtig er· 
scheint, wird für andeT1: Regionen der Welt 
falsch. 
Schließlich noch etwas zu Naturgesetzen und 
Physik. Wenn man schon - was sicherlich rich· 

tig ist ~ die thermodynamischen Gesetze be· 
müht, sollten sie auch richtig dargestellt und 
bahnbrechende Neuerungen in der Forschung 
nicht nur zitiert, sondern aueh inhaltlich ver­
arbeitet werden . • Fragwürdig erscheint die 
übertragung des Enuopiekonzepu und ther­
modynamischer Gesetze auf gesellschaftliche 
Systeme. 
Elmar Altvater/Roland Bunzenthal /Wilhelm 
Hankd u.a" Soll und Haben. Stralegien und 
Alternativen zur Lö~-ung der SchuldenluiK, 
Konkret Literatur Verlag, Hamburg 1988, 230 
Seiten, 22 DM 
kommt ebenfalls frisch aus der Druckerei und 
,"ereint allgemeine Themen zu Entstehung und 
Verlauf der Versehuldung(skrise) mit Länder· 
beispielen und alternativen LÖlungsstrategien. 
Mit der Auswahl der Länder Peru, Südkorea 
und Ungarn itl eine intereSliame Zusammen· 
stellung gelungen, die jeweils völlig umer· 
schiedlich gelagerte Fälle behandelt. 
11. Sangmeister untersucht mit Peru ein seit 
1800 immer wieder überschuldetes Land. R. 
Werning und Du·Yul Song beuen sachkundig 
die Verschuldung in die wirtschaftliche Em­
wicklung Koreas seit dem 2. Weltkrieg cin Wld 
beleuchten angesichts der bevorstehenden 
Olympiade Aspekte einer ,,'FrontSIaat'· 
ökonomie". H. Knabe untersucht mit Ungarn 
einen bislang weniger beachteten, aber pre· 
kären FaU eines gegenüber westlichen Gläubi· 
gern ~-ersehuldeten sozialin15chen Landes. 
Oie Vorschläge l':ur Lösung der Venchuldungs· 
krise haben ganz unterschiedliche Qualität. 
Ein Plädoyer für einen umfassenden Forde· 
rungsvenicht der Banken, der gleichzeitig cin 
erster strategischer Schritt zu einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung sein soll, falls sich 
Verschuldu~krisen nich t zukünftig immer 
wiederholen sollen, hält L. Vollmer (siehe 
Dokumentation). Er setzt sich detailliert und 
weitgehend überzeugend mit oft vertretenen 
Argumenten und Lösungs,"onchlägen rechter 
und linker Kritiker auseinander und kann 50 

den eigenen Vorschlag zusätzlich legitimieren. 
Neben einer Schuldennreichung erblickt W. 
Hanke! '·.a. in strukturellen Reformen in den 
Entwicklungsländern, wie dem Aufbau eines 
effizienten In\"enmentbanksynems, einen 
Ausweg aus der Krise, da die Abhängigkeit der 
Dritten Welt vOn Fremdfinanzierung und Aus· 
landsbanken durchbrochen werden müsse. 
Zu denjenigen, die selbst noch in der schwäue· 
sten Nacht ein Licht sehen und die Krise als 
Chance begreifen, gehört M. Mies mit ihrer 
Forderung nach Subsistenz statt "Entwick· 
lung". Anstalt Szenarien zur Krisenlösung zu 
entwerfen, und die (von weißen Männern be· 
herrschte) kapitalistische Wachstumsmaschine 
wieder flott zu machen, macht sie sich Gedan· 
ken über eine zukÜnftige Gesellschafts· und 
Wirtschaftsordnung, deren Grundlage nicht 
mehr die Ausbeutung und Unterwerfung der 
drei Kolonien (Natur, Frauen und Entwick· 
lungsländer) des weißen Mannes ist. 
Im folgenden umreißt sie die Konturen einer 
"öko· feministischen" Gesellsehaft auf der 
Grundlage einer "moral economy", in der 
Subsistenzproduktion da, Ziel ist. Das Ausein· 
anderbrechen des twangsintegrierten Welt­
markts müsse besonders für die Armen der 
Dritten Welt als Chance gelehen werden. Diese 
und insbesondeT1: die Frauen seien nämlich 
von der Krise nur wenig betroffen. Oftmals 
ginge es ihnen seit der Krise besser als vorher, 
da "Entwicklung" nur Raub, Krieg, Gev.·ah 
und Zerstörung bedeute. 
Mit dem Scheitern der Entwicklungspro­
gramme und dem Rüekzug internationaler 
Organisationen scheint sich eine geradezu 
bukolische Idylle auszubreiten. Warum dann 
noch gegen eine im Kern menschenverach· 
tende Politik gekämpft werden sollte, wi rd 
nicht ganz klar. Peler 1mbu5Ch 
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Plattform der IWFlWeltbank-Kampagne '88 
Auf dem Vorbereitungstreffen der IWF I 
Weltbank-Kampagne 1988 in Honn wur· 
de am 24. Januar d.]. die Plattform der 
Kampagne verabschiede t , die wei t­
gehe nd mit der Fuldaer Erklärung des 
11. Bundesko ngresses enlwicklungspo li. 
tischer Aktionsgruppen (28,.31. Mai 
1987) ident isch ist. 

.,Wohlstand und Frieden" vcrspl'1lchen die 
Grunder der Weltbank den Menschen am Ende 
des Zweiten Wdlkricgs und kündigten ein 
neuts Zeitalter an. Doch Wohlstand wurde nur 
den Reichen und den Metropolen zuteil. Die 
ungehemmte Jagd der Banken und Konzerne 
nach immer höher<:" Gewinnen hat zu einer 
drastischen Wiruchaflskri$e geführt. 
Die Kris" hat kataslTopha\e Konsequcrrtcn für 
die Völker der "Dritten Welt": Hunger, Ar­
mut, Krieg, :'lassenarbeitilosigkeit. weitere 
Zerstörung der bestehendeo sozialen Bezie­
hun8"'n. der lUtürliehen Lebensgrundl.agen wie 
auch der kulturellen Identität. 
Betroffen sind auch wir. weil Arbeiulosigkeit 
und neue Armut in den Industrieländern nur 
ein anderer Ausdruck denelben Kapitah·er· 
wertungskrise sind, die die "Dritte Welt" in 
den Ruin treibt. 

Wir wissen 

• Die Verantwortung für die Verschuldungs· 
krise tragen die ~ Ietropolen, ihre Konzerne, 
Banken und ihre Statthalter in der "Dritten 
Welt" und nicht die Bevölkerung in den 
Schuldnerländern. 
• Mi t der gegenwilrtigen Situation findet ein 
neokolonialcr Prozeß, der mit der Gründung 
des Internationalen Wilhrungsfonds (IWF) und 
der Weltbank in Bretton Woods 1944 auf die 
IIcgemonialinteretsen der USA zugeschnitten 
wurde, seinen vorläufigen HÖhepunkt. 
• Seit 1945 hat die wirtschaftliche Ausbeu· 
tung der " Dritten Welt" mebr Tote durch Hun­
ger, Armut und Elend gefordert als alle militä· 
rischen /\ useinandersetzungen. 
• Die Versehuldungskrise hat ihren Ursprung 
nich t nur im kapitalistischen Wirtschafts· 
sYStem und de r AUlibeutung der Länder der 
"Dritten Welt", KIndern bedarf darüber hina\U 
einer weitergehenden Analyse der Verknüp­
fung mit patriarchalischen Ausbeutungsstruk· 
turen. Die Wirtschaftsstruktur der Länder d<:! 
"Drillen Wel t", sowohl im agrarischen als auch 
im industriellen Bereich. ist auf die Inte ressen 
de r kapitalistischen Industrieländer ausge· 
richtet. Die ungerechten Austauschverhäh· 
nisse auf dem Weltmarkt manifestieren sich in 
niedrig gehaltenen Preisen rur Produkte aus 
diesen Ländern und extrem hohen Preisen für 
E;t;portprodukte der kapitalinischen Indu­
stricländer. 
• Durch eine Politik zunächst billiger Kredite, 
die sich durch die US·Hochzinspolitik schlag· 
artig änderte, "enchärfte sich dall Problem der 
Verschuldung und der ungerechten Austausch· 
verhältnisse. Die Länder der "Dritten Welt" 
,ind heute sogar Nettokapitalexporteure. 
• Die Hochzinspolitik trug dazu bei, d ie Auf· 
rüstung der USA zu finanzieren. Die kapitali­
stischen Industrieländer 5Ctzen ih re Intcressen 
gegenüber der "Dritten Welt" im Zweifelsfall 
aueh rücksichulos militärisch durch (z.B. 
Grenada, Nicaragua). Die BRD integriert sich 
mehr und mehr in dieses Konzept militärischer 
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Konfliktlösunll. 
• Die Weltbank und andere Finanzorganisa· 
tionen vcrursachcn durch die direkte Förde­
rung von unverantwortbaren Projekten und 
eine auf Monokulturen ausgerichtete Land­
wirtschaft eine Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Die Länder der "Drillen 
Weh'" werden gezwungen. durch Rohstoff­
und Agrarexportc (z.B. T ropcnholz) Schulden 
und Zinsen zu bezahlen. 
• Die Krise wurde von den Eliten in vielen 
Ländern der "Drinen Welt" durch hohe 
Rüstungsausgaben, teure Prestigeobjekte und 
Kapitalflucht noch '·crschärft. 
• Immer mehr Menschen der "Dritten Welt" 
versuchen diese r Situation zu entfliehen und 
werden hier als (Wiruchafu-) Fliicht linge er· 
neut unterdrück t oder gar in Ausbeutung, .'01· 
ter und Tod abgeschoben. 
• Die Entwicklungshilfc der kapitalistischen 
Industrieländer ist in deren Interesse und dient 
dem Aufbau von lVirtschafustrukturen nach 
dem Muster der kapitalistischen Industrieliin· 
der . Dies führt zu einer systematischen Ver­
elendung in den Ländern der "Drillen Welt". 
Die Schulden der "Dritten Welt" belaufen sich 
derzeit auf mehr als 1.000 Milliarden USo 
Dollar ('" 1.000.000.000.000 US·Dollar). 
Durch die hohen Zinnahlungen wurden be· 
reits Beträge in Höhe der ursprünglichen Aus­
leihungen an die Banken zurückgezahlt. Die 
BRD·Banken haben einen Großteil ihrer Kre· 
dite bereits abgeschrieben. 
Die Schulden sind nicht rückzahlbar, da häufig 

die Exportcrlöse nieht einmal zur Zinszahlung 
ausreichen. Das Krisenmanagemcnt von I\\'F, 
Weltbank und Geschäftsbanken mit Um· 
schuldungen, Neukrediten und Einzelfallbe· 
handlung der Schuldnerländer festigt die Ab­
hängigkdt und ve rschärft die Krise. 

Deswegen unlers rulzen wir 

die Forderungen nach Streichung der Schul· 
den, d ie "on der betroffenen B"'ölkerung in 
der "Dritten Welt" erhoben werden. Die Bil· 
dung eineli SchuldnerkarteUs kann ein erster 
Schritt sein, um dem GliiubigerkarteH eine 
Kraft entgegemustellen. Die Lasten der Ver· 
schuldungskrise, die vor allem durch die IWF· 
Auflagen verstärk t werden, münen nach dem 
Verursacherprinzip ,'on denen getragen wer· 
den, die dafür verantwortlich sind und daran 
verdienen. 
Doch dies wird nicht ohne eine tiefgreifende 
Vednderung der internationalen Beziehungen 
und gesellschaftlichen Macht "erhältnisse zu er· 
reichen $Cin. Deshalb unterstützen wir die 
sozialen und politischen Bewegungen in der 
,.Dritten Welt" und in den Metropolen. die 
gegen da.! Machtkartell von Konzernen, IWF, 
Weltbank und Eliten kämpfen. 
Eine Sehuldenstreichungalleinjedoch wird die 
Probleme langfristig nicht lösen. Solange die 
Beziehungen der Völker über den "freien" 
Weltmarkt geregelt werden, solange alw das 
Prinzip des größtmöglichen Gewinns das poli· 
tische und ökonomische Handeln bestimmt. 
"'erden Mensch und Umwelt nur all Koslen­
faktor darin auftauchen. Solan8'" kann el auch 
keinen wirklichen Frieden geben, und die 
Kette der wirtschaftlichen Krisen mit ihren 
verheerenden Auswirkungen auf die Bevölke' 
rung in der Peripherie und zunehmend auch in 
den Metropolen wird nicht abreißen. 
Im Sept~mber 1988 lOH die jahrenagung des 
Internationalen Währungsfonds und der Welt­
bank in West·Bedin stattfinden. Dort stellen 
die flihrenden Industriestaaten und Groß· 
banken die Weichen für die Schuldenpolitik 
und du Krisenmanagement der nächsten 
Jahre. 
Deshalb rufen wir zur IWF-/We!tbank-Kam. 
pagne 1988 auf. 



IWF 'Wellb8ll~-.Kamp8gne 

Auf der 3. Aktiorukonfcn.'tlz de r Kampagne, 
die am 23./24. April dJ. in Wen- 8edin tagte, 
wurd e ein Fahrplan ftir die Aktionen gt~n den 
Gipfel von Internationalem Währungsfonds 
(IWF) und Weltbank (27,-30. September 1988 
in Wcu-Bcrlin) bCJchloucn. Er enthält fol­
gc:ndc Elemente: 
Gcgenkongreß am 23./24. Sep tem ber 
Der Gcgcnkongrcß wird ,'on einem internatiG­
nalen Förderkrrili "orbe«:i!<:!, um Betroffenen 
aus der Dritten Welt die Möglichkeit zu geben, 
ihre Posit ionen darzustellen. An einem Tag 
sollen die Urloachcn der Krise und am anderen 
Alternativen und Strategien dilkuti<:r! werden. 
lkmOß51r .. t ion und Kundgebung am 25. 
Septt'mbcr 
Die OemonUl'lItion wird am Sonntag-Vormit· 
tag ltanrindcß, um so die Teilnahme \'on 
Gruppen aus der Bundesrepublik zu ermög­
lichen. Sie wird "on einem offenen Trägerkreis 
mit Sitz in West-Berlin vorbe reitet. 
In ternationales T ribunal vom 26.·29. $cp tcm· 
.,." 

Parallel zum l WF/Weltbank-Gipfel wird das 
" Internationale Tribunal zur Verteidigung der 
Reehte der Völker" , das von der italienischen 
Lelio-Basso·Stiftung getragen wird, tagen. 
Eine imemationaJeJury aus prominenten Poli· 
tikerlnnen, JuristInnen und Wirtschafuwis­
senschaftltrJnnen wird übe r eine Anklage­
schrift befinden, die von der Lateinamerikani· 
schen Juristemereinigung er5lellt wurde. Be· 
troffene aUI der Dritten Welt sind als Zeugen 
g.:laden. 
Parallel zu den Veranstaltungen findet eine 
Aktionswoehe statt, die von den einzelnen 
Gruppen und Organisationen eig.:nständig g.:. 
plant und verantworte t wird. Mitte bis Ende 
Juni dJ. wird in West· Beflin die vierte Ak· 
tionskonferenz stattfinden, die die einzelnen 
Aktivitäten koordinieren !iOlI. 

Bücher 

Nehen den in die~m Heft rezensierten Neu· 
eTicheinungen zur Schuldenkrisc sind in den 
bei den letzten Jahren eine Reihe von weiteren 
Büchern erschienen. 
Nichts an Aktualität eingebußt hat 
D. Boris u.a. (lIg.), Schuldenkri.se und Drille 
Welt. Stimmen aus der l'cripheric, Pabl-Ru &" n· 
~tein Verlag, Köln 1987,240 S., 14,80 DM , 
da. bisher als einzig.: deutschsprachige Publi­
kation Stellungnahmen unterschiedlicher poli· 
tischer Couleur aus der Dritten Weh ZU Ur· 
sachen und I.ösungsmögli<;hkeiten der Schul· 
denkrise dokumentiert. Hienu zählen Bcitriig~ 
bekannter Politiker, Winenschaftler und Ver· 
treter von Massenorganisationen ebenso wie 
Re!iOlutionen und Erklärungen von intematio· 

nalen Zusammcnschlünen von Staaten, Par· 
teien und Gewerkschaften. In einer Einfüh· 
rung von Prof. Dieter Boris werden Ursachen 
der Verschuldung, die aufgezwungene Austeri· 
tätspolitik, Lösungsan,ätze aus der Dritten 
Welt und den Metropolen lowie Perspektiven 
der Krise diskutiert. 
L\ISF/ASK (Hg.), Die Dritte Welt in dn Schul · 
denkri !!<:. RollI' der Bundesrepubl ik. Di,kus· 
sion um Altcrna ti ven, L\lSF, t' rankfu rt 1986, 
347 S., 38 mf 
enthält die gesammelten Beitrag.: einer 1986 
veranstalteten Konferenz. Es nimmt eine Be· 
standsaufnahme de r Schuldenkrise vor wul 
skiuicrt die hiesige Dukuuion üher Alterna· 
tiven. Den Schwerpunkt bildet dabei die Poli­
tik der Bundesrepublik: Position in der Welt· 
wirt.chaft , Enlwicklung5politik, Strategie Wld 
Interessen der Banken. 

Mit diesem Themenbereich befaßt ~ich auch 
S. Pa ler (Hg.), Geld für die Welt. Bundes­
deu tsche Banken und Dritte Welt. E lnmedko 
international Buch, I...;i muv Verlag, Bornhe im· 
Mertcn 1987, 175S., 16,80 DM 
Es analysiert in "ersehiedenen Beiträgen die 
RoUe der bundesdeutschen Banken und Kon· 
zerne bei der Verschuldung. Weitere Aufsätze 
untersucheIl, wie die Entwicklungshilfe zur 
verstärkten Ausbeutung der Dritten \\'elt bei· 
trägt und wie durch die Verschuldung die Ent· 
wicklungsliinder in noch stärkere Abhängig· 
keit von den Westmächten geraten. 
J . Bom/t' . Castro/E. Mandel/W. Wolf. Schul· 
denkrise, isp·Verlag, J.·ranklurt/M. 1987, 124 
S., 14,80 mt 
vereint sehr unterschiedliche Beiträge. W. Wolf 
u!1tersucht die einzelnen Mechanismen zur 
Ausbeutung der Dritten Weil. F. ~tro be· 
s<:hreibt Auswirkungen der Schuldenkrise in 
Lateinamerika und erläutert seinen Lösungs· 
vorschlag. E. Mandel untersucht den Einsatz 
des Kredites als Motor der spätkapitalistischen 
Wirtschaft. J. Bortz weist auf den Zusammen· 
hang zwischen lateinamerikanischen Schulden 
und den Zyklen der Weltwirtschaft hin. 
Drei Publikationen von Paul Sander und 
Michael Sommer liefern eine leicht verstand· 
liche Einstiegslektüre in die Verschuldungspro­
blematik. 
P. SanderfM. Sommer, Danken, Kred ite und 
die 'Dritte Weil ', Band I, Schmetter ling Verlag, 
Stu ttgan 1988, 128 S., 9,50 DM 
erläutert die Entwicklung der Verschuldungs· 
krise , ihre Ursachen und das Krisenmanage· 
mem. Deuweite Band 
.,Südkorca, Argent in ien. Tansania - Länder· 
beispiele, ca. 125 S., 9,50 DM, 
de r in Kürze erscheinen soU, beschreibt die 
Probleme anhand von Bcispiekn. 
P. Sandner/M. Sommer, IWF-Weltbank. Ent· 
wicklungsh il fe oder fin an"tpoli tisehcr Kr.üp pd 
fü r d it; 'Dritte Welt', Schmetterling Verlag. 
S tuttgart 1987, 128 S., 9.50 DM 
enthält einen hinorischen Abriß, eine Be­
schreibung der organisatorischen Struk turen 
der beiden Finanzinstitutionen und stellt die 
politischen und finan;o;technischen Bedingun· 
gen für die K.reditvergabe dar. Desweiteren 
werden die e!'Zielten "Erfolge" und neue Ten· 
denzen analysiert. Wie die beiden anderen 
BUcher en thält es vit;1e T abellen und Graphi­
ken sowie dn Glonarium. 
U. K. Laaser/K.E. Wendt (lIg.), Schuldenkrise 
und Armut in der Dritten Weil, Argumenl­
Verlag, Wu t-Berlin/Hambu rg 1988, 216 S., 22 
O!\·l 
beinhaltet I I Einzelbeiträge U.a. VO n E. Alt­
'"luer, A.G. Frank, H. Schui, F. Fröbe! und N. 
l'eaeh, zu zwei Schwerpunkten: Genese, 
Struk turen und Konsequenzen der Schulden· 

Aktions- und Materialspiegel 

krise !iOwie Strukturwandel internationaler Be· 
ziehungell vor dem Hintergrund technologi· 
scher Inno\t3tion und globalisierter Dh"Cr,ifi· 
zierung von Produktion und Reproduktion. 
Anfang Mai dJ. ist in deutscher Obersetzung 
S. George, Sie sterbc.n an unserem Geld. Oie 
Verschuldung de r Drillen WeIl , Rowohlt 
T aschenbuch Verlag, Reinbc.k 1988,384 S., 
16,80 m.l 
erschienen. Leicht verständlich schilder! Susan 
George anhand von ,ielen Beispielen Ursachen 
der Verschuldung und Auswirkungen der 
damit finanzierten Entwicklung in der Dritten 
Welt. Sie berichtet üher die Verelendung, die 
durch die IWF ·Programme ausgelöst wird und 
untersucht mögliche Wege aus der Krise. 

Materialien 

Eine knappe und vef$tfindlichc Darstellung der 
VerschuldungsprQhlematik liefer! "ASK ak· 
ludI. Die Schuldcnhombe tickt", ein ,·ietSei· 
tiges Informationsblau des Antiimpcrialisti· 
sehen SoHdariläl$komitees (ASK). Esenthäll 
Beiträge zu Auswirkung.:n und Ursachen der 
Schuldenkrise sowie zu den Folgen fur die 
Dritte Welt. Es erläutert die Rückwirkungen 
auf dic Metropolen wie die Gefahren, die die 
Krise in sich birgt. Und es enthält einen Forde­
rungskatalog für ihre Losung. 
Das Blatt kann zur Verteilung bei VeranSlal· 
tungen und anderen Gelegenheiten beim ASK, 
Hamburger Alle S2, 6000 Frankfurt 90, Tel. 
069·709060 bezogen werden (Staffelpreise je 
nach Slückllahl). 
Die.selben Themen wie das AS K· lnfo behan· 
delt auch eine achtseitige Sonderausgabe de. 
Publik-Forum, Zeitung kritischer Christen: 
"Die Schuldenoombe. Dem Elend ein Ende 
se tzen". 20 Expl. kosten 15 DM, 100 Expl. 40 
D!>I und 1.000 Expl. 250 D!>l. Bezug: Puhlik· 
I'orunl, "ostfach 201 0, 6370 Oberursel. 
Weiu:rhin erhältlich iSI der Reader des BUKO 
.,Elende Schuld - unversehuldetcs Elend, 
(170 S. (DiN A 4), 15 D!>I), der Länder· 
analysen, Beiträge zu den Ursachen und zur 
Beschreihung der Krise, zu l..ösungsaruatzcn 
sowie Aklionsvorschläg.: enthält. Bezug' 
BUKO, Nernstweg 32·34, 2000 lIamburg 50 

Argcnt inien - ein Volk z .. ischen Schulden 
und Schuldigen, Regisseur Bo b Hof, Niede r­
lande/BRD 1985, }' arbe , 43 Minuten 
schildert d ie Beziehung.:n zwischen der ver· 
heerenden Wirtschaftspolitik der Militärs und 
ihrer Unte rdrückungs politik. Er zeigt das 
Dilemma der demokratischen Regierung, die 
in die "u6~tapfen dC$ Militärs treten muß, 
wenn sie die Rückzahlung der 50 Mrd S Schul· 
den, die ihr die Diktatur überlassen hat, auf 
Kosten dei Volkes enwingen will . 
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Wir verschenken 

Bücher ... 
. . . an alle, die uns eine/n neue/n Abonnenten/in nennen 
oder das AlB verschenken. 

Das Ganze ist denkbar einfach: Abokarle in der Heftmitte 
ausfüllen,eines der unten abgebildeten aktuellen Dritte­
Welt-Bücher angeben (oder die vollständige Liste anfor­
dern) und abschicken. Das Buch wird sofort ausgeliefert 
(bei Erteilung einer Abbuchungsvollmacht) oder nach 
Bezahlung des Abopreises von 29 DM (zzgl. 4 DM Porto). 

Viktor Sukup 
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Pah/·Rugenslein 
272 Seiten, 14,80DM 

Herbert Schul 
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Herbert $chui 
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Pah/-Rugenstein 
184 Seiten, 14,80DM 
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Oie/er &xis u a (Hg) 
SchuJdenkrise und Drltte Wen 

Simmen aus der Peripherie 
Pal1l-Rugenstein 

240Seiten, 14.80DM 



Zwischen ihnen war es 1983 zum Bruch 

gekommen, als der syrische Präsident die 

gegen Arafat gerichtete Meuterei der 
prosyrischen Fatah-J'raklion Abu Musas 
unterstutzte. 
Die Vereinigte Nationale Führung des 
Aufstands hatte in ihren Kommuniqur!s 
(so in Flu8bl3u Nr. 12 vom 2. April und 
in Nr. 15 vom I. Mai d.J.)12 wiederholt 
eine synsch'paliistinensische AUSloh­
nung befUrwortet sowie eine Einigung in 
der arabischen Welt und deren Unter­
stützung des Palilstinenseraufstands als 
.... ichtige Bedingung einer erfolgreichen 
WeilerfUhrung dieses Kampfes bezeieh· 
net. 
Der mit dem Pal:.iSlincnseraufstand ver­
bundene Prestigezuwachs der PLO in der 
arabischen Welt hat die paliistinensisch­
syrische Aussöhnung beschleunigt. Die 
Ermordung des hochrangigen I'LO· 
funktionärs Abu Jihad bot schließlich 
den naurigen Anlaß der Aussöhnung. 

Die Ermordung Abu jihads wurde of­
fensiChtlich \'om inneren Kreis des 
israelischen Parlaments geplant und, vom 
israelischen Geheimdienst Mouad au!­
gefUhrl. 13 Ein Ziel der Aktion war es, 
mit Abu jihad, der als PLO-Verantwort­
Iicher fUt die besetzten Gebiete galt, den 
fUhrenden organisatorischen Kopf des 
Aufstands zu beseitigen und damit auch 
die Rebellion zu schwächen - eine Ziel­
setzung frdlich, die genau das Gegenteil 
erreichte. 
In den an1J.ßlich der Beerdigung Abu 
jihads in Syrien gefUhrten Gesprachen 
Arafats mit Assad am 25. April d.J., die 
durch eine Palastinenserdelegation vor­
bereitet und von Libyen und Algerien 
vermittelt worden wartn, ging es im 

wesentlichen um funf Grundsatzfragen: 
die Beziehungen der PLO zu Ägypten, 
den PaJäslinenseraufSland in den besetz­
ten Gebieten, das Spannungsverhahni~ 

zwischen bewaffneter palästinensischer 
Präsenz und den Syrern im Libanon, die 
Ablehnung des Shultz-Plans 14 50 ..... ie um 
den Golfkrieg. 
Assad erhofft sich \'on einer s)'Tisch-palä­
stinensischen Aussohnung, die Stellung 
Syriens in der arabischen Welt wieder zu 
stärken, die durch seine Unterstützung 
Irans im Golfkrieg gelitten hat. Zum an­
deren möchte Damaskus über verbes­
serte Beziehungen zur PLO Einfluß auf 
den PalästinenseTiiufstand in den beseu.­
ten Gebieten gewinnen. 
Denn eines deutet sich schon heute an: 
Der Druck des Palästinenserauhtandes 
kann, wenn er ~ußere Rückendeckung 
erhält und lange genug andauert, die 
Kräfteverhältnisse in der Region verän­
dern. Von maßgeblicher Bedeutung wird 
dabei die Haltung der arabischen Staaten 
sein. Ober sie wird sicherlich die rur juni 
1988 angesetzte. außerordentliche Ara­
bische Gipfelkonferenz näheren Auf­
schluß bringen. 

ErtchF~ed 

Von Opfem zu Tätem 
Schuld und Mitschuld am Verbrechen 

gegen das palästInensIsche Volk 
T .loglich die i'/achrichlen: "Zwei oder drei l';d~­
stinenscr el'1eho~scn." \lanchmal sind n mehr, 
sogar zehn oder lwolf. l)oclJ irgend ... ie helfen 
einem die ~ledien, ,kh daun lu gcwnhnen, ro 
wie man lich huher an die laten der l'SA in 
Vielnam oder an die "orde der Contras in 
~;t;lU'''l;Ua gewöhnt h;ot. _\ber man darf .ith ~n 
die \'erbrechen des ShamtT·Rabin·Regimel in 
hrael an den Pal"-stinen,em ~nau \0 wenig 
gewöhnen wie dn jene ,ilteren \lordc. Die 
israeli~che l'nlerdriick""Slrell!it:rung;1I ebemo 
wie ihre sudafrikani5~hen Bundcs~no§sen ~u 
einer Verbrecherregierung ~wof(kn. 
In der BundesT/::publik .,her herudtl noch 
systematische De~inloTmation. Cbcr den 
Morduberfal1 des israeliIChen (;eheimdien~tn 
in Tuni. wird gdogt'n, n h~nd~1e .ich ,iellcicht 
nur um innere Konflikte zwi.chen ,·ersdtie· 
denen palaslincnsi)chcn ferrorgruppen. O~, 
ist bewußte Luge. Einer der fuhr<,ndcn israeli· 
sehen Geheimdienstkr hai kUTZ ,or dem Mor­
den in Tun;, der rechtuadik.llcn ;sraelhchen 
Zeitun\l "D~\':l.I" ges.il);t, der Gehcimdi<'mt 
..... erde die führun!! der 1'1.0 im Land,., und 
jen~;B der Grenzen liquidkren. Da' ..... ar klMe 
Sprache. 
LS in außerdem ebenso unJ;Creo;:ht, die p~lJsti· 
nensische treiheit!l)Cwegung .als Terroristen 
zu bezeichnen, wie es "n!:Crecht war, "'enn d,e 
:>Oazis die fnm;'Qsiuhen oder jugollawiJchen 
\\'identandJkampfer ferroritlen nannten. 
Auch hier wie damals iq C'nu~heidend. wer 
we$sen Land befetlt hat. "er wen ,enrieben 
haI. 
Id> wurde als KindJ"dls~her Ehern durch Hit· 
ICTs Einffidrsch in Ö.leneich 'or einem halben 

Anmerkungen; 
I) VgL Internationaillerald Tribune (mT), 

Paris. j1.3.1988 lind Frankfurter Allge­
meine Zeitung( F AZ). 31 S.1988 

2) II-rr, 1.4.1988 und Frankfurter Rund· 
schau (FR), 2.4.1988 

3) Süddeutsche Zeitung (SZ), 31. j .{!''', 
1988 

4) IHT, 4.4.1988 und FR,5.4. 1988 
5) IHT, 14.4.1988 und FAZ, 1".4. 1988 
6) Newswe.:k,NcwYork.18.4.1988 
7) fAZ.3l.3. 1988 
8) die tages~dtung (TAZ), Wen-Berlin, 

31.11.1988 
9) AI.Qabas, Ku ..... ait, 20.{21.2.1988 

10) Vgl. Palästina-Bulletin, Bonn, Nr. 14{ 

Jahrhundert au. m6nem t...nd \eruieben. Oe.· 
halb weiß ich. ddß Solidarit .. t den \·ertrie· 
benen gebuhrt. ni~ht den Vntrcibern. Es "t 
auch nicht so, al, ~be " fUT den ""ldsl;nen­
.isch·isuel;~chen Konflikt keine Lo~ung. Eine 
int<,rnationale Kunfercnz konnte lUf .\ner­
kennung cine~ hL.t"inenSt'l'$ladte$ und gleidt­
:te;ligen Anerkennung Israels llihren_ Beide 
mußten durch die Großm.;chte garantiert '\ein.. 
Gegen di<,~ !..ösung ist da reehtsradikale 
Sh"m,r, und g.:gen die~ l..o,ung i.t die Rcagan· 
Regierun!! in den l'S .... . 

In Dent~chland .ollt ... man .ich daran erinnern, 
daß der lIitlrrfaiehi~mus _ich nicht nur am 
Schi~k~1 da Juden s~huldiggcma(ht hat •• on­
dem auch an dem Schicksal der Pal~.Ilinemu 
mitschuldi); i~t. Ohne llitleujudem-ertreibun!l 
und Judenmorde w~ren nie genug Ein .... an­
derer naLh rala~lina gekommen, um d'e I·al~· 
,tinen~r ulLlerdrikken zu könn~n. Darum 
haben gerade ~lcn<chen in Deutschldnd die 
Pnic111, nicht den Blkk .. bzuwendcn ,'on den 
Verbrechen an den Palihtim:n$ern, sondern in 
Gewerkschaften. BurgerinitiatiH:n, in allen Un· 
ken Gruppen, am .\rbeit~pl .. t;., an Schule und 
Hochlehule mit den Pa]';5!;nenSern solidarisch 
zu ~;n, ob e, SIch um aufKl.ITendc Information 
handelt, um l'ntenchritten;Jmmlungtn, 
Demonstrationen. Spcnden oder auch nur um 
die Dukussioncn. Oa_, alles gilt der he,heit 
wld dem Recht der Pal~stinemer auf !)clbu· 
beuimmung und Juf einen ""l~51inctl$i~chen 
SI;!;<\. 

(Quelle: PaL.t~t;na-Bulletin_ Bonn. :';e. 1il 
29.4.1988) 

8.4.1988 sowie Xr. 15{ 15.4.1988 
11) Siehe: Palästina Bull<'tin, ~r. 18/6.5. 

1988 
12) Wortlaut siehe in; Palanina·BuUetin, l'ir. 

14/8.4.1988 
13) 1I1T, 18.4.1988; FAZ, 20.4.1988; TAZ. 

26.4.1988 
14) Siehe:AIB4/ 1988,S.16 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bekanntgebenl 
A1B-Leserservice, Postfach 510868. 5000 
Köln 51, Te\. 0221-36002-0 
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Mosambik 

Interview mR Getrudes VIIonno 

Den Schrecken 
des Krieges trotzen 
Im Rahmen der Kampagne " Apartheid tötet auch in Mosambik" (siehe 
AlB 5/1988) informierte Gertrurlcs Vitorino, Sekretärin für Auswärtige 
Beziehungen der Organisation der Mosambikanisehen Frau (OMM ), in 
zahlreichen Veranstaltungen über die dramatische Situation in ih rem 
Land. joachim Becker und Urte Sperling sprachen für die " Dritte Welt" 
mit ihr über Sürlafrikas Krieg gegen den Frontstaat, die Kriegsratgcu und 
die Gegenstrategien Mosambiks. 

FRAGE: Wie ist die gegenwärtige mili­
tärische Lage in Mosambik? 
G. VITQR INÜ: Die allgemeine militä­
rische Lage ist gekennzeichnet durch 
neuerliche brutale Massaker an der 
schutzlosen Bevölkerung. Ich beziehe 
mich auf den Fall des Massakers in 
Homoine im J uli 1987, gefolgt vom Mas­
saker von Taninga in der Nähe von Man­
hica sowie in Manjacaze in der Provinz 
Gaza. 
Doch die Bevölkerung von Mosambik 
reagiert darauf, indem sie sich organi­
siert. militärisch trainiert. Ich spreche 
\'on den Milizen. von besonderen Wach­
samkeitsgruppen, die von frauen gebil­
det werden. Auch die Frauen beteiligen 
sich an der Verteidigung ihrer Dörfer, 
ihrer Felder, auf denen sie arbeiten. Und 
wir können feststellen. daß die Lage wie­
der ruhiger wird. 

Jo' RAGE: Wie funktioniert die Organisa­
tion \'on Milizen in Mosambik, insbeson· 
dere in bezug auf die Versorgung mit 
militärischen Ausrüstungen? 
G. VITORI NO: Gegenwärtig kommen 
aus der mosambikanisehen Bevölkerung 
selbst Bitten an die Regierung um Waf­
fen, damit sie sieh gegen die übergriffe 
der bewaffneten Banditen selbst schüt­
zen kann. Die Bevölkerung nimmt an 
poli tisch· militärisch en Ausbildungs k ur­
sen teil. in Gruppen, die von den regulä­
ren Streitkräften trainiert werden. Nach 
Abschluß der Ausbildung erhalten sie 
Waffen, mit denen sie patrouillieren und 
sich auf den Feldern veneidigen können. 
In den land- und viehwirtschaftlichen 
Kooperativen der Stadt Maputo (um die 
Hauptstadt herum gibt es eine "grüne 
Zone" mit Agrarproduktionj d. Red.) 
zum Beispiel arbeiten die Frauen auf den 
Feldern mit der Waffe über der Schulter 
und der Hacke in der Hand. 

Viele ~!i]jz ionärinnen machen gemein­
same Aktionen mit den Strei tkräften, 
waren bei der Einnahme von Stütz­
punkten der RNM (Nationaler Mosam-
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bikanischer Widerstand; d. Red.) dabei. 
FRAGE: Welche Erfolge gibt es bei der 
Reorganisierung der Volksbefreiungs­
kräfte von Mosambik, der Armee? 
G. VITORINO; In diesem Moment be· 
finden wir uns in einem Prozeß der Reor­
ganisation der Streitkräfte von Mosam­
bik. Er ist darauf gerichtet, diese in ein 
rahiges, modernes Heer umzuwandeln, 
das in der Lage ist, die Angriffe seitens 
des vom rassistischen Südafrika ausgebil­
deten und bewaffneten RN~I, denen wir 
ausgesetzt sind, wirkungsvoll zu beant­
worten. 
Verschiedene ~ l ili t ärs haben gemein· 
same Ausbildungsprogramme mit Unter· 
stützerstaaten absolviert. So haben wir 
heispielsweise die Unterstützung der 
Vereinigten Republik Tansania, die uns 
Militärs entsendet, welche unsere Solda· 
ten ausbilden. Wir haben das Beispiel der 
Provinz Zambezia, wo tansanische Trup. 
pen und Offiziere mit mosambi kani­
sehen zusammenarbeiten oder das Bei­
spiel eines gemeinsamen Ausbildungs­
camps von simbabwischen und mosam­
bikanisehen Offizieren. 
Oder - a ls weiteres Beispiel - der Kor­
ridor von Beira (er verbindet Simbabwe 
mit dem Hafen von Beira: d. Red.): Um 
ihn zu schützen, gibt es gemeinsame 
Truppen aus Simbabwe und Mosambik. 
1I.Iit dieser Arbeitsweise haben wir Erfol­
ge gehabt. 
Neuerdings haben wir auch ein Koopera­
tionsprojekt mit Portugal, sogar in bezug 
auf militärische Ausrüstungen, Ausbil­
dung von mosambikanischem Personal 
bis hin zur Ausbildung von mosambika­
nisehen Fachkräften, Kadern in Portu­
gal. Auch mit England gibt es eine Zu­
sammenarbeit. 

FRAGE: Welche Ziele verfolgt Südafrika 
in Mosambik? 
G. VITORINO: Südafrika verfolgt un­
seres Erachtens das Ziel, Mosambik zu 
destabil isieren, ein normales Leben in 
der Volksrepublik Mosambik unmöglich 

zu machen, Mosambik in ein Land zu 
verwandeln, in dem die Menschen keine 
LebensmögJieh kei len mehr sehen, nicht 
mehr in frieden leben und arbeiten 
können. 
Wir beobachten, daß sich die Angriffe 
des RNM hauptsächlich au f wirtschaft­
lich bedeutsame Objek te richten, auf Be­
wässerungsanlagen, Straßen, Eisenbahn­
strecken, Schulen und Krankenhäuser. 
~lit ihren Destabilisierungsaktionen wol­
len sie erreichen, daß dic Menschen dau­
ernd außerhalb ihrer Häuser, ihrer ange­
stammten Umwelt, ihrer Ortschaften 
leben. So können sie die Nahrungsmittel, 
die sie brauchen, nicht herstellen, ja 
können keinen Fortschritt in Mosambik 
erken nen. 
Dies geschieht, weil Südafrika fühlt, daß 
die Entwicklung der Volksrepublik 
Mosambik, seine pure Exis tenz als ein 
Nachbarland, in dem alle Menschen 
gleich sind, in dem es keine Rassendiskri· 
minierung gibt, dem Apanheidregime 
prinzipie ll widerspricht. Südafrika ver· 
folgt das Ziel, Mosambik und Angola zu 

An den Schrecken 
und Schäden des Krieges, 

die gerade unsere Kinder erleiden , 
werden noch die nächsten 

Generationen schwer 
tragen 

destabilisieren und an der Kolonisierung 
Namibias festzuhalten, um zu gewähr­
leisten, daß die wirtschaft liche Abhän­
gigkeit aller Nachbarstaaten vom Regime 
in Südafrika und seine Vorherrschaft in 
der Region aufrechterhalten bleibt. 

Südafrika will das Festhalten der Regie­
rungen im Südlichen Afrika an einer ei· 
genen politischen Option verunmög­
lichen. 
FRAGE: Welches sind die sozialen und 
wirtschaftl ichen Folgen des Krieges von 



seiten des Apartheidstaates? 
G. VITOR INO: Die Folgen dieses Ag· 
gressionskriegrs sind schwerwiegend. 
Der RNM greift - wie gesagt - \'or allem 
wirtschaftlich bedeuuame Objekte an, 
zerstört Brücken, Straßen. Schulen usw. 

So wurden beispielsweise mehrere Male 
die 5tromleitungen zCTstört, tiber die 
Beira versorgt wird. Bein ist die wirt­
schaftlich zweitbedeutendste Stadt uno 
seres Landes. Und wenn es in dieser 
Stadt weder Strom, noch Wasser gibt, 
kann die Industrie nicht funktionieren, 
geht die nationale Produktion insgesamt 
zurück. 
Hinzu kommt, daß die Einwohner du 
Landes ständig auf der Flucht sind. Im 
Inncrn Mosambiks gibt es Vertriebcne, 
die außerhalb ihrer angestammten 
Dörfer leben, alle ihre Habe verloren ha· 
ben. keine Häuser mehr besitzen, niehIS 
haben, womit sie Nahrungsmittel her· 
stellen könnten. Sie mUssen von dem le· 
ben, was ihnen der Staat tiber internatio· 
nale Zusammenarbeit und Hilfe :tu kom· 
men Hißt. Andere Teile der He\'ölkerung 
leben als FlUchtlinge in den Nachbarstaa· 
ten, wie Z. B. in Malawi, Simbabwe, Sam· 
bia usw. 
Dieser Prouß der Auflösung yon 
mosambikanisehen Familien zieht 
schwerwiegendste Konsequenzen nach 
sich. So sind die meisten Frauen im 
Lande Witwen, haben ihre Manner \·er· 
loren oder wissen nicht, wo diese sind. 
Mütter. Väter, diegetrennt wurden, Kin· 
der, die ihre Eltern verloren haben, dies 
alles führt:tu sozialen Auflösungserschei. 
nungen. Und selbst wenn der Krieg bald 
beendet werden Jollte. wird es lange 
dauern, bis die mosambikanischen Fami· 
lien zu einer 
sprechenden 
können. 

ihrer eigenen Kultur ent· 
Situation :t.urückkehrcn 

Bekanntlich beSIeht die mosambikani· 
sche, die afrikanische Familie nicht nur 
aus Vater. Mutter. Kind. Die afrikani· 
sehe Familie beruht auf einem weiter 
gefaßten Kom:ep,- Und wenn man jeat 
keinen Onkel. keinen Groß"ater, keinen 
anderen Verwandten mehr hat. verliert 
man mit der Familie auch deren Schut1: 
und verlieren sich die kulturellen Tradi· 
tionen dieser Menschen. 

FRAGE: Dies sind langfriSlige Folgen. 
Und ich denke, daß es \'iele Kinder gibt, 
die durch den Krieg schwere Traumata 
erlitten haben. 
G. VITORI NO: Es gibt Kinder, die 
schwere Erschütterungen erlitten. weil 
sie mit ansehen mußten, wie ihre Eltern 
ermordet wurden. Es gibt viele Kinder, 
die auf den Stützpunkten der bewaffne· 
ten Banditen lebten, all die Entbehrun· 
gen durchmachten, kaum etwas zu essen. 
keipe Kleider hatten. nicht zur Schule 
gehen konnten und immer unter dem 
Eindruck des Schreckens lebten. Anderc 

Kinder wurden verlassen, weil Vater und 
Mutter jeweils woandershin fluchteten, 
um sich in Sicherheit zu bringen. 
Wir gehen davon aus. daß bereiu jetzt 
Grundlagen geschaffen werden müssen, 
damit, wenn die Menschen befreit wer· 
den, Arzte, Psychologen, S01:iologen 
und andere Fachkräfte zur Verfugung 
stehen, die analysieren, in welchem Aus· 
maß die Menschen geSChädigt wurden, 
damit wir mit internationalc:r Hilfe Be· 
dingungen zur Wiederhentellung der Ge· 
sundheit dieser :-.tenschen schaffen. 
Doch wissen wir, daß dies ein langwieri. 
ger Prozeß. eine Arbeit sein wird. die 
jahre in Anspruch nehmen wird. 
Wir glauben. daß die nächste mosambi· 
kanische Generation beträchtliche 
Schäden wird verarbeiten müssen. 
FRAGE: Wie macht sich das Programm 
zur wirtschaftlichen Wiederherstellung 
bemerkbar? Die wirtschaftliche Situa· 
tion ist doch ziemlich komplizierl. .. 
G. VITOR INO: Der Krieg, der uns auf· 
gezwungen worden ist sowie die Natur· 
katastrophen, mit denen wir konfron· 
tiert waren. insbesondere die Oiirreperio· 
den, die wir seit ca. 4, 5, 6 jahren in 
einigen Pro\'inzen erleben, ftihrten zu ei· 
nem derartigen Zustand unserer Wirt· 
schaft, daß wir praktisch nichts halten. 
was die Menschen hätten kaufen kon· 
nen. Die Geschäfte wart'n leer, die Fabri· 
ken arbeiteten nicht oder nicht mit "'01· 
ler Kapazität. Sie erfulhen die Produk· 
tionsziele nicht, weil sie keine Rohstoffe 
hatten (denn die Rohstoffe werden im· 
portiert und wir brauchten dafür Devi· 
sen). 
Angesichts dieser Lage haben ullsere 
Regierung und die I'artei im vergangenen 
jahr das Programm für die Wirtschaft· 
liche Wiederherstellung ,·erabschiedet. 
Zur Wiederankurbelung der Arbeit in 
den f-"abriken wird nun um ausl:i.ndische 
Investitionen geworben. Unsere Wäh· 
rung, der Metical. wurde abgewertet und 
es wurden Bedingungen dafür geschaf­
fen, daß private Landwirte und andere 
mit Hilfe \'on Bankkrediten auf ihren 
Feldern, in Kooperativen oder Klein· 

betrieben Aktiyit:i.tcn entwickeln konn· 
ten. 
Die ersten Ergebnisse dieser Orientie· 
rung, dies sehen wir nach den ersten 
sechs Monaten, sind p~siti\'. ~ lan spürt es 
schon an den Preisen, z.S. rtir Gemilse: 
Sie entsprechen dem realen Wert dessen, 
was die Landwirte herstellen. Es wird 
mehr produziert und die ~Ienschen - die 
ja Geld in ihren Händen haben - können 
wieder Dinge kaufen. wenn auch rtir et· 
was höhere Preise. 
Doch die Leute sind damit ein\·erstan· 
den, denn sie ftihlcn, daß sie arbeiten, um 
sich selbst yersorgen zu können, daß sie 
rur sich arbeiten. um sc:\bst zu essen und 
um die überschusse an den Staat zu ver· 
kaufen, die der Staat danach an den l!:ln· 
deI gibt. 50 halten \\'ir die Ergebnisse des 
Programms rur Wirtschaftliche Wieder· 
herstellung ftir positiv. 
f-'RAGE: Was halten Sie von der Forde· 
rung der Solidaritätsbewegung nach 
Sanktionen gegen Stidafrika? Halten Sie 
diese Forderung rtir sinm'oll? 
G. VITORINO:ja. Wir in Mosambik haI· 
ten Sanktionen gegen Stidafrika flir not· 
wendig, denn wir wissen, daß Wirt· 
schaftssanktionen dazu flihren, daß das 
Apartheidregime zusammenbricht. jenes 
Regime, das filr die Destabilisierung im 
Sildlichen Afrika verantwonlich ist. 
Wenn das Apattheidregime bis heute 
tiberlebt hat, so liegt das daran. daß es die 
Unterstillzung der L:inder Westeuropas 
hat. Hätte es diese Unterstützung nicht. 
dann w;ire - unseres Erachtens - der 
Tag nahe, an "'elchem der Frieden ins 
Südliche Afrika zurückkehrte. weil Süd· 
afrika keine Möglichkeiten mehr hätte. 
materiell und militärisch Gruppen wie 
den RNM in ~Iosambik zu unterstützen. 
Deshalb silld rur uns die Wiruchafusank· 
tionen wil lkommen. 
Nun sagen manche - vic:\e europäische 
Lander z.B. - daß. wenn man Wirt· 
schafusanktionen gegen Südafrika ver· 
hänge. die Nachbarländer die eigent· 
liehen Leidtragenden sein wurden. Wir 
wissen jedoch. daß Südafrika zwar bis 
heute keine offiziellen Wirtschaftssank· 
lionen gegen uns verhängt hat, aber daß 
in der Praxis solche Sanktionen funktio· 
nieren. In der Region, in Mosambik er­
leben wir, daß Siidafrika umere lIäfen 
nicht benut1:t. altemati"e Häfen gebaut 
hat. Es hat die Zahl umerer Minenarbei· 
ter drastisch reduziert. Wir sind also 
cffektiv "on Sanktionen betroffen. auch 
wenn es keine offiziellen Sanktionen 
sind. 
Wenn also die westlichen Länder Sank· 
tionen gegen Südafrika verhängen, damit 
das Regime in Südafrika baldmöglichst 
zusammenbricht, werden wir möglicher. 
weise ein wenig mehr leiden. Aber wir 
denken, daß es ein Leiden für eine be· 
schränkte, kurze: Zeil sein wird, ein Obc:\. 
das danach endgilhig verschwindet. 
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Nicaragua 

StefanAaJg 

Die Contra in der Zerreißprobe 
Mi tte April cl.J . kamen die Regierung Nicaraguas und eine Dcleg-ation der 
Contra zu der ersten Verhandlungsrunde au f der Grund lage der Verein­
barUIlgeIl von Sapoa in Managua zusammen. Detail s eines endgiiltigen 
Waffen stills tands und die Integrat ion der Contra in das nat ionale politi­
sche Leben sta nden auf der Tagesordnung. 

In Sapoa war u.a. festgelegt worden, daß 
sich die Contra in den Na tionalen Dialog 
\'on Regierung und Opposition integrie­
ren kann, sobald sich ihre bewaffneten 
Verbände in die zu vereinbarenden 
Zonen begeben haben (siehe AI B 
5/1988). Nach dem Treffen stellten bei­
de Seite n, trolZ divergierender Posit io­
nen - etwa bezüglich der Frage, welche 
neutrale Institution die humanitäre Hilfe 
an die Contras liefern soll - überei nstim­
mend fest, daß sichtbare ,"'ortschrine ge­
macht worden seien. 
Umso überraschender war der ergebnis­
lose Ausgang der zweiten Runde vom 
28.-30. April, die ebenfalls in der Haupt­
stadt stattfand. Die Delegation der Con­
tras zeigte sich noch nicht einmal daZU 
bereit, einen genauen Termin und Ort Hir 
die FOrlsetzung der Verhandlungen fest­
zulegen und ein gemeinsames Kom ­
munique: zu \·eröffentlichen. 
Es war der Höhepunkt einer Verweige­
rungsstrategie der Vertreter der Konter­
revolution. Sie lehnten säm tliche Vor­
schläge der nicaraguanischen Regierung 
u.nd ihrer Berater, darunter der SPD­
Politiker Hans-Jürgen Wischnewski und 
der US-Anwalt Paul Ri.;hter, ab. Dazu 
gehörte das Angebot, den Waffenstill­
stand um 30 Tage bis zum 30. Juni 1988 
zu verlängern. Mit der Begründung, ihre 
Truppen lilien schließlich keinen Hun­
ger. weigerten sich die Contras, die 
humanitäre Hilfe an ihre Einheiten über 
das Rote Kreuz abzuwickeln. Wenige 
Tage zuvor hatte der honduranische 
Staatspräsident Jose: Ascona noch ver­
lauten lassen, die in lIonduras eingetrof­
fenen Hilfssendungen der USA - die ein­
deutig gegen die Vereinbarungen von 
Sapoa verstoßen - bewahrten die Con­
tras vor dem Hunger. 
Die Gründe Hir diese Obstruktion sind 
wohl in erster Linie bei dem in aller 
Schärfe entbrannten fo, lachtkampf in der 
Führungsspitze der Con tra und im In­
teresse der USA zu suchen, den sich an­
bahnenden Friedensprozeß zu torpedie­
ren. 

So versucht Enriquc Bermudez, der mili­
tärische Chef der Contras und ehemalige 
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Oberbefehlshaber der Nationalgarde 
Somozas, das politische Direktorium 
unter Führung von Adolfo Calero dazu 
zu zwingen, den Krieg fo r tzusetzen. Dies 
geschieht nicht nur mittels politischen 
Drucks durch die USA, sondern, wie von 
einem Somozisten nicht anders zu erwar­
ten ist, mit tödlicher Gewalt. 
Erstes bekanntes Todesopfer des inter­
nen Machtkampfes der Contra wurde 
kurz vor der zweiten Verhandlungsrunde 
Gustavo Herdocia Salinas, Cousin von 
Aritides Sanchez, e ines Mitgliedes der 
politischen Führung. Nach Informatio­
nen der Tageszeitungen "Barricada" und 
"EI Nuevo Diario " wurde er von einem 
von Bermudez befehligten Kommando 
in der Region Choluteca (Honduras) er­
mordet. 
Salinas unterstützte das Abkommen von 
Sapoa und trat offen dafür ein, die Con­
tra-Truppen sollten sich in Choluteca 
den Vereinbarungen anschließen. Wegen 
ihrer Unterstützung für das Waffenstill­
standsabkommen wurden der Koor­
dinator des Kommandantenrates, En­
rique Sanchez, sowie zwei Mitglieder des 
Generalstabes, die den Vertrag von 
Sapoa mitunterzeichnet hatten, vorn 
Dienst suspendiert und aus der Organisa­
tion ausgeschlossen. 

Bermudez kann sich der unbequemen 
Köpfe entledigen, weil er immer noch 
die Mehrheit des 17köpfigen Komman­
dantenrates hinter sich weiß. Aber 
augenscheinlich nehmen die Differenzen 
auch In der militärischen Führung der 
Contra immer me hr zu. Dies zeigt u.a. 
ein von 23, teilweise führe nden Militärs 
unterzeichnetes Dokument, in dem diese 
die Absetzungvon Bermudez fordern, da 
sie mit dessen dik tatorischen und kor­
rupten Me thoden nicht mehr einverstan­
den sind. 
Die Strategie Bermudez' und seiner Ge­
folgsleute, d ie Friedensverhandlungen 
zu sabotieren, wirkt sich auch auf die 
politische Führung aus. Zum einen ist zu 
fragen, ob das Direktorium der Contra 
überhaupt noch Einfluß auf den militä­
rischen Flügel hat, und zum anderen, ob 
es noch an einem Strang zieht. Beides ist 

zu verneinen. 

$0 erhielt Bermudez eine E.inladung 7.U 

einer Dringlich keitssitzung der politi­
schen Führung, woraufhin er sich wei­
gerte, Folge zu leisten_ Stattdessen be­
orderte er das fünfköpfige Direktorium 
nach Ilonduras_ Bei dieser Versamm lung 
gab er zu verstehen, daß "seine r-. länner 
niemals die Waffen niederlegen werden". 

Eine Aussage, die eine politische Füh­
rung zu Marionetten werden läßt, wenn 
zur selben Zeit, wo sie Waffenstillstands­
verhandlungen fUhrt, der militärische 
Arm der Bewegung weiter den Krieg pro­
pagierL 
Die gleiche Versammlung führte auch Zu 
ersten Spaltungstendenzen innerhalb des 
Direktoriums, da sich Bermudez die Ge­
fo lgschaft des zweiten starken Mannes 
der politischen Führung, Alfredo Cesar, 
sichern konnte. Calero, der anscheinend 
solange mit den Sandinisten verhandeln 
will, bis nach der Präsidentschaftswahl in 
den USA die Republikaner wieder mili­
tärische Hilfe für die Contras beantragen 
können, scheint sich gegen die Hardliner 
und ultrarechteIl Kräfte in der Contra 
und in deren Umfeld auf dem Rückzug 
zu befinden. So scheiterte sein Antrag 
Bermudez abzusetzen bei der letzten 
Versammlung des Contra-Direktoriums 
mit zwei Ja-, zwei Nein-Stimmen und 
einer Enthaltung. 

Die Reagan-Administration, die offen­
sichtlich die Hardliner in der Contra un­
terstützt, kann sich aber nicht sicher 
sein, ob diesen bei der anstehenden Wahl 
zur 54köpfigen Contra-Versammlung in 
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Miami und der daraus resultierenden 
Neuwahl des Direktoriums Erfolg be­
schieden sein wird_ Sie \'ersucht ange­
sichu der prekären Situation, in der sich 
die KonterTevolutionäre befinden, auf 
\'erschiedenen Wegen zu intervenieren. 

Einen Tag bevor die Verhandlungen am 
28. April in Managua begannen, traf sich 
der Staatssekretar des Außenministe­
riums, Elliol Abrams mit den Teilen der 
Contras, die in Opposition zu den Ver­
einbarungen "on Sapoa stehen. Er ließ 
verlauten, daß ßermudez militärischer 
Chef der Contra bleiben müsse, um eine 
Spaltung in \'erschiedene Gruppen zu 
verhindern. Allerdings scheint er der 
künftigen Durchseu:barkeit des bewaff· 
neten Kampfes nicht gänzlich zu ver· 
trauen, da er zu let:l:l die Opposition in 
Nicaragua als Blindnispartner wiederent­
deckte. 

Den Sandinisten 
gelingt es, sich forl­

während Vortei le auf dem 
politischen Schauplatz gegen­
über den USA und den Contras 

zu verschaffen 

Nach seinen Worten habe sich der Kampf 
in Nicaragua von einem bewaffneten in 
einen unbewaffneten gewandelt. Aber 
das Geld fließe nur aus Kuba und der 
Sowjelunion. Die Freunde der USA, von 
der linken bis zur rechten Opposition, 
brauchten im Kampf um Demokratie in 
Nicaragua mehr finanzelle Hilfe aus Wa­
shington. 
Wie gehabt, geht trotz des voriibergehen­
den Waffenstillstands der Krieg der USA 
gegen Nicaragua wei.ter. Ob es die bereits 
seit Wochen nach Honduras rollenden 
humanitaren Hilfsgüter rur die Contras 
sind oder das \"on Reagan um ein Jahr 
verlängerte Handelsembargo ist, die USA 
ignorieren jegliches internationales 

Recht, um ihr Ziel, den Sturz der frei 
gewählten Regierung Nicaraguas, zu er­
reichen. Dabei stößt Reagan allerdings 
auf eine sandinistische Regierung, die 
nicht müde wird, auf allen Ebenen 
Schritte in Richtung Frieden zu tun und 
die Reintegration der Contra-Kämpfer in 
das zivi le Leben Nicaraguas zu ermög­
lichen. 
Fast unbemerkt, weil die Gesprache auf 
höchster Stufe natürlich im Brennpunkt 
des öffentlichen Intereues stehen, 
knüpfte das Sandinistische Volksheer 
(EPS) Kontakte zu im Land befindlichen 

Kommandanten und deren Truppen. Die 
\Ion langer Hand vorbereiteten Ge· 
spräche und Treffen \"on Mitgliedern der 
nicaraguanischen Armee und Fami lien· 
angehörigen mi t den Contras ruhren zu 
einer Eigendynamik, die von der Contra­
Führung nicht nlehr zu kontrollieren 
sein wird. Dessen ist si"ch Bermudez an­
scheinend bewußt, denn er erließ Mitte 
April d.J. ein Dekret, das den Truppen 
den Kontakt mit dem EPS verbietet und 
verlangt, auf zh'ile Personen, die sich den 
Contra· Verbänden nähern, unverzliglich 
das Feuer zu eröffnen. 

Trotz dieses Dekrets gehen die Treffen 
weiter. So haben sich im Pantasma·Tal, 
einem der Hauptschaupliltze des Krieges, 
bereits mehr als 200 Familien mit ihren 
Söhnen, Männern und Vatern getroffen. 
Das nicaraguanische Heer fuhrt Kampfer 
der COntra zu Kooperativen um ihnen 
ein Bild von den Sorgen und Nöten der 
Bauern zu verschaffen. Andernorts orga­
nisiert eine katholische Gemeinde ge­
meinsame Cebetsstunden von Be\'ölke­
rungund Contras. 
Clckhzeitig ist die Tendenz sichtbar, 
daß im Zuge der Ruckamiedlung der 
Miskito-Indianer viele ihrer bewaffneten 
Verbände dem Krieg den Riicken keh­
ren. Beispielsweise integrierte sich am 
Tag des Beginns der zweiten Verhand­
lungsrunde ein 200 Mann starkes Kon­
tingent offiziell in das zivile Leben. Die 
Bedingung, die sie an die Regierung steil­
ten, war, daß ihnen weiterhin der Schutz 
ihrer Gemeinden Olm Rio Coco überlas­
sen wird und man ihnen Munition, Le­
bensmittel und Medikamente zur Ver­
fUgung stellt. 
Trolz tiefer wirtschaftlicher Depreubn 
schafft es die nicaraguanische Regierung, 
sich fortwährend auf dem politischen 
Schauplatz Voneile gegenüber der Con­
tra und der Reagan·Administration zu 
\·erschaffen. Eine Tatsache, derer si.:h 
die USA bewußt sind, weshalb sie ver­
suchen, die Hardliner innerhalb der Con· 
tra zu unterstützen, um so bald wie 
möglich wieder in die kricgcri!che Aus­
einandersetzung eintreten zu können. 
Für diesen Fall hat ihnen der Staatsprasi­
dent Nicaraguas, Daniel Onega, die tota· 
le Konfrontation angekündigt. 
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Adalbert Krims 

Die neue Sozialenzyklika Papst Johannes Pauls 11. 
Vorrang für die Armen, aber sachte 
Die Probleme der Dritten Wel t, d ie ihm "so sehr am Herzen liegt", 
stehen im Mittelpunkt des jüngsten Le hrschreibens (Enzykli ka) von 
Papst j ohannes Paul 11. Ve~öffentli ch t am 19. Februar cl.] . in Ro m , ist 
dies bereits die siebte Enzy klika, seit der polnische Kardinal Karol 
\\'ojty la im Okto ber 19 78 zum Papst gewähl t wurde. Seither such te er 
mit einer rege n Reisctä tigkei t in di e Dritte Welt eine stärkere Hinwcn­
dung der römischen Kurie zu den Problemen d ieser Weltregi on zu 
demonstrieren. Und die Publizierung der ncuen Sozial enzy kl ika just zu 
dem Zeitpunkt, da sich Papst Pauls VI. Enzyklika " Po pulorum progres­
sio" (E ntwic klung der Vö lker ) zum 20. Mal jährte, unters treich t dies. 
Auf welche Weise das j ohannes Paul H. tut, hat Adalbert Krim s anhand 
des zwischenze itli ch in deutscher Fassung vorliegenden IID-Seiten­
Dokume nts überprüft. Unse r Autor ist leilender Redakteur der in Wien 
erscheinenden Ze itschrift "Kritisches Chri stentum" und Verfasser des 
Buches " Karol Wojtyla - Papst und Politiker". 

Papst johannes Pauls 11. Enzyklika 
"Sollicitudo rei sodalis" (Die soziale 
Sorge der Kirche) ist nach .. Laborem 
exercens" (über die menschliche Arbeit) 
die zweite Sozialenzyklika des polni· 
schen Papstes. Während erstere der 
kirch lichen Soziallehre im allgemeinen 
gewidmet war, beschäftigt sich "Sol· 
!icitudo rei socialis" im speziellen mit 
der Entwicklung der Dritten Welt. 
J ohannes Pau! 11. beginnt seine Enzy. 
klika mit einer Würdigung von "Populo­
rum progressio" (Pauls VI. im J ahr 
1968), um dann auf die Veränderungen 
der !etz ten 20 jahre aus seiner Sicht ein· 
l:ugehen. Hier meint er zuerst, daß vor 20 
jahren ein gewisser Ennvicklungs· 
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Oplimismus bestanden hat, während die 
gegenwärtige Weltsituation in bez ug au f 
die Entwicklung eher einen negativen 
Eindruck biete .• ,Die erste negative Fest· 
stellung. die es zu machen gilt, ist das 
Fortbestehen und oft sogar die Verbrei· 
terung des Grabens l:wischen dem soge· 
nannten entwickelten Norden und dem 
unteren twickelten Süden." (NT, 14) 
Neben der Vergrößerung des wirtschaft­
lichen und sozialen Rückstands der Drit­
ten Welt kämen noch besorgniserregende 
Faktoren im kulturellen Bereich (vom 
Analphabetismus über politische und 
religiöse Unterdrückung bis zur Rassen­
diskriminieru ng) hinzu, Solche Miß· 
stände gebe es auch im entwickelten 

Norden, doch seien sie "in den Entwick­
lungsländern ohne Zweifel häufiger, 
langfristiger und schwerer zu beseiti· 
gen ", (15) Besonders hebt der Papst 
dann hervor, "daß in der heutigen Weh 
unter den anderen Rechten oft auch das 
Recht auf unternehmerische Ini tiat ive 
unterdrückt wird .. , Die Erfahrung lehrt 
uns, daß die Leugnung eines solchen 
Rechtes oder seine Einschränkung im 
Namen einer angeblichen 'Gleichheit' 
aller in der Gesellschaft tatsächlich den 
Unternehmungsgeist, das. heißt, die 
Kreativität des Bürgers als eines aktiven 
Subjektes, lähmt oder sogar zerstörl. " 

Die folge sei nicht echte Gleichheit, son· 
dern eine "NivelIieru ng nach unten ", Es 
komme zu " Passivi tät, Abhängigkeit und 
Unterwerfung un tet den bürokratischen 
Apparat. ... Das ruft ein Geruhl von Fru­
stration oder Resignation hervor und 
bringt die Menschen dazu, sich aus dem 
Leben der Natio n zurückzuziehen, in­
dem viele zur Auswanderung gedrängt 
werden und ebenso eine Form von 'inne· 
rer' Emigration gefördert wird." (15) 

Ferner betont der Papst, "daß keine ge­
se llschaftliche Gruppe, wie zum Beispiel 
eine politische Partei, das Recht hat, das 
Führungsmonopol an sich zu reißen: 
denn das führt zur Zerstörung des·wah· 
ren Subjektcharakters der Gese llschaft 
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und der Bürger als Personen, wie es bei 
jedem Totalitarismus geichieht ". (15) 
Aus diesen Passagen spricht ganz der pol­
nische Papst - und sie klingen eigentlich 
mehr nach einem Dokument der polni­
schen Opposition a ls nach einem päpst­
lichen Schreiben über Probleme der Drit­
ten Weh. 
Dann kommt der Papst auf die Ursachen 
der Verschlechterung der Situation in 
der Drillen Welt zu sprechen. Als erste 
nennt er die "schwerwiegenden Unter­
lassungen der Entwicklungsländer selber 
und insbesondere jener Personen, die 
dort die wirtschaftliche und politische 
Macht in Händen halten". (16) Dies 
dürfe aber nicht dazu fUhren, die Verant· 
wortung der Tndustrieländer zu über· 
sehen. "Auf jeden Fall muß man das 
Bestehen wirtschafllicher, finanzieller 
und sozialer l\techanismen anprangern, 
die. obgleich vom Willen des Menschen 
gelenkt, doch fast automatisch wirken, 
wobei sie die Situation des Reichtums 
der einen und der Armut der anderen 
verfestigen." (16) Welche Mechanismen 
damit im einzelnen gemeint sind, wird 
nicht näher ausgeruhrt. 
Oie politischen Ursachen der heutigen 
Situation sieht der Papst vor allem in der 
"Existenz zweier cntgegengeset:.tter 
Blöcke, die allgemein mit den gebräuch­
lichen Namen Ost und West ... bezeich· 
net werden". (20) Der Westen sei " histo­
risch" an den Prinzipien des' "liberalisti­
schen Kapitalismus" orientiert, während 
sich der Osten am "marxistischen Kol­
lektivismus" orientiere. "Es war unver· 
meidlich, daß der ideologische Gegen· 
satz durch die Entwicklung von mitein­
ander ringenden Systemen und Macht­
zentren und mit je eigenen Formen von 
Propaganda und IndoklTination zu ei· 
nem wachsenden militärischen Gegen. 
satz führte und so zwei Blöcke bewaff­
neter Macht entstehen ließ. von denen 
jeder d ie Vorherrschaft des anderen 
mißtrauisch fUrchtet." (20) 
Besonders negative Auswirkungen habe 
dies auf die Entwicklungsländer, da der 
Gegensatz der beiden Blöcke in jene 
Länder eingeftihrt werde und so zur Ver­
breiterung de~ Grabens zwischen Nord 
und Süd beitrage. Die unabhängig gewor­
denen Ländern würden in ideologische 
Konflikte hineingezogen, "die im Innern 
des Landes unvermeidlich Spaltungen er· 
zeugen und in gewissen Fällen sogar wah­
re Bürgerkriege entfesseln ". (21) 
Der Ost-West·Konflikt ist für den Papst 
- nicht nur gemessen an der im Ver­
gle ich zu anderen Faktoren weit ausführ­
licheren Beschreibung - offenbar die 
Hauptursache rur den "Rückstand" der 
Entwicklungsländer, ja sogar rur interne 
Konflikte. Hier zeigt sich wieder, daß der 
polnische Papst Probleme der Dritten 
Weh sehr stark aus der Ost·West-Perspek­
tive sieht und daraus sogar "Spaltungen" 

und "Bürgerkriege" in diesen Ländern 
erkUirt. Durch diese Fixierung auf das 
Ost-West·Schema übersieht oder ver· 
harmlost er die viel wichtigeren Ur· 
sachen: nämlich die externen und inter­
nen Ausbeutungsverhältnisse. 
Nach einer Verurteilung des Terrorismus 
(übrigens erwähnt Wojtyla im Gegensatz 
zu Paul VI. keinerlei Recht auf Revolu­
tion oder begrenzte Gewalt) streift die 
Enzyklika auch das Problem der Bevöl· 
kerungsentwicklung, wobei er zugibt, 
daß im Süden ein "demographisches Pro­
blem ... Schwierigkeiten für die Entwick· 
lung bereitet", (25) Umgekehrt behin­
dere jedoch auch der Abfall der Gebur­
tenziffern im Norden die Entwicklung, 
wo die Bevölkerung unfähig werde, "sich 
biologisch zu erneuern ". J ohannes Paul 
geht jedoch auf das Bevölkerungspro· 
blem nicht näher ein, sondern verurteilt 
nur "systematische Kampagnen zur Ge­
burtenkontrolle". (25) 
Positiv vermerkt der Papst ein wachsen­
des Menschenrechtsbewußtsein sowie 
die Zunahme der Zahl einschlägiger pri· 
vater Vereinigungen. Auch die Sorge um 
die Umwelt sei ein "positives Zeichen 
der Gegenwart". 
Im nächsten Kapitel geht Johannes Paul 
auf die "wahre menschliche Entwick­
lung" e in, die mehr als bloßes wirtschaft­
liches Wachstum sei. Dabei betont er 
auch "die Ungerechtigkeit der schiech· 
ten Verteilung der Güter und Dienstlei­
stungen . die ursprünglich für alle be· 
stimmt sind". (28) 

Als Ursache 
des " Rückstands" der Ent­

wicklungsländer sieht der Papst den 
Ost-West-Konflikt an, nicht aber 

die äußeren und inneren 
Ausbeutungsverhältnisse 

In einer "theologischen Analyse der 
modernen Probleme" betont J ohannes 
Paul sehr stark den Begriff "Strukturen 
der Sünde". die in einer Welt herrschten, 
die in Blöc ke geteilt, von starren ldeolo· 
gien gestützt und von verschiedenen For· 
men des Imperialismus geprägt sei. Aller­
dings hätten diese "Strukturen der 
Sünde" immer "in persönlicher Sünde 
ihre Wurzeln" und hingen "daher immer 
mit konkreten Taten von Personen zu­
sammen". (36) Daß Strukturen und 
Systeme unabhängig vom guten oder 
bösen Willen des Einzelnen sündhaft sein 
können, wie dies etwa die "Theologie 
der Befreiung" sagl, hat im Denken des 
Papstes keinen Platz. Als wichtigste Ver­
haltensweisen, die zu diesen "SIru ktuTen 
der Sünde" führen, sieht der Papst d ie 
"ausschließliche Gier nach Profit" und 
das "Verlangen nach Macht". 
Auf der anderen Seite gebe es jedoch als 

positives Zeichen "das wachsende Be· 
wußtsein rur die Solidarität der Armen 
untereinander". (39) Solidarität sei der 
Weg zum Frieden und zugleich zur Ent­
wicklung, betont der Papst. 
Die Kirche habe zum Problem der Unter· 
entwicklung keine technischen Lösun· 
gen anzubieten. aber sie habe "ein Won 
zu sagen zur Natur, zu den Bedingungen, 
den Anforderungen, den Zielen einer 
echten Entwicklung und ebenso zu den 
Hindernissen, die sich dieser entgegen­
stellen". (14) Als l\littei benutze sie ihre 
Soziallehre, die kein "dritter Weg" zwi· 
sehen liberalistischem Kapitalismus und 
marxistischem Kollektivismus sei, son­
dern etwas Eigenständiges. Besonders 
hebt der Papst die "Option oder vorran­
gige Liebe für die Armen" hervor. Bei 
diesem Einsatz für die Armen dürfe man 
aber nicht auf ,Jene besondere Formen 
der Armut" vergessen, "wie sie der Enl· 
zug der Grundrechte der Person, insbe· 
sondere des Rechtes auf die Religions· 
freiheit bis zum Recht auf freie wirt· 
schaflliche Initiative, darstellt ". (42) 
In eher allgemeiner Form spricht sich 
Johannes Paul dann für eine Reform des 
internationalen Handels· Währungs· und 
Finanzsystcms sowie für eine überprü' 
fung des Technologietransfers und der 
Struktur der bestehenden internationa­
len Organisationen aus. In bezug auf die 
Entwicklungsländer schreibt er: "Die 
Entwicklung erfordert auf seiten der be­
troffenen Länder selbst vor allem Unter· 
nehmungsgeist." (44) Einige Nationen 
müßten die Nahrungsmittelproduktion 
steigern, andere brauchten "die Reform 
einiger ungerechter Strukt uren". 
Im Schlußkapitcl beginnt der Papst mit 
dem IIinweis, daß in einigen Bereichen 
der ka tholischen Kirche, besonders in 
Lateinamerika, die Probleme des Elends 
und der Unterentwicklung unter dem 
Aspekt der Befreiung ge~ehen werden. 
Dazu stellt er fest: "Die positiven Werte, 
aber auch die Fehlentwicklungen und 
die Gefahren, die mit dieser Form theo· 
logischer Renexion und Arbeit verbun­
den sind, hat das kirchliche Lehramt in 
entsprechender Weise aufgezeigt." (46) 
Interessant ist. daß hier in der Fußnote 
ausschließlich auf das Dokument der 
Glaubenskongregation "Über einige 
Aspekte der 'Theologie der Befreiung' .. 
hingewiesen wird, das sich bekanntlich 
ziemlich negativ mit dieser Strömung in 
Lateinamerika auseinandergesetzt hat. 
Um sich deutlich von "Populorum pro­
gressio" abzugrenzen, wo Paul VI. in 
Ausnahmesituationen die Anwendung 
von Gewalt gerechtfertigt hat. betont 
Johannes Pauil l . im Schlußkapitel noch­
mals: .J eder ist aufgerufen, seinen Platz 
in diesem friedlichen Kampf einzuneh· 
men. den es mit friedlichen Mitteln zu 
führen gilt." (47) 
Im Vergleich zu " Populorum progres-
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sio" ist .,Sollicitudo Tei $ocialis" mehr 
lehrhaft als prophetisch, mehr "refor· 
mistisch " als "revolutionär'" mehr dem 
Ost-West- als dem Nord·Süd-Konnikt 
verhaftet. Während man Paul VI. 1967 
den Vorwurf des Antikapitalismus,ja so· 
gar der Unternehmerfeindlichkeit" 
machte, wird sich Johannes Paul i l. sol­
chen Angriffen kaum stellen müssen 
(außer von e inigen ganz rechten Krei­
sen). 
Natürlich enthält die neue Enzyklika 
auch viele richtige Aussagen und beden­
kenswerte analytische Ansätze. Was sie 
allerdings (negativ) auszeichnet, ist ihre 
Relativierung von Begriffen: da werden 
grund legende Mensehen- und Lebens­
rechte auf eine Stufe gestellt mit dem 
Recht auf unternehmerische Initiative ­
und dessen )<"ehlen wird in einem Atem­
zug mit Armut genannt, wom it wie­
derum die "Option für die Armen" rela­
t iviert und ihres prophetischen Illhalts 
beraubt wird. 
Dies kann nicht verwundern. galt Waj. 
tylas "soziale Sorge" doch von jeher 
mehr der Kontinuität als der Erneue­
rung. 
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Garcia Marquez' Lust am A 
Seit Monaten führen die beiden jünsstcn Werke des Kolumbianers 
Gabrie l Garcia Marquez (60) die hieSIgen Bestsellerli sten an. Mit .. Die 
Liebe in den Zeiten der Cholera" gelang dem Literatur-Nobelpreisträger 
der Romanhit , mit "Das Abenteuer de s Miguel Littin " der Reportage­
coup des Jahres. Der Allroundschreiber ist eben immer für eine Ober­
raschung gut. 

Keinen Roman, keine Erzählung werde 
er mehr veröffentlichen, solange Pino· 
chet an der Macht ist,l dies gelobte einst 
Gabricl Garda Marquez, Nobelpreisträ­
ger und Autor der weltberühmten Werke 
"Hundert Jahre Einsamkeit" ( 1967) und 
"Herbst des I'atriarchen" (1975). 
Mit seinem literarischen Schweigen woll­
te der bedeutendste Vertreter der latein· 
amerikanischen Literatur seine Leser zu 
solidarischem Protes t gegen das chileni­
sche Militärregime auffordern. Voller 
Empörung über das Blu tbad und die Er· 
mordung seines engen Freundes, des 
Präsidenten Salvador Allende, im Sep­
tember 1973 hielt Garcia Marquez poli­
tisches Engagement fortan für wichtiger 
als sein literarisches Schaffen. 
So schwor der Kolumbianer, sich nur 
noch in journalistischen Arbeiten, also 
nützlichen Werken der Information und 
Aufklärung, zu äußern. 
Inzwischen bekannte er jedoch: " Ich bin 
ZU der Schlußfolgerung gelangt, daß ich 
Pinochet mehr schade, wenn ich gute 
Bücher schreibe, als wenn ich aufhöre zu 
schreiben. ,'2 Nicht zuletzt auch das Zu· 
reden guter Freunde bewog den enga­
gienen Literaten zum Bruch seines 
Schwures. 
Infolgedessen kamen weitere Meister· 
werke ans Licht: die 1981 veröffent· 
lichte "Chronik eines angekündigten 
Todes", der große Roman "Die Liebe in 
den Zeilen der Cholera" ( 1985) und die 
spannende Reportage "Das Abenteuer 
des Miguel Littin " (1985; deutsehe 
übersetzung 1987). 
Und "Gabo", wie ihn seine Freunde nen ­
nen, führte auf seine Weise, mit der 
Schreibmaschine, den Kampf gegen 
Pinochet fort. Anfang 1985 hielt sich der 
bekannte chilenische Filmema;::her 
Miguel Litt!n in seiner Heimat auf, ille­
gal, denn der Regisseur zählt zu den 
5.000 Chilenen, denen eine Rückkehr 
streng untersagt isl. Littin nahm das Ver­
bot nicht hin. 
Mit falscher Identität und der Unterstüt­
zung der im Lande arbeitenden Wider­
stand!lorganisationen wagte der Künst· 
ler, nach monatelanger Vorbereitung, 

eine heimliche Rückkehr, um einen 
Dokumentarfilm über das Leben im 
Chile der Militärdiktatur zu drehen. Dort 
war te ten drei internationale Filmteams, 
die unter verschiedenen offiziellen Vor­
wänden eingereist waren. 
Nach Liltlns Anweisung filmten sie, uno 
terstützt von jungen Amateurfilmern aus 
dem Widerstand, u.a. in der Hauptstadt, 
in Elendsvierteln, in den Bergwerksregio. 
nen. Das italienische Team erhielt sogar 
eine Dreherlaubnis im Moneda-I'alast. 
Littln, getarnt als Beleuchtungsassistent . 
befand sich mitten unter ihnen. 
Die vollen Filmrollen wurden ins Aus­
land geschleust. Das Endprodu kt: eine 
\·ierstündige Fernsehdokumentation und 
e ine halb so lange Kinofassung mit dem 
Titel "Acta general de Chile", Protokoll 
über Chile. 
Littin hat sein Versprechen wahrge­
macht und dem Diktator, ganz nach Art 
des chilenischen Kinderspiels, einen 
32.000 m langen Eselsschwanz ange­
hängt. Doch noch ein weiteres Doku· 
ment ging aus dem riskanten Un terneh­
men hervor. 
Zurück im Madrider Exil erzählte der 
Chilene seinem Schriftstellerfreund von 
seiner abenteuerlichen Reise. Sogleich 
er kannte der "allzeit pfiffige" Garda 
Marquez, "daß hinter Littins Film ein 
anderer, nicht gedrehter Film verborgen 
war, der Gefahr lief, unveröffentlicht zu 
bleiben".l 
Der Filmemacher erklärte sich bereit , 
dem professionellen Schreiber in einem 
erschöpfenden Interview - die Ton· 
bandfassung dauerte 18 Stunden - Rede 
und Antwort zu stehen. Diesen hoch­
aktue llen und brisanten Stoff faßte Gar­
da Marquez dann, literarisch verarbeitet, 
zur Reportage "Das Abenteuer des 
Miguel Littln " zusalllmen. 
"Ich habe es vorgezogen, den Bericht in 
der leh-F orm zu lassen, so wie ihn Littin 
mir erzählt hat. Der Stil des Buches", 
erklärt Garcia Marquez weiter, "ist 
selbs tverständlich mein eigener, denn die 
Stimme eines Schriftstellers ist nicht aus­
tauschbar." Trotzdem hat er versucht, in 
vielen Fällen die chilenischen Redewen-



~nteuer 
dungen der ursprünglichen Erzählung 
beiwbehalten und insgesamt die Ansich­
ten Littins zu respektieren, auch wenn 
sie nicht immer mit den seinen überein­
stimmten.4 

Das Buch ist mehr als nur ein Reisetage­
buch, eine Reportage über das heutige 
Chile. Meisterhaft gelingt es dem 
Romancier, Littim Abenteuer mit seiner 
Feder lebendig werden zu lassen. Garcia 
Marquez schildert eindrucksvoll Littins 
Gefühle, seinen seelischen Konflikt, in 
der eigenen Heimat Fremder bleiben zu 
müssen, "ein im eigenen Land Exilier­
ter" zu sein, "was die bitterste Art des 
Exils" ist. 

Gabri<'1 GafC;. Marqu<'l (r.) mil Filmr<'gis, .. u' Migu<,1 litt,n 

Der Leser erfahrt von Lillins Verwand­
lung zum uruguayischen Geschäfts­
mann, erlebt, wie er durch veränderte 
Gesten und Sprache seine eigene Identi­
tät tilgt, immer bemüht, nicht den wah­
ren Migucl hervorscheinen zu lassen. 
"Ich mußte lernen nicht auf charakteri­
stische Weise zu lachen, es hätte mich 
trotz meiner Maskierung verraten. Wenn 
du lachst, stirbSt du, warnte man mich." 

"Gabo" beschreibt, wie der Künstler 
Stück rur Stück die Vergangenheit er­
obert, wie er im Laufe seiner Reise fest· 
stellt, daß die Putschgenerale das Ge­
dächtnis an Allende nicht auszulöschen 
vermochten, wie auch Neruda in der Er­
innerung des Volkes weiterleb!. 
Mit wachem Auge nimmt Liuin die Ver-

änderungen nach 12 Jahren Exil wahr. 
Er sieht in die unbeweglichen Gesichter 
seiner Landsleute, um zu erkennen, daß 
sie ebensolche Vertriebenen sind wie er 
selbst. 
Äußerst bewegend ist auch der Moment 
der eher zuBilligen Einkehr Liuins ins 
Haus seiner Mutter. " Du mußt ein 
Freund meines Sohnes sein. ,. Die eigene 
Mutter läßt sich von seiner Maskerade 

täuschen. 
Aber auch Passagen voller Komik, Bei­
spiele gabrielsker Anekdoten findet der 
Leser auf den l53 Seiten chilenischer 
Realität und Hoffnung. So bei Liltins 
Zusammentreffen mit einer in der Kon­
spiration aufblühenden alten Dame, oder 
Littms vergeblichem Bemühen, einen 
Barbier zu finden, da er für "rasieren" 
ein in Chile heute nicht mehr gebräuch­
liches Wort benutzt. 
Das Po lizeinetz zieht sich immer enger, 
der Regisseur muß ein zweites Mal seine 
Heimat verlassen. Da gelingt ein letzter 
Coup; grotesk-komischer Hö hepunkt 
der Erzählung: Carabineros begleiten 

den vermeintlichen Geschäftsmann zum 
Flughafen. Ohne Zweifel ist es dem 
60jährigen Garcia Marquez gelungen, 
mit diesem Buch semcm dringcnden An­
liegen gerecht zu werden, die chilenische 
Diktatur vor der Weltöffentlichkeit 
bloßzustellen. 
Erneut hatte sich der bekannte Kolum­
bianer dem penre der Reportage zuge­
wandt. Stets hatte der größte Schriftstel­
ler spanischer Sprache und gleichzeitig 
hartnäckigste Kämpfer rur die Wieder· 
herstellung der Demokratie in Latein­
amerika, neben seinen Romanen, Novel­
len und Drehbüchern aktuelle politische 
Berichte verfaßt. Leider waren sie bisher 
dem europäischen Publikum weitgehend 
nicht zugänglich. 5 

Gabo, der 1949 sein kaum begonnenes 
jurastudium abbrach, zeichnete sich als· 
bald als hervorragender Berichterstatter 
aUil. Seine KarTiere als journalist begann 
bei der linken kolumbianischen Opposi­
tionszeitung "EI Expectador", die ihren 
talentierten Mitarbeiter als Korrespon­
denten nach Europa schickte. 

Später arbeitete Garcia Marquez für die 
kubanische Presseagentur "Prcnsa Lati­
na". In Bogota beteiligte er sich 1974an 
der Gründung der linken Wochenzeit· 
schrift .. Alternativa". Heute liefert der 
unennüdliche Schreiber Beiträge für 
zahlreiche lateinamerikanische, beson­
ders mexikanische Zeitungen. Seine 
Kolumnen werden von mehreren Zeitun­
gen der spanischsprachigen Welt, u.a. 
von "E I Pais ", übernommen. 
Seine Tätigkeil bei "Prensa Lalina", das 
prägende Ereignis der kubanischen 
Re\'olution, feuigten die Überzeugung 
des jungen Redakteurs, sich entschlossen 
in die politischen Ereignisse einzumi· 
schen. Der Putsch in Chile verslärkle sein 
politisches Engagement. 
Der Nobelpreisträger begann zudem, 
sein beträchtliches Kapital der Berühml­
heit einzusetzen. Er wurde zum Kom­
mentalor des internationalen Gesche­
hens, wobei der meist im mexikanisehen 
Exil lebende Literat immer Partei für die 
Unterdrückten ergreift. 
Erberichtett zu Vietnam, Kuba, Angola, 
dem Malwinenkrieg. Er schrieb über die 
Papstrcise, sympalhisiert mit den Müt­
tern vom Plaza Mayo. Und er prangen 
die US·Politik in Mitte1amerika an, 
Ziel des Vorkämpfers für ein anderes 
Lateinamerika ist die systematische 
AufKlärung über die Repression in La· 
teinamerika, insbesondere im Cono Sur 
(Südgiirtel). Dies bewog ihn auch 1975, 
als Geschworener beim Russell-Ttibunal 
mitzuwirken. Zum anderen hat der 
Karibe seine Solidarität zu Kuba be­
wahrt und macht aus seiner Bewunde­
rung für den kubanischen Staatschef 
Fidel Castro keinen Hehl. Mit Vergnügen 
übernahm Garcia ~Hrquez die Aufgabe, 
fUr die von dem italienischen j ournali­
sten Mina verfaßte Caslro-Biographie, 
das Vorwort zu schreiben. 6 

Immer wieder wird der persö nliche 
Freund Castros, Camillo Torres', Tor­
rijos', fo.linerrands sowie führender San· 
dinisten in geheim diplomatische Aktivi­
täten eingeschaltet, sei es als politischer 
Vermittler in seiner Heimat Kolumbien 
oder in Mittelamerika. Besonders letz­
terer Region gilt heute sein Augenmerk. 
Gemeinsam mit dem argentinischen 
Friedensnobelpreisträger Esquive1 und j. 
Bosch, dem früheren Präsidenten der 
Dominikanisehen Republik, unterzeich­
nete der Schriftstellerein Dokument zur 
Unterstützung der Contadora·Bemühun· 
gen für eine Friedenslösung in Miliel­
amerika. 7 

6t 
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Der j ournalist Garcia Marquez ist immer 
auch Romanautor geblieben. Mit seinem 
Werk " Hundert j ahre Einumkeit" er· 
langte er Weltruhm. Für diesen Roman , 
der die Geschichte eines ganzen Konti· 
nents widerspiegelt, wurde dem kolum· 
bianischen Schriftsteller im Herbst 1982 
der Nobelpreis ftir Literatur zugespro· 
ehen. 
Im Vergleich zu den eher nüchternen 
Frühwerken "Laubsturm" (1955), "Der 
Oberst hat niemand, der ihm schreibt" 
(1958) und " Die böse Stu nde" (1961) 
wird nun die Verbindung von Wirklich· 
kei t und Fiktion zum Kennzeichen Gar­
c ia Marquez' .. "Magischen Realism us" 
nennt die Literaturwissenschaft die dem 
Autor eigene Vermischung von Mythi. 
sehern und Historischem. 
Mittlerweile führt ein neues literarisches 
Oeuvre die Bestsellerlisten an, Garcia 
Marquez· Roman " Die Liebe in den Zei· 
ten der Cholera". Das mit Spannung er· 
wartete Buch, das in einer Startauflage 
von mehr als I JI,·lio Exemplaren erschien, 
ist das verlegerische Ereign is der letzten 
jahre . 
Das Werk erinnert in sei ner Gesamthei t 
an "Hundert j ahre Einsamkei t ", in der 
meßenden Sprache, der Transparenz, 
dem retrospektivischen Erzählzy klus, 
dem Wechsel von Vergangenheit und Ge· 
genwart. Wieder übt Garcia Marquez sei· 
ne " burla", seinen unverwechselbaren 
Sprachstil , seine Lust am Fabulieren, an 
genialen übertreibungen. Verfl ochten 
mit autobiographischen Erfahrungen 
und Erinnerungen findet sich auch der 
Garcia Marquez eigene klare Blick fü r die 
soziale und politiSChe Realität seiner 
Heimat, e in wei teres Kennzeichen des 
Autors, wicder. 

Der Roman über die scheinbar vcrgeb· 
liehe, beharrliche und schließlich sieg· 
reiche Liebe erzählt von der lebenslan· 
gen Zuneigung des 76jährigen Floren· 
tino Arizas zu Fermina Daza, die sich in 
ihrer jugend ftir die Heirat mit einem 
Arzt entschieden hatte. Wenige Stunden 
nach dem Tode des Gatten, kommt der 
inzwischen zum Direktor der Karibi· 
sehen Flußfahrtsgesellschaft au fgestie. 
gene Florentino in das Haus der Wi twe, 
um der 72jährigen seine 51 j ahre , 9 
Monate und 4 Tage währende Liebe er· 
neut zu be kunden. 

Und Florent ino beginnt die langwierige 
Rückeroberung seiner J ugendliebe. 
,.Endlich am Ziel seiner Wünsche, fahrt 
cr mi t der Frau seines Lebens, d ie die 
,,' rau seines Alters ist, auf einem Damp­
fer ... , und da hissen sie die gelbe Cholera· 
flagge, um die Welt von ihrer jungen Lie· 
be auszusch ließen." Gabos Roman ist 
mehr als ein zärtlicher, lebenskluger Lie· 
besroman, es is t die Rehabilitation der 
Liebe im Greisenalter, ungeachtet aller 
Kom·entionen und Voruteile. 8 Die " Lie-

be in den verschiedenen LebeIlsphasen" 
zu erfassen, Garcia Marquez Vorhaben, 
ist ihm meisterhaft gelungen. 
Die Ausdauer, der Glaube Florentinos an 
d ie ErfUlJung seiner Liebe - spiegelt sie 
nicht ein Stück lateinamerikanischer Ge· 
duld und Hoffnung wider? 

Schon nimmt der unermüdliche Garcia 
Marquez neue Aufgaben wahr. Als Vor· 
sitzender der vor zwei j ahren begründe. 
ten Neuen Lateinamerikanischen Film· 
Stiftung, deren Ziele er aus dem Erlös 
seines Buches " Das Abenteuer des Mi· 
guel Litt!n " unterstützt. engagiert sich 
der vielsei tige Kul turschaffende für die 
Förderung der lateinamerikanischen 
Filmkunst. Gleichzeitig lehrt er an der 

Auch in "Die 
Liebe in Zeiten der Cholera" 

findet sich die dem Autor eigene 
Vermischung von Mythischem 

lind Geschichtlichem 

aus dem Fonds hervorgegangenen Inter· 
nationalen Filmakademie auf Kuba. 
Auch literarische Zukunftspläne hegt 
der weltbekannte Autor. Langfristig 
möchte er seine Memoiren in Form einer 
fiktiven Biographie schreiben. Gegen· 
wärtig widmet sich der Karibe einem 
neuen Buchprojekt, einem Roman über 
Simon Bolivar. 
Bolivars Vision von einem autonomen 
und vereinten Lateinamerika, ein 
Traum, den auch der entsch iedene Anti· 
imperialist Garcia Marquez verwirklicht 
sehen möchte, will der große Schriftstel· 
ler zu einem neuen literarischen Werk 
verweben. 9 Garcia Marquez' nächstes 
Buch b leibt mit Spannung zu e rwarten. 
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Rezension 

Das Gespenst der Reislamisierung 
R. WerkIR. Krcile, Rcnainano::c: ckslslam. Das 
Beispiel Tilrkei.Junius· Verlag, Hamburg 1987, 
17QS,,19,80ml. 
Seil der ~umindcst vorläuitgo:n Konsolidierung 
der Herrn:haft der schiitischen MuUahi in 
Teheran hat du bis dahin in den bürgerlichen 
Medien umgehende Gespcrul des Kommunis· 
mus dem des islamischen Fundamentalismus 
Plat:t gemacht, einem Crl:spcnst, das wegen sei­
ner kultureUen Andersartigkdt irrationaler 
W'ld damit noch bedrohlicher erscheint. Eine 
"Reidamisierung" wurde allenthalben ent· 
deckt. DM NATO·Land Türkei, delsen histo­
rische Vorreiterrolle fIir den Laizismus und 
bürgerlichen Nationalismus im Nahen Osten 
bekannt war, das sich bis dahin ungeachtet 
seiner gtognphischen Z~hörigkeil als ein 
europäisches Land betrachtete und das speziell 
in der Bundesrepublik durch seine hier ar· 
beitenden und lebenden Menschen $tark 
präsent ist, machte davon keine Ausnahme. 
Das 1987 erschienene Buch von Rainer Werle 
und Renate Kreile versucht, der Realität und 
den Gründen dieser "Renaissance des Islam" 
unter den türkischen Staatsangehörigen zu· 
hauM: und im Audand nachzugehen. In neun 
Kapiteln gehen die Autoren auf zentrale Fra· 
gen de, historischen und sozialökonomi,chen 
Konte);tes, innerhalb dessen die fellzustel· 
lende Zunahme des Einflusse, des hlams 5tatt· 
fand, $Owie auf denen konkrete Audormung 
in der Türkei und in der bundenepublikani· 
schen Diaspora ein. Sie untersuchen $0 der 
Reihenfolge nach das "Schlagwort Reislami· 
sierung", den "Nationaiismul und Islam bei 
Atatürk", den" Volksislam in der Türkei", die 
"Klzio-ökonomilche KrisenentwiCklung und 
ReisLamisierung", die Frage, warum es J\atl zu 
einer Linksentwicklung zur Reislamisierung 
gekommen sei, die MSP und MlIP als Parteien 
des islamischen Fundamentalismus, die "Rei,· 
lamisierungstendenzcn unter Türken in der 
Bundcsrepublik" und das generelle Problem 
des Verhatlnissel von "Reislamisierung und 
Modernisierung". Es sei bereits an dieser Stelle 
angemerkt, daß es sich bel der vorliegenden 
Arbeit lediglich um eine Einführung in die 
Problematik handelt. ' 
Die Haupuhesen der Autoren können wie 
folgt zusammengefaßt werden: Die teilwei$C 

formal antiulamischen Reformen Musta!a 
Kernals hatten einen etatistisch·kapitalisti· 
schen Charakter und balierten niclit auf einer 
aktiven Unterstützung du rch die üb~rwiegend 
ländliche und traditionaHstische Be\IÖlkerung. 
Die weitere lozialökonomi,,:he Entwicklung 
des Landes führte zur Marginalisierung ( .. an 
den Rand gedrängt ""erden; d. Red.) verschie· 
dener traditioneller Klassen und Schichten zu· 
gunsten der Herausbildung einer herrschenden 
industriellen Grußbourgeoisie. Der etatistische 
Charakter der Modernisierungsmaßnahmen 
der Kemalisten, denen keine wirkliche inte· 
grierte Entwicklung entsprach, machte den 
Islam zum Fluchtpunkt für einen großen Teil 
jener, die durch die Politik des Staates sozial 
marginalisie rt wurden, aber auch zum bewußt 
gt:nutzten Minel, deliSen sich die verschieden· 
sten bürgerlichen in Opposition zur kemalisti· 
schen Republikanischen Volkspartei (CHP) 
stehenden Parteien bedienten und bedienen. 
Da~ galt für die wesentlich großindust riell und 
proweltlich orientierte Demokratische Partei 
von Adnan Menderes nach 1946 und deren 
Nachfolgeparteien, Süleyman Demirels Ge· 
rechtigkeitspartei und Partei des Rechten 
Wegel eben$O wie für die offiziell islamistische 
MSP Erbakans und die faichinische MHP "on 
Oberst Türke-\, die heide vor allem die In· 
teressen der nicht·exportorientierten und mit · 
telständischen Umemehmer zum Ausdruck 
bringen. Aber auch die regierende Vaterlands· 
partei (ANAP), die im Gegensatz dazu voll den 
Interenen dei exportorientierten großindu· 
striellen Scktoll zum Durchbruch verhilft, be· 
dient sich des Islam als Hemchaftsidrologie. 
Die Kräfte, die den Islam wie verschiedene 
Sekten von der Art der Nurcula:r oder Süley· 
mancilar in einer eher präkapitalisti"hen 
" orm zum Dasein,zweck haben, kooperieren 
zwar teilweise mit den erwähnten Parteien, 
werden ~on diesen letztlich aber höchstens als 
militante Stoßtrupps oder als Stimmvieh in· 
strumentalisiert. 
Für die Beantwortung der noch vor nicht allzu· 
langer Zeit mit Bangen gestellten frage, ob in 
der Türkei eine "iilamisehe Revolution·' nach 
iranischem Muster anitehe, sind weitere Fak· 
to ren aunchlaggcbend. Anders als der schiit i· 
sehe Klerus im Iran haben die ,unnitischen 

Schriftgelehrten in der Türkei keine ökonomi· 
sChe und soziale Eigenuändigkeit gegenüber 
dem Staat, nicht einmal gegenüber dem kema· 
listiichen, einem Staat, der im übrigcn - wic 
gezeigt - mittels "erschiedener seiner Parteien 
die proislamische Stimmung im Volk kanali· 
siert. Darüber hinaus lind einerseiu die zahl· 
reichen Angehöriw::n der alevi tischen Konfes· 
sion in der Türkei rur den von ihnen zu Recht 
ab Bedrohung verstandenen l unnitischen Fun· 
damentalismus nicht empfanglich, $Ondem 
tendieren politisch eher zur Linken. 
Auch für die ca. 10 Mio Kurden in der Türkei 
ist die Religion, die sie übeJ'\>.·iegend mit den 
Türken teilen, kdn Bereich, innerhalb dessen 
sie ihre oPpolitionelle Haltung gegenüber dem 
türkischen Staat adäquat zum Ausdruck brin· 
gen könnten. Hier war Slel$ der Nationalismus 
der bellimmende Faktor, auch wenn er bis 
zum Ende der 30er Jahre mit idamischem Be­
wußuein Hand in Jland ging. Der islam ist hier 
seit Entwicklung einer modemen National· 
bewegung M:it Mitte der 60tt Jahre fast aus· 
schließlich Hcrrschafninstrument. Da die 
Autoren, ihren ideologi5chen Präferenzen fol· 
gend. einen nicht unwesentlichen Teil ihrer 
Sichtweise "on seiten der linken Organisation 
Oev Vol beziehen, ist ihnen die Bedeutung des 
kurdischen Wideutandes auch rur das Problem 
der Islamisierung in der Türkei leider nur wuu· 
reichend bewußt geworden. In der Tat war 
auch schon zur Zeit des Erscheinens des 
Buches eine Tendccnz auszumachen, die sich 
immer deutlicher manife"ier\. Der "Reislarni· 
,ierung" hat in den Medien de r Türkei unter· 
dessen das Kurdenproblem deutlich den Rang 
abgelaufen. Oberhaupt ist fenzu5tellen, daß 
der islam parallel zur Entwicklung der Aktivi· 
täten alter und neuer - überwiegend linker -
Oppositionskräfte und gewerkschaftlicher 
Kämpfe als Ausweg der Hoffnungslosen lind 
Desorientierten - eine Funktion, die er in der 
Bundesrepublik zum Teil noch deutlicher als 
in der Türkei selbst ausübt -, wenn auch nicht 
unbedingt seine kulturene, 10 doch zumindest 
se ine poliluche Kraft, tendenziell einbüßt. 
So kann man heute die Auffusung der Auto· 
ren, daß eine "islamische Revolution" in der 
Türkei kaum ansteht, nur bekräftigen. Die Rol· 
le, die der Islam in "euchiedener Ausprägung 
trotzdem spielt und weiter spielen wird, hängt 
wesentlich davon ab, ob sich in der Türkei 
laizistische Kräfte formieren, die auch den be· 
$Onders anfalligen sozial marginalisierten 
Schichten und Klassen eille sie in ihrer Ganz· 
heit - also nicht nur ökonomisch. sondern 
auch kulturell - alllprcchende Perspckti"e ver· 
mitteln können. Lothar A. Hei1ll'ich 
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Lesermeinungen • Standpunkte 

Keine ,Grauzonen" 
bei BRD-Alomexporten! 
Iktr.: AlB 4{88, "A lomuportpo lilik der 
BRO,Teilr 
Bcmhard SUIZCT irrt, wenn er beim deutschen 
Alomexpon cine besondere "Grauzoncnpro­
blemalik" vermutet (S. 6). Ein kleiner Blick in 
die sehr umfangrdchc "Kcmcncrgielinc" (Tell 
I B der AWVzum AWG) mit ihren technischen 
Beschreibungen würde ihn eines Besscren be­
lehren. 
Im übrigen wird die Genehmigunglstatistik 
über offizien genehmigte Atomex.portc (z.s. 
über Empfänger. Empfängcrland, Art der 
Nuk learlicfcrungcn) seit übcreinemJahnchnl 
vor Bundcuag und Öffentlichkeit bewußt ge­
heim gehalten. Es wird Zeil, daß die Dritt .. -
WclHnitiativen zUlammen mit der Friedens­
bewegung und der Anli-AKW-Bcwcgung eine 
grundlegende I)o::mokralisierung der deutschen 
Außenpolitik fordern. 
Bernha,d Fallin, Emmendingen 

Zum ,DorfschÜlZersyslem" 
In Türkel-Kurdlstan 
Betreff: Kurdische Lescrbriefkritik an D. falk 
in AlB "'/ 1988, S. 52 
Bis auf ein paar Einzelheiten möchte ich der 
Darstellung der verschiedenen Aspek te des 
~ Dorfli<:hützersystems" d urch den Kollegen X 
keineswegs widenprechen. Das Problem i$l 
vielmehr das der Einsehättung der Strategien 
und Methoden des nationalen Befreiungs· 
kampfes spnieU in Kurdistan, aber darüber 
hinaus au <:h seiner allgemeinen Gesetzmäßig· 
keiten. 
l. Die Kritik. an de r PKK/ ERNKoderanderen 
Befreiungsbewegungen ist in der Ta t -keines­
wegs nur Sache der Kurden btw_ de r anderen 
unmittelbar be troffenen Völker, da ihre 
Kämpfe Teil des weltweiten antiimperiali$1i­
sehen Kampfes sind. Praktisch wirksam wird 
eine Kritik allerdings nur nachrangig durch 
akademische Erörterungen aus der Feme, son­
dern primär durch eine bessere Praxis in der 
Heimat , wobei der Erfolg keineswegs das ein­
zige Kriterium rur die Güte der Theorie und 
Fra>:is iSl, aber beileibe aueh nicht das unwich­
ti81 te. 
Für Nordkurdistan gilt heute, daß don die 
PKK weitgehend alleine ak tiv ist. Die Zeugen 
für diese 8ehauptung sind mannigfach. Sie rei· 
chen von berunich mit der Unterdrückung der 
kurdischen NationaJbewegung befaßten türki­
schen Kräften über wichtige Teile der unab­
hängigen Linken der Türkei bis Zu Vertretern 
kurdischer Parteien aus den anderen Teilen 
Kurd istans, von Feinden der PKK bis zu ernst· 
haften Kritikern. Die ins Hintertreffen gerate­
nen kurdischen Konkurrenzorganisationen ge­
hören natürlich nicht dazu. 
2. Warum hat der türkische S[aat nach 1984 
erstmalig seit osmanischer Zeit einen Teil des 
kurdischen Volkes bewaffne t , z.T. auf Siam· 
mesbasis? Er hat dieses Mittel ergriffen, ob­
wohl es die Fähigkeit seiner Armee _ der 
zweitgrößten der NATO _, die Ruhe in Kur­
d istan selbu henusuUen, in Fn.ge stell\. Der 
wesentliche Grund is t unverkennbar dar, daß 
er durch den seit dem 15.8.1984 von der 
PKK/ARGK geführlen Guerillakrieg dazu ge' 
zwungen wurde. 

3. Das SySiem der "Dorfschulzer" hat sich 
selbst nach Einschätzung aufgeklärter Teile 
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de r türk ischen Bourgeoisie nicht bewährt. Es 
hat zu Obergriffen von asozialen Elementen 
auf ihre Nachbarn geführt und dadurch bei 
diesen die Liebe Zum Slaat, der ihnen diese 
nunmehr bewaffneten DoTfgan81ter beschert 
hat. nicht geförderl. Es hat gleichzeitig da, 
Ill teresse der ARGK-Peschmergas auf die 
Dörfer gezogen, deren .,Dorfschiit1.er" Olm ak­
tivsten waren und gezeigt. daß die Dorfschüt­
zer sich selbst nicht schülzen können, ge­
sch"'eige denn den türkischen Staat, in del!ICn 
Sold sie stehen. 
Das System hat in der Tat Stamme.konflikte 
geschürt, da diele nun wieder bewaffnet aus· 
getragen werden können. Daran hat jedoch die 
Guerilla keinen nennemwerten Anteil, denn 
sie ist selbst keille Stamme.armee, sondern 
setzt sich aus - überdies im allgemeinen nicht 
individueU idemifizierbaren - Angehörigen 
von Stämmen und Familien aus nahezu allen 
Teilen Nordkurdistans zus.ammen. Richtig ist 
sicher, daß die Chef, der verschiedenen 
Stämme. wie auch in anderen Teilen Kurdi­
stans, ihre UnteT5tüttung für den nationalen 
Befreiungskampf oft weniger an denen Zielen 
festmachen, als vielmehr an der Haltung der 
mit ihnen aus völlig anderen Gründen ver fein­
deten Nachbar-Chefs. Keine Befreiungsbewe­
gung kann CI sich leisten, aufgrund de r damit 
~erbundenen, ~'on ihr nicht geschafft'nen, son­
dern vorgefundenen Probleme die bewaffnet 
gegen die Nalionalbewegung stehenden Kräfte 
des eigenen Volkes nicht zu bekämpfen. 
4. Es ist eine Illusion zu glauben, es gebe einen 
nationalen Befreiungskampf, in dem nicht 
auch der Ko lonialherr es mit ~erschiedenen 
Mitte ln - Gewalt, 8estechung - stelS er­
reichen kann, daß ein Teil der kolonisierten 
Be\"Ölkerung rur ihn kämpft. Eines der deut­
lich$len Beispiele daflir war Algerien. wo die 
FLN Abertausende \'on " Harkis" getötet hat_ 
In Vietnam war es nicht anders, in Angola, 
Mosambik und Nicaragua ist es nicht anders. 
Dabei sind die einfachen Soldaten der jeweili­
gen Konterrevolution in der Ta t kaumje Bour­
geois. sondern Bauern und Arbeiter, kurz 
sozial die gleichen wie die, die in den Reihen 
der nationalen Befreiungsarmee kämpfen. 
Es war und ist Aufgabe der 8efreiungsbewe· 
gung, die Kollaborateure entweder für sich tu 
gewinnen, zu neutralisieren oder zu liquidie­
ren. Dabei hat sich die ex.emplarische 8 e5lra­
fung der aktivsten unter ihnen erfahrungsge· 
mäß immer positiv auf die Mitläufer ausge­
wirkt. Sie zeigt ihre Schwäche gegenüber der 
Guerilla und lähmt die anderen entweder vor 
Angst oder zieht neue Kräfte zur Guerilla, die 
ihre Stärke gezeigt hat. Speziell für d ie PKK 
gilt, wie der Fortgang des Kampfes seit Ende 
1987 zeigt, daß de r spektakuläre Kampf gegen 
das Dorhchützersystem nur eine strategische 
Pha!IC war, die als notwendig erachtet wurde, 
da die Dorfschützer eines der wichti!,ten Hin­
dernis~e für den direkten Ko ntakt zwischen 
der Zivilbevölkerung und der Guerilla darstell· 
tcn. 
Inzwischen is l die A RGK nach teilweise erfolg­
reichem Absch luß dieser Phase wieder dazu 
übergegangen, ihre Hauptkraft in Operationen 
gegen die türkische Armee tu werfen. Die 
Großoperation vom I "'_1988 in der Region 
NU5arybin ist dafür eines der besten, wenn 
auch nicht das einzige BeiJpiel. Ob die Art, in 
der im vergangenen J ahr einige de r Operatio­
nen gegen da$ Dorfschützernetz durchgeführt 
worden 5ind und die eine große Zahl von un­
schuldigen Opfern gefordert hat, optimal war, 
ob es sich dabei um eine unnötige Grausamkeit 
gehandelt hat, die den 8efreiun81kampf z. T. 
moralisch diskrediliert hat, oder ob sie das 

leider unvermeidliche Ergebnis militärhchcr 
Notwendigkeiten " ·ar. wie el die PKI\ be· 
hauptet, ist aus der Ferne, aus der letztlich 
auch der kurdisehe Kollege schreibt, schwer 
festZUlIellen . 
5. Daß die Gewinnungdcr Massen eine Voraus­
setzung für den Erfolg des nationalen Befrei­
ungskampfes ist, darin hat der Kollege X zwei­
fellos recht. Ob bereits die Mehrtahl der kurdi­
schen 8auem die ent seit 10 Jahren e>:istic­
rende und seit nicht einmal vier Jahren hc­
waffnet kämpfende PKK unterstützt, weiß ich 
nieht. Man kann darüber in Kurdistan be· 
kanntlich keine verläßlichen Meinungsumfra­
gen durchflihren. 
Im Gegensatz zum Kollegen X bin ich jedoch 
der Meinung, daß alle, darauf hindeutet, daß 
die Unterstützung für die PKK im Volk wäch1l. 
Wie wären die zweischneidigen Maßnahmen 
des türk ischen Staate, - .,Dorfschutzer", 
"Supcrgouvemeur" für d ie kurdischen Pro· 
vinzen - und wie die bis dahin nicht gekanß!e 
öffentliche Diskulllion über die Kurden, deren 
pure E,dSlenz noch .. or wenigen J ahren negiert 
wurde, zu verstehen, wenn sich nicht der 
Kampf des kurdischen Volkes trOtZ alle r ob­
jektiver und subjektiver Probleme entwickeln 
würde. Kein Volk kann jedOcheinenjahrebng 
andauemden Kampf dieser Art führen, ohne 
die Exinent einer führenden revolutionären 
Organisation. Diejenigen, die leugnen, daß die­
se in Nordkurdislan z.Z. die PKK ist, sollen 
offen sagen, welche Partei den Kampf anführt 
und ihre konkreten Erfolge - Organi,ierung 
von Streiks, Demonstrationen. Hungerstreiks 
in den Gefängnissen, Kampf gegen die tür­
kische Armee - nennen. 
Der Kollege X wirft in seiner Kritik wichtige 
Probleme auf. Leider enthält er sich jedoch 
jeden Venuchs, ko nkrete Lösungen vorzu­
schlagen. 
DielerFallt 
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Kinohandbuch .Dritte Welt" 
Einen Oberblick über 170 abendfüllende Filme 
au~ der und über die Dritte Weh, die eintn 
Verleih in der IjRD haben, bietet 
Wolfg-"ng Troisdorf, Da, internationale Reper­
toire. Kinohandbuch "Dri tte Weh", Evange­
.iiChcl untrum rur Entwicklungsbezogene 
Filmatbcil, Slu llgan. 1988,74 Seiten, 7 D~1 . 
Vorgestellt wird ein breites Spektrum, von 
Dokumentarfilmen oder solchen mit 
dokumentarischem lI intcrgTUnd üb.,. Polit­
Thriller bis hin zu Abenteuer- und Expedi­
tionsfilmen. Die Kunbcsprechungen enthal­
ten jeweils filmografiJchc Angaben.. 
Das Kinohandbuch versteht sich ab ein Beitrag 
dazu, die stiefmütterlich" Behandlung von 
Dritlc-Wdt-filrnen im Kulturbctrieb aufzu­
brechen. Das Buch wendel sich vor allem an 
engagierte Kinomacher, aber auch an Initiati· 
,'en, Verbände, Gemeinden und Einulper· 
Ionen, die mit Kinobetit~em zusammenarbei· 
ten könnten, 

Süda!rlka 

AAB-Mitgllederversammlung 
zieht BIlanz 
Vom 5.·8. Mai 1988 trafen sich in Köln die 
Mitglieder der Anti·Apartheid·Bewegung 
(AAB), um über das vergangene, in~besondere 
aber über das kommendejahr zu beraten. 
Die Forderung nach Sanktionen gegen Apart· 
heid wurde 1987/88 in der BRD von mehr 
Kräften unterstützt ab in der Vergangenheit, 
u.a. in den Kirchen und Gewerkschaften. Auch 
für das kommende Jahr wird die Forderung 
nach Boykott gegen Apartheid im Vorder· 
grund der AAB·Aktivitäten stehen. Als 
Schwerpunkte rur die Arbeit der nächsten 
Monate wurden bellchlosscn: Bekämpfungdes 
illegalen Uranimports aus Namibia, der Ban· 
kenboykott und die Aktionen gegen Daimler· 
Ben~ sowie die Kampagne für den Freiheitsscn· 
der des AfTikanischen r-;ationalkongre$SCS 
(ANC) und Aktionen ~um 70. Geburtstag von 
Nelson Mandela am 18.7.1988. 
Auch der Vertreter des ANe, Tony Seedat, 
und der Generalsekretär der namibischen Berg· 
arbeitergewerkschaft MUN, Ben Ulenga, die 
mr der Mitglicdef\enammlung sprachen, un° 
terstrichen die Bedeutung dcr Sanktionsforde· 
rung. 
Am Samstag unterstützte die gesamte MV der 
AAB die Aktion zum 8. Mai der Christlichen 
Initiative Freiheit rur Südafrika und Namibia 
,-or der südafrikanischen Bouchaft. Seit 1985 
macht die Christliche Initiative mit dieser Ak· 
tion auf die Parallelen ~wischen der Situation 
in SüdafTika und Namibia und dem deUUchen 
Faschismus aufmerksam. 

Südafrika • 

AABs fordern umfassende Sanktionen 
Anläßlich des Außenministertreffens von EG· 
und AKP·Staaten (mit EG seit Lome· 
Abkommen 1975 anozijene Länder Afrikas, 
der Karibik und des Südpazifik) am 26. April 
dJ. in Luxemburg wandten sich die westeuro· 
päischen Anti·Apartheid·Bewegungen mit ci· 
nem offenen Brief an den Präsidenten des EG· 
Ministerrats, den bundesdeutschen Außen· 
minister !lans·Dietrich Genscher. Sie äußerten 
darin ihre Bestünung darüber, das die Euco· 
päische Gemeinschaft trotz der verschärften 
Krisenbge im Südlichen Afrika wirksame Maß· 
nahmen gegen den '\panheidst8at unterlassen 
hat. 
Diese Untätigkeit der EG, 50 reklamieren die 
Briefschreiber, sei "insofern von besonderer 
Bedeutung, als die EG nach wie vor der wich· 
tigste Handelsparlner Apartheid·Südafrikas 
und größter Auslandsinvestor in der Apart· 
heid·Wirtschaft und im besetzten Namibilt 
ist". Verurteilenswert finden sie insbesondere 
das Nichtreagieren des EG·Ministerrau auf die 
seit Februar dJ. drastisch verschärften Repres· 
sionsmaßnabmen Pretorias. Damit habe man 
das Botha·Regime nicht nur "ermutigt, seine 
Poli tik der Unte rdrückung im Südlichen Afrika 
zu verstärken, sondern auch seinen Krieggegen 
Apartheidgegner bis in die Hauptstädte Euro· 
pas auszudehnen". 
Die westeuropäilichen Apanheid-Gegner 
knüpfen daran in ihrem offenen ßrief folgende 
Vorschläge rur wirksame Aktionen der EG 
zum Südlichen Afrika: 
"Unserer Meinung nach iSI der EG·~linisterrat 

durch die heutige Situation im Südlichen ,\fri· 
ka aufgefordert, seine Politik der Kollabora· 
tion mit Pretoria zu beenden und ein Aktions· 
programm zu v1: rabschieden, das zur vollstän· 
digen Abschaffung des Apartheidsystems, zur 
Sicherung der Unabhangigkeit Namibias, der 
Schaffung eines nicht·rassistischen und demo· 
kTlllischen Siidafrika sowie der Herstellung von 
Frieden in der Region direkt beiträgt. 
Wir fordern daher den EG·Mini$lerrat insbe· 
sondere dazu auf, 
I. bei der siidafrikanischen Regierung unver· 
züglich und scharf dafür eimutreten, daß der 
Ausnahmezustand am II.Juni 1988 nicht ver· 
längert wird, daß die Gesetusvorlage gegen die 
Auslandsfinanzierung von kirchlichen und an· 
d1:ren Organisationen Siidafrikas und die dra· 
koniSChen Prcsserestriktionen zurückgezogen 
werden; 
2. daß ANC und SWAPO für die Verstärkung 
des Befreiungskampfes jede mögliche Unter· 
stützung einschließlich voUen Schutzes für de· 
ren Vertl'l:ter in den EG·Ländem gewahrt 
wird; 
3. daß dieser dk Verhängung umfassender, 
bindender Sanktionen gegen Südafrika nach 
Paragraph 7 der UNO-Charta durch den UN­
Sicherheitsrat unterstüt>;t; 
4. daß diescr bis zur Verhängung dieser Sank· 
tionen durch den UN'Sicherheitsrat: a) allc 
lx:stehenden EG-Sankt ionen strikt anwendet 
und diese zu bindenden Sanktionen erklärt; b) 
alle bestehenden zukünftigen EG·Sanktionen 
auf Namibia ausdehnt: c) ein für aUe EG·Mit· 
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gliedsstaaten bindendes Sanktionspaket '"er· 
abllchiedet, das sich auf die Sanktionsbeschlüs· 
se der skandinavischen Länder und auf das 
Umfassende Anti·Apartheid·Gesetz der USA 
nützt und das insbesondere einen bindenden 
Kohleboykolt der EG beinhaltet;d) daß dieser 
die diplomatischen Beziehungen zwischen 
Südafrika und der EG und alle Visa·freien Ab· 
kommen zwischen EG-~fitglied~naaten und 
Südafrika beendet." 
Oie Außenminister der 12 afrikanischen AKp· 
Staaten erhoben in Luxemburg ihrerseits die 
Forderung, daß alle neuen EG·lnvestitionsvor· 
haben, Kreditvergaben und wichtige Handels· 
geschäfte mit Südafrika (besonders Mi litiir· 
güter, Atomtechnologie, Kohle, Ura ,,) um· 
gehend einzulltellcn seien. Genscher verband 
hingegen verbalradikale Bekenntnisse gegen 
Apartheid mit einer Absage an neue Sanktio· 
nenderEG. 
Allerdings einigte man sich in Lu~emburg auf 
einen gemeinsamen Appell an Pretoria, den 
Ausnahmezustand aufzuheben, die politischen 
Ge fangenen freizulassen und das Oppositions· 
'-crbot \'om Februar 1988 aufzuheben. 

Israel und Palästina 
Die Zusammenarbeit mit reakt ionären bzw. 
faschistischen Regimes wie Chile oder PaT'~' 
guay und die Einbeltung Israels in die Nahost· 
strategie der USA sind einige der Themen, die 

'0 
Bel\iamin Beit-HaI!ahmi, Schmuuige Allian­
'ten. Oie geheimen Gesehäfte hracls, Kindkr 
Verlag, München 1988,322 S., 29,80 0;\1 
lx:handelt werden. Großen Raum nimmt fer· 
ner die Darstellung der Zusammenarbeit mit 
Süddrika, von der de facto·Anerkennung 
1946 über die gemeinsamen militärisch-strate· 
gischen Planungen bis hin zur militärisch· 
nuklearen Zusammenarbeit, ein. Es be· 
schreibt, wie Israel durch Unterstützung der 
Homeland·Politik in Südafrika ~ur Festigung 
der Apartheid beiträgt und wie es den Krieg 
der angolanischen und mosambikanischen 
Contra mitträgt. Der israelische Wissenschaft· 
ler Beit·Hallahmi besticht durch seinen Detail· 
und Faktenreichtum. 
Georg Strin, Die P~lii5tinenser. Unterdriickung 
und Widerstand eines entrechteten VolkeJ, 
Pahl-Rugenuein Verlag, Köln 1988, 160 S., 48 
D~1 

ist ein ~ierfarbigcr, kostbar gedruckter Foto· 
band, der Leben und Widerstand der Palä$li· 
nenser eindruck 11'011 dokumentiert. 
Die insgesamt 140 Fotos schildern die Unter· 
driickung und Zerstörung, uigen junge und 
altc Menschen, wie sie leben, feiern und 
kämpfen. Ihre Gesichter lächeln, sind traurig 
oder strahlen Hoffnung und Zuversicht aus. In 
einer vieTiprachigen Einführung wird die histo­
rische Entwicklung des Palästinakonflikts 
nachgezeichnet. 
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Msid~n! Roh b<i d~r S!,mmab,."" 

Die Opposition unterliegt 
bel Partamentswahlen 
Bei den Parlamenuwahlen vom 26. April dJ. 
mußten die bcidcn oppositonelkn Parteien, 
di", Demokratische Wiedcrvccrcinigungsparlei 
(ROK) Kim Young Sams und die Demokra­
tische Friedcnspartci (PPO) Kim Da .. Jungs 
~genübcr den Präsidcntschaftswah1en vom 
Dezember 1987 erhebliche SlimmenvcrluSic 
hinnehmen. Die RDP ging \'on 27,!i auf 23,6% 
und die PPO \on 26,S auf 19,O%1.urilck. Mil 
3S,4% und Verlusten von 2% konnte die 
Demokratische Gero:chtigkeitspartei (DJ p) das 
I:::rgeqnis des jetzigen Präsidenten Roh Tu 
1'100 '"'lm Deumber nahezu halten. Ei· 
gentlicher Wahlsieger in die rcchtiCxtrcme 
Neue Demokratisch-Republikanische Partei 
(ND RP) Kim Jong Pils. eines ehemaligen Pre­
mierministers unter Diktator Park ChungHee. 
Ihr Anteil stieg\'on 7,9 auf 15,3%. 
Obwohl das WahLsystem die stärk5te Partei bei 
der Sitz\'ergabe begimnigt - die Zahl der Sitze 
hängt u,a. \'on der Zahl der gewonnenen Di· 
rektmandate ab -, verlor die regierende 0lP 
ihre absolute Mehrheit, Trotz geringeren Stirn· 
menanteils erhielt die PPO mehr Sitze als die 
RDP, weil sie mehr Direktmandate erringen 
konnte. Wie bereits im Dezember 1987 ,'er· 
spie lte die Opposition die Möglichkeit eines 
Sieges, indem sie getrennt kandidierte. Mit ei· 
ner gemeinsamen Liste wäre ihr eine absolute 
Mehrheit im Parlament sicher I{I!wesen. 
Präsident Roh Tac \\'00 ist jetzt auf die Zusam· 
menarbeit mit der noch weiter rechts stehen· 
den NDRP angewiesen. um im Parlament wei· 
ter üb~r eine Mehrheit zu verfügen. 

Kein Frteden in Sicht 
Bci den Wahlen zu den Provinzräten in vier 
I"rovinzen Sri Lankas am 28. April d.1. hat die 
regierende Vereinigte Nationalpartei (UNP) 88 
\'on insgesamt 155 Sitzen erringen können. Die 
am 21. Februar dJ. aus der Kommunistischen 
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Partei (epSL). der Sozialistischen Partei 
(LSSP), der Volkspartei (S I..MP) und der 
Neuen Sozialistischen Partei (NSSP) gebildete 
Vereinigte Sozialistische Allianz (USA) er· 
reichte überraschend 64 Sitze und der musli· 
mische Kongreß drei Mandate. 
Die Wahlen sind in dem Abkommen vors-:· 
sehen, das am 29.7. 1987 von Indien und Sri 
Lanka I{I!schlossen wurde, um den Konflikt 
7.wischen der Regierung und den tamilischen 
GuerilJagruppen beizulel{l!n (\"gl. AlB 8 und 
9/1987). Da dies nicht gelang und die Kämpf<­
mit den 50.000 Mann starken indischen "frie· 
denstruppen"' andauern, wurde in den tamili· 
schen Gebieten nicht gewählt. 
In den anderen Provinzen erreichte die Wahl· 
beteiligung nur zwischen 30 und !>5%, da die 
Sri l..anka freiheitspartei (SLFP) und die 
extrem nationalistische Volksbefreiungsfront 
UVP) zum Wahlboykoll aufl{l!rufen hau<-n. 
Sie betrachten du Abkommen als Aus~erkauf 
dcr Interessen der singhalesischen Bevölke· 
rungsmehrheit zugunsten eines tamillschen 
Separatslaates, weswegen sie es - im t'alle der 
1VP auch mit militärischen Mitteln - bekämp­
fen. Oberfälle der 1VP vor und während den 
Wahlen forderten mehrere Tote. Am 10. Mai 
dJ. kam jedoch ein Abkommen zwisehen1VP 
und Regierung zustande, das eine EiruteUung 
der b<:waffneten Aktionen der 1VP und im 
Gegenzug deren Legalisierung \'Orsiehl. 
Begleitet wurden die Wahlen von einem lIun· 
gelltrdk von Frauen der sog. "Müllerfront". 
Sie wollen einen Waffenstillstand zwischen 
den indischen Truppen und derGucrillaorgani· 
sation ßcfreiungstiger von Tamil Eelam 
(I.. TTE) erreichen. Am 19. April hungerte sich 
die eute Frau zu Tode. 

Per$l$the,GoU 

Der Iran muß zurückstecken 
Am 18. April d.1. kam es im Golf zur schwer· 
sten amerikanisch·iranischen Konfrontation 
seit Oktober 1987 (siehe AlB 11 / 1987). Die 
US·Kriegsmarine zeutörte die bf:iden irani· 
schen ölplanformen Sassan und Sirrt und ver· 
senkte das Palrouillenboot ,Joshan". Sie 
nannte dies Vergeltung iranischen Minen' 
legen!. Der Iran konterte mit dem Beschuß 

Ein itakiS"her Sold., posien vo. ein~m Khomeini·8,tdnis 
»Ur der !"rOckerobenen Halbin~1 Flo 
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einer nabegelegenen Ölförderinsel der Ver· 
einigten Arabischen Emirate. die von USo 
Multis betrieben wird, sowie mit der Beschädi· 
gung des brit ischen Öltankers "Yolk Marine". 
Zeitgleich staftete der Irak eine Offeruive zur 
Rückeroberung der Halbinsel fao, welche seit 
f ebruar 1986 in iranischer Hand war. Am 24. 
,\pril wurden die letzten gegnerischen Trup­
pen \'On der Olverladeinstl "",rtrieben. Der Ver· 
lust von Fao wiegt aus Teheraner Sicht schwer, 
da der Irak damit sein Eingangstor vom Golf 
zum Schatt al Arab und zur Hafenstadt Basrah 
wieder aufstoßen konnte. für den Irak zählt 
dieser Erfolg auch als eine Art Ausgleich der in 
letzter Zeit an d<-r Nordfront (Kurdengebiete) 
erlittenen Terrainverluste im Landkrieg. 
Die Reagan·Administration kiindigte überdies 
an, ihre Flollenpräsenz im Persischen Golf 
(derzeil 30 US·Kriegsschiffe) um 13 Schiffe 
aufzu$locken und ihre "Schutzbefugnis" über 
die umgeflaggten kuwaitischen Tanker hinaus 
auf andere Handelsschiffe, die Beistand anfor· 
dem, ausweiten zu wollen. Während die USA 
also ihr Engagement im Golf erneut erweitern, 
erliu ihr Drängen im UN·Sicherheiurat auf die 
Verhängung eines Waffenembargos gegen den 
Iran einen Dämpfer. China, einer der Haupt· 
waffen lieferanten Teherans, informierte Wa· 
shington, daß nach den jüngsten schweren Zu· 
sammenstößen man einem Embargo nicht 
zustimmen könne. 

KotumlHen 

VVachsenderTenor 
gegen Unkskräfte 
Bei Anschlägen rechtsgerichteter Todes· 
s.::hwadronen sind zwischen dem 4. und 11. 
April dJ. in der Kleinsladt La Mejor Esquina 
33 und in der Bananenregion Uraba weitere 13 
1I.Ienschen ermordet worden. Schon knapp ei· 
nen Monat zuvor waren in derselben Region 21 
Menschen gelötet worden, 
Nach den AnKhlägen vt:fhängte die Regierung 
iiler'die betroffene Provinz den NOlSland und 
setzte an die Spitze der Verwaltung dnen Mili· 
tär. Von der Opposition wurde dies kritisiert, 
da es nicht zu einer friedlichen Lösung des 
Konflikts führen könne, weil sich das Militär 
durch seine Kumpanei mit den Todesschwa· 
dronen mitschuldig an Memchenrechtsverlet· 
zungen gemacht habe. 

Opfer und Hauptzieillcheibe der Terroraklivi· 
täten sind Landarbeiter, die Land besetzen, 
Gewerkschafter der größten Gewerkschafts· 
zentrale CUT sowie Angehörige des Links· 
bündnisses Patriotische Union (UP). Gerade in 
der ßananenregion Unb:. hatte die UP am 13. 
März dJ. mehrere Bürgermeisterposten gewin· 
nen können (siehe AlB 5/1988). 
Wegen der verschärften Obergriffe der Todtll· 
schwadronen ist mit einer weiteren Zunahme 
der in der Guerillakoordination Simon Boli," .. r 
(CGSB) zusammengeschlolisenen Organisatio' 
nen zu rechnen. 

Hl.!ukaledonoen 

Aktionen für 
die UnabhängigkeH 
Bei einem Angriff \'On Sondereinheiten der 
französischen Polizei kame" am 5. Mai dJ. auf 
der Insel OU\~a mindestens 15 Kämpfer der 
K;lnakischen Sozialistischen Nationalen Be· 
freiungsfront (FLNKS) sowie zwei Polizisten 



U!llS Leben. 22 Polizisten und ein ste llvertre· 
tender Staatsanwalt. die die FLNKS te ils seit 
dem 22. April in ihrer Gewalt hatte, konnten 
hefrei t werden. 
Die FLNKS war \'or den fran7.ösischen Präsi· 
dentschaftswahlen und dem gleichuitigen 
Urnengang für ein Regionalparlament in Neu­
kaledonien am 24. April zu militanteren Ak­
tionen - darunte r auch die Gefangennahme 
von Polizisten - übergegangen_ Sie will dami t 
den Ahzug der 9.:'00 Mann französischer 
Sicherheitskräfte und Verhandlungen über ein 
neues Unahhängigkeitsrcferenum erzwingen. 
Eine Abstimmung im September 1987 hatte 
die FLNKS boykottiert, da daran auch d ie 
meist franzö sischen Sicdler, die inzwischen die 
Mehrheit der 150.000 Einwohner bilden, teil· 
nehmen durften. 
Zu den Protestaktionen der FLNKS, die d ie 
melanesischen Ureinwohner \'ertriu, gehorte 
auch der Kampf gegen die Regionalwahlen. ln 
31 "on 139 Wahllokalen konn te nicht gewählt 
werden. Oie Wahlenthal tung hetrug 44%. 

Strategie Washingtons 
Verfehlte 
Am 30. AprildJ. kündigte das US-Finanz mini­
sterium an, daß einige der Sanktionen, die d ie 
USA Anfang April gegen Panama '"<:rhängt ha t­
ten, aufgehoben würden_ U_a. waren allen USo 
Unternehmen und -Bürgemjegliche Zahlungen 
an die Regierung \'erho ten worden. Durch 
wirl$chaftlichen Druck, militärische Drohun· 
gen und Unte rstützung der rechten Opposition 
woUen die USA den Rücktritt und die Ausreise 
des Armeechefs. General Manue1 Noriegas, er· 
zwingen (siehe AlB 5f1988). 
Auf ein Scheitern dieser Politik deuten auch 
die direkten Gespräche zwischen dem ste ll\'er­
tretenden Staatssekretär rur bteinamerika­
nische Angelegenhei ten, Michae l G. Kouk, 
Ende April hin. Eine Verlautha rung der Rea· 
gan-Ad ministration. man habe sich dabei auf 
den Rück tritt Noriegas geeinigt, wurde von 
diesem umgehend dementie rt. 
Ein Grund fü r diese te ilweise Abkehr "on der 
Konfrontationspolitik besteht darin, daß es 
den USA nicht gelang. fti r ihre Panama- Politik 
Verbünde te in de r Region zu gewinnen_ So 
verurteil ten auf einer Tagung de r UNO-Wirt­
schaftskommission für Late inamerika 
(CEPAL) Ende April in Rio de J aneiro a lle 22 
lateinamerikanischen Staaten d ie Sanktionen 
und protes tie rten gegen die US·Einmischung. 
Oie Sank tionen stießen sogar bei Teilen der 
""chten Opposition auf Kritik. da auch d ie 
Unternehmer davon betroffen sind und es ihr 
anges ichts der flagra nten Einmisch'ung der 
USA immer weniger gelingt , Massen gegen die 

Regierung zu mobilisieren. Das Parlament hob 
deshalb am 20. April den Ausnahmezustand 
auf, der einen Monat vorher ve rhiingt worden 
war. Dadurch iIOU ein nationaler Dialog mit der 
Opposition erleichtert werden. 

Auf eine Stärkung der Position Noriegas 
deutet auch die Umbildung der Regie rung am 
24_ April und die Wiedereröffllung der Banken 
Anfang Mai d.J . hin. Sieben Mini$ler des Kabi­
netts wurden \'ornehmlich du rch nationali­
stische Persönlichkeiten ersetzt. 

Sudatri~8 

Sanktionsbilanz der ILO 
In einem am 2!). April dJ. in Genf vorg.:legten 
Bericht über Südafrika gelangt die Internatio­
nale Arbeiuorganisation (l W) zU dem Schluß. 
daß der Apartheidstaat du rch Sanktionen 
•• äußerst \'erwundbar" sei. In dem Dokument 
der UN-UntCTorganisation wird betont, daß 
die Wirkung eines Wirtschaft sboykotu insbe· 
sondere \'on der Beteiligung "on sechs Län­
dern, nämlich von Frankreich, de r BRD, 
J apan, Großbritannien. der Schweiz und den 
USA. abhänge. 
T rotz des Rückzugs zahlreicher westlicher Un° 
ternehmen (USA 1986/87: 189) unte rhiellen 
noch immer 2~ Industriestaaten Wiruchafts­
beziehungen zu Südafrika. Davon hätten im 
Voljahr 20 Staaten Neuin\'esti tionen ,orge· 
nommen und 18 Staaten Gold importiert . Aus 
neun Staaten habe Pretoria Anleihen bekom­
men. Die USA, ltaliell , f rankreich und Israel 
werden wegen Velltoße, gegen das UN,Waf­
fe ncmbargo namentlich erwähnt. 
Im übrigen hätten sich bei einer Umfrage unter 
schwarzen Arbeitern und Anges tellten in Süd­
afrika lediglich 26% gegen einen Wirtschafts­
boykott ausgesprochen. 

• 

Volkskongreß 
bestätigt Refonnkurs 
Der :'9jährige Ingenieur und Energicfachmann 
Li Peng wurde ~on den 2.871 Delegierten des 
Nationalen Volk skongresse! (NVK) auf dessen 
Plcnartagung vom 25. März - 15. April zum 
Minis terpräsidenten de r VR China go:wählt . 
Die$Cs Amt filhrte er bereits komminarisch 
seit November 1981 als Nachfolger des jet· 
zigen Parteivorsitt.enden Zhao Ziyang. Zum 
neuen Staatspräs identen wähl ten die Delegier­
ten des 7. NVK den 83jährigen Yang Shan­
ghun, der damit den bisherigen Amtsinhaber 
Li Xiannian ablöst . 
Als die beiden wichtigsten wirtschaftliche n 
Probleme hatte Li Peng in seinem Arbeitsbe-

TERMINE: 
2_-5_1uOli 
12. BundeJkongreß enlwiekJ ungspo li ti.cher 
Aktion5gTUppcn l BUKO) in frankfurt. The· 
ma: "Gegen die Macht des Geldes - Wego: aus 
Ver~chuldung und Elend". 
Kontakt: BUKO. Nernstweg 32-34. 2000 
Hamburg50, Tel 040-393156 

11.1wli 
Hearing "Menschenrechte in der Turkei" in 
Hamburg. Veranstalter: Initiati\'e fur den 
Schutz der in die Turkei zuriickkehrcndcn poli· 
tischen Emignnten. 
Kontakt: Christian Rahn, Cremon 11. 2000 
Ihmburg 11, Tel. 040-37 5099 

17. -19. Juni 
Bundcstrd fen der Millciameri k.3i1Olidaritä t in 
West-Berlin. 
Kontakt: Informationsburo i\'icaragua, Hof­
aue :' 1, 5600 \\'uppcml I . Tel. 0202-4936305 

25.; 26·1um· 
Seminar " Phil ippinen: 15 Jahre Nationale 
Oemokra ti...:he Front (N OF)" mit einer 
Sprecherin der !'o;Of in Mendig. 
Kontakt: agphi. Postfach 32. 5444 Poilch, Tel. 
02654-6776 

richt die zunchmende, offiziell auf 8% bezif· 
ferte Infla tion und die sich nur schleppend 
entwickdnde GeITeideproduktion benannl_ U 
Peng \'erwies zudem auf die Notwendigkeit des 
Ausbaus weitert r Reformmaßnahmen, darun­
ter vo r anem eine nach wie "or ausstehende 
Preisreform. 
Neben der Wahl einer neuen Sta3tsführung be­
schloß der 7. NVK auch eine Umges taltung der 
Regierungsorgane. So ' 011 die Anzahl der u n­
tralen Minis terien von 45 auf 4 I rtduzicrt wer­
den. Damit soll der zentrale staatliche Verwal­
tungsappara t seinen neuen Aufgabcn. die Wi rt· 
schaft nicht mehr direk l. sondern indirekt w 
lenken. besser gerecht werden, anstatt als 
Bremskkllz bei den Reformen und als Hinder' 
nis für den Einbau mark twirtschaftlicher Ele­
mente zu wi rken. 
Die in diese r Hinsicht größten Erwartungen 
richten sich auf ein ebenfalls neu hcschlossenes 
Unternehmensgeselz, das die Parteisekretare 
in den Staaubet rieben aus der Management· 
\'eranlwortung ausschaltet, und - außenwirt­
schaftlich - auf die Erklärung der im süd­
chinesischen Meer gelegenen Tropcninsd 
Hainan zur 30. Provinz der V R China_ Sie wird 
zugleich zur fünften und größltn Sonderwir t­
schaftszone des Landes. 

-STRATEGIEN 

Hans-Joadum Schabedolhlflu1h Weckenmann 

FUR DIE 
ZUKUNFT 

STRATEGIEN FÜR DIE ZUKUNFT 
Neue TechnoIogIen zwischen 
FOI1schnttserwarto,ng und Geslaltungsauftrag 
1988. 136Seiten. br" 16.80DM.ISBN 3-924800-91-X 
Die Autoren beleuchten und bewe<ten die DislluSSlOO 
00'1_ Yerändene NutzllllgSlogik beim Einsatz neuer 
T ec/'IooIogien in def Arbertsweit in Ausei~1Zq 
".., ,,,r'llersdliedlichen ModemisIerungssIt'aleg.en 
(Spälh. Glotz u. a.). 

Hans-.lu'gen Lange 

SONN AM DRAHT 
Politische Herrschaft in der technisierten Demokratie 

April 1988, I80Seiten. br" 16.80 DM. ISBN 3-924800-92-8 
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Veränderte Kornrnunikatoonsstrukturen lulven auctl zu tIe .. ~ 
Yeränderlen Entscheidungss!tUkturen, so daß der ~1 beo'!J 

Einsatz neuer T echniI\en eone poIibsche Dimension ertIäIt. v8f\Ig oder 
die im VOI1iagenden Band untersucht wird. ., jtGer guIe<1 
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SPENDEN KAMP 

Mein Held' 
fül Ätlliopien 
TAKAlIGN 

Emeut sieht sic h Äthiopien einer Hungerkrise gegenüber 
(siehe Titelstory in AlB 1-2/88). Internationale Sonder­
hilfsrnaßnahmen sind angelaufen. Doch es bleibt die bange 
Frage, ob die Wiederholung der Hungerkatastrophe von 
1984/85 abzuwenden ist. 
Wir mein en, d ie aktuellen Nothilfe maßnahmen für die 
äthiopischen Notstandsgebiete sind unverzich tbar. reichen 
aber nicht hin. Was flankierend gebraucht wird, sind 
Schritte, die den Enlwaldungs- bzw. Erosionsprozeß des 
osta frikanischen Landes aufhalten. 

Der Boden Äthiopiens ist ökologisch schwerstens geschä­
digt. In manchen T eilen des Landes gibt es kein Leben 
mehr, haI die Erosion ganze Landstriche in gespenstische 
zerrissene Schluchten verwandelt. 
Die Holzressourcen - Holz ist der Hauptenergieträger der 
Äthiopier - sind erschöpft. Nur mehr 4% des gesamten 
äthiopischen Territoriums sind bewaldet. 
Der Brennholzverbrauch aber kann gesenk t werden -
durch einen den Bedingungen der Bevölkerungangepaßten 
Koc hherdtyp. Die Energieausbeute beträgt am offenen 
Feuer nur 5%. Im geschl ossenen Behälter kann der Grad 
der Energieausnutzung drastisch erhöht werden. 
Der Herd wird mit Ernteabfällen gestopft - nicht mit 
Holz. 
Eine Gruppe Äthiopier hat diesen H~rd konstruiert. Äthio· 
pische Schmiede stellen ihn in einer Bauernkooperative in 
TadelJe, Westshoa, au f tradi tionelle Weise her. Wir unter­
stützen die Verbreitung dieses Herdes . 
Wir rufen zur Teilnahme an der Kampagne "Mein Herd rur 
Äthiop ien - TAKALlGN" auf. 

Hellen Sie mit! 
Eine Spendenkampagne der Gesellschaft Osterreich.Äthiopien und der äthiopischen Relief and Rehabili· 

tation Commission, unterstützt vom AIB·Die Dritte.Welt-Zeitschrift 

Osterreichische Postsparkasse, 
Gesellschaft ö sterreich - Athiopien 

Konto·Nummer 72 11 548 
Marburger Volksbank, Nico Biver 

Konto·Nummer 4365 77 
BLZ 533 900 00 

Stiichwort: Herd für Äthiopien 




